


Von Thomos Westphoi 

Welcher Zusammenhang existiertzwischen einem lan- 
desweiten Saufgelage in Spanien und den Landtags- 
wahlen in drei deutschen Bundesländern? Nein, nein 
nicht der Kater,der bei vielen Beteiligten am nächsten 
Morgen nachhaltig festzustellen ist. Der Zusammen- 
hang bestehtvielmehr in seiner Gegensätzlichkeit. Die 
Landtagswahlen, angekündigt als der erste große po- 
IitischeTest für die oroße Koalition.fanden ouasi ohne - .~~~ - 

Wähler statt. Sachsen-Anhalt überflügelte alles bisher 
Dagewesene und schaffte eine Wahlbeteiligung von 
knapp43%.Politisch blieb alleswie es war.Aber immer 
mehr Menschen haben sich verabschiedet von dieser 
Demokratie und kümmern sich um ihre persönlichen 
Dinge. Ganz anders die spontane Einladung in vielen 
spanischen Städten zu einem landesweiten öffentli- 
chen Massenbesäufnis. Auslöser war eine Massenpar- 
ty in Sevilla. Studenten hatten über SMS-Botschaften 
etwa 5000 Menschen zusammengetrommelt und mit 
reichlich Alkohol das Ende der Prüfungszeit gefeiert. 
Andere Städte wollten diese Zahl daraufhin überbie- 
ten. Allein in Granada im Süden des Landes kamen 
angeblich mehr als 20.000 Menschen zusammen. In 
rund 20 Städten hatte es Aufrufe zum Massenbesäuf- 
nis gegeben. Während man also eine Landtagswahl 
ohne Wähler gewinnen kann, braucht man für eine 
Saufparty,die in die Zeitung kommen soll. schon eine 
echte Massenmobilisierung. 
Im ErnstAm spanischenvorgang steckt erhebliche Sym- 
bolkraft für das gestörte Verhältnis zwischen Politik, 
Staat und der jüngeren Generation auch in unserem 
Land. Neben der Tatsache. dass die Spanier sich zu ei- 
nem fragwürdigen Zweck massenweiseverabreden, ist 
vor allem dieVermittlung dieser Verabredung interes- 
sant. Wenn es bereits eine Sensation wäre, dass sich 
mehrere Zehntausend zu einem Saufgelage treffen, 
dann müsste die deutsche Boulevard-Presse ja jedes 
Jahr zum Oktoberfest in großen Buchstaben melden: 
,,6,5Millionen Menschen verobredensich zum Mossenbe- 
säufnis in der boyerischen Londeshouptstodt", In Spani- 
en aber wurden die Massen per SMS mobilisiert. 
Hier sind wir dann bei unserem eigentlichen Zusam- 
menhang der Ereignisse. Diejüngeren Menschen mel- 
den sich nicht nur vom offiziellen Betriebsgefügezwi- 
schen Gesellschaft, Staat. Wirtschaft und Institutionen 
ab und ziehen sich ins Private zurück. sie haben 
darüber hinaus längst eigene Inhalte und Regeln der 
täglichen Kommunikation, des Austausches von Welt- 
ansichten, der sozialen Kleindiplomatie im Freundes- 
kreis und der Problemlösung gefunden. Dabei spielt die 
Sehnsucht nach Bindung und Gemeinschaft, nach Zu- 
sammenkünften und derGeborgenheit in Nestwerken 
eine erhebliche Rolle. 
Kurzum: Zur Orientierung und eigenen sozialen Platz- 
zuweisung in einer unübersichtlichen komplexen Ge- 
sellschaft, tritt an diestellealter Milieuzugehörigkeiten 
und ideologischer Standpunktfestigkeit nunmehr das 
Ritual des öffentlichen Massenevents. Dabei sind die 
Anlässe vollkommen beliebig und reichen vom Mas- 
senbesäufnis in Sevilla über den Papstbesuch in Köln 
bis zur Fußballweltmeisterschaft. Aber die Teilnahme 
an Wahlen gehört definitiv nicht dazu. 

Es erscheint mir auch für reformerische Perspektiven 
von fundamentaler Bedeutung.diesen Effekt richtig zu 
verstehen. 

Das reingold- Institut stellt in einer beachtlichen Stu- 
die fest:..Die Dramatik des jugendlichen Alltages er- 
wächst nicht mehr aus dem Generationenkonflikt oder 
aus dem Streit um die richtige Weltanschauung. Der 
Alltag wird dramatisch aufgeraut durch die vielen klei- 
nen Konflikte, Kränkungen, Beziehungskrisen und pri- 
vate Brandherde,die in den unterschiedlichen Bezugs- 
gruppen jederzeit hervorbrechen können. Viele Ju- 
gendliche fühlen sich wie kleine Joschka Fischers: Sie 
sind in ihrem Freundeskreis in ständiger diplomati- 
scher Mission unterwegs, um auflodernde Disharmo- 
nien zu schlichten." 
Dadankmoderner KommunikationsmitteldieZahl der 
Kontakte, Bekanntschaften und Freundschaften die 
heute lose gepflegt werden. den sozialen Wirkungs- 
kreis früherer Generationen bei weitem übersteigt, 
wächst sich das Bemühen, Bindungen zu stabilisieren, 
aufzufrischen und die Freunde zufrieden zu stellen, zu 
einer wahren Besessenheit aus. Neben Schule und Be- 
ruf gibt es für viele keine andere Alltagstätigkeit als 
diese soziale Kleindiplomatie. Das Handy ist dabei so 
etwas wie die Nabelschnur zum Netzwerk und das 
nächste Massenevent die ersehnte Trutzburg gegen 
jede Verlustbedrohung. 
Kurzum: Die Auflösung markanter und präziser Stand- 
punkte ist nicht Ausdruck einer Charakterschwäche 
oder politischer Inkompetenz der Jugendlichen. Sie ist 
Kennzeichen ihrer sozialen Kleindiplomatie mit der sie 
versuchen, in ihrem Alltag Konflikte auszugleichen, 
Bündnispartner ins Boot zu holen und alle Beziehun- 
gen in der Balance zu halten. 

Nicht selten beschleicht mich der Gedanke, dass diese 
Phänomene Iängst nicht auf die jüngere Generation 
beschränkt sind. Die soziale Kleindiplomatie hat allemal 
Einzug gehalten in die Reihen der Parlamente, Partei- 
tage und der politischen Planungsstäbe. Politisches 
Talent misst sich weniger an derTiefe und Präzision der 
Analyse und den Fähigkeiten der Umsetzung als viel- 
mehr an der Vernetzung mit den Gruppen und Strö- 
mungen in einer Partei. 
Aber nicht nur markante Standpunkte lösen sich auf. 
Bei dem Rückzug ins Private und dem enormen seeli- 
schen Aufwand zur Pflege der Beziehungsnetze geht 
offenbar auch der berufliche und soziale Ehrgeiz ver- 
loren. So zeigt die aktuelle Sinus-Studie einen weitge- 
henden Verlust des ehemaligen.Aufstiegsorientierten 
Milieus". Bisher war jede reformpolitische Strategie 
davon ausgegangen, dass in der Mobilisierung der Leis- 
tungsträger in den gesellschaftlichen Mittelschichten 
der Schlüssel zur Erlangung einer gesamtgesellschaft- 
lichen Hegemonie liegt.Was aber,wenn sich diese Leis- 
tungsträger in der Abfolge der Generationen verflüch- 
tigen und nur noch eine breite bürgerliche Mitte mit 
der Sehnsucht nach Harmonie, Sicherheit und ewiger 
Jugend überbleibt? 
Kurzum: Leistung, Produktivität, Mut. Wille und Er- 
folg müssen als wichtige Werte und Symbole eines 
fortschrittlichen Diskurses wieder neu betont und 
gegen Angst, Beharrung, Experimentalismus und 
Verantwortungslosigkeit gleichermaßen ins öffent- 
liche Bewusstsein gebracht werden. Gewiss nicht 
einfach i n  einer Welt im Umbruch ohne greifbare 
Zukunft.Aber unerlässlich für eineVision mit deutli- 
chen Konturen. sor 2 1 2 ~  
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Eckpunkte für ein neues 

/ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
lichen Steigerung der Ressourcenprodukti- 
vitäteinhergeht.Beispielsweise sei eineent- 
scheidende Fragerauf welcheTechnologien 
bei der ohnehin notwendigen Erneuerung 
der Kraftwerke in Deutschland gesetzt 
wird. Wirtschaftliche Wachstumsimpulse 
werden davon angesichts eines geschätz- 
ten lnvestitionsvolumens von 70 bis 80 
Mrd. auf jeden Fall ausgehen. Weitere - 
ökologisch verträgliche - Wachstumsim- 
pulse könnten darüber hinaus über einen 
Ausbau regional orientierter Wirtschafts- 
bereiche - häufig personenbezogene 
Dienstleistungen - generiert werden. In 
diesen Bereichen setze sich zudem Wachs- 
tum sehr direkt auch in einen Beschäfti- 
gungsanstieg um. 
Die beiden weiteren Referate der Tagung 
von Agnes Streissler von der Arbeiterkam- 
mer in Wien und Frank Teichmüller, dem 
ehemaligen Bezirksleiter der IG Metall Küs- 
te, verwiesen darauf aufbauend auf zwei 

4 rpw 2 12006 

Grundsatzprogramm 

Von Joachim Schuster 

Die Programmdebatte in der SPD 
schleppt sich nun schon mehrere Jahre hin 
ohne die Partei bisher wirklich ergriffen zu 
haben. Nach den Vorstellungen der Partei- 
führung soll die Debatte nicht wie ur- 
sprünglich geplant 2006 sondern erst 2007 
mit einem Programmparteitag.abgeschlos- 
sen werden.Zu Beginn dieser abschließen- 
den Phase sollen im April Programmthesen- 

neue Herausforderungen gefunden werden. 
Diese Zielsetzung wird nur erreichbar sein, 
wenn es in dem kommenden Monaten ge- 
lingt, eine Debatte zu initiieren, die die Par- 
tei in ihrer Breite erreicht und nicht nur in 
wenigen Zirkeln geführt wird. 
Das Berliner Programm bildet dafür einen 
wichtigen Ausgangspunkt. Die dort formu- 
lierten grundlegenden Orientierungen soll- 

ten beibehalten wer- 
den. Allerdings be- 

V a r f  es auch wichti- 
weitere zentrale Diskussionsbereiche.Agnes 
Streissler setzte sich mit der Perspektive ei- 
nes neuen eurouäischen Sozialmodells a/ ger inhaltlicher Wei- 

terentwlcklunqen. 
~ ~ 

auseinander. ~ a b k  unterstrich sie die Be- 
deutung einer inhaltlichen Rlchtungsände- 
rungen der restriktiven und vor.allem auf 
Deregulierung gerichteten Wirtschafts- und 
Währungspolitik der EU.Zudem sei die Eta- 
blierung eines europäischen Sozialmodells 
keine alleinige Aufgabe der EU sondern er- 
fordert in vielen bedeutsamen Politikfeldern 
umfassende Reformen in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten. 
FrankTeichmüller stellte sich der Frage,wel- 
che Modifikationen am Konzept der Wirt- 
schaftsdemokratie, welches im Berliner Pro- 
gramm der SPD einen zentralen Stellenwert 
einnimmt, angesichts der Veränderungen 
der letzten Jahre erforderlich sind. Im Kern 
argumentierteer,dassdas bisherige System 
der Arbeitsbeziehungen vor allem durch 
stärkere Mitbestimmungselemente auf Un- 
ternehmensebene ergänzt werden muss 
und dass eine Europäisierung der Gewerk- 
schaften wie auch einzelner Mitbestim- 
mungselemente unabdingbar ist.Nur in ei- 
ner solchen Konzeption ließen sich sowohl 
die Demokratie in der Wirtschaft stärken als 
auch die Wirtschaft in die Demokratie inte- 
grieren. 
Auf derTagung wurdenThemen aufgerufen. 
die bei der zukünftigen Programmdebatte 
einen Schwerpunkt aus Sicht der Linken bil- 
den sollen. DL 21 wird diese offensiv in die 
Debatte einbringen. Gleichzeitig wird dar- 
auf zu achten sein, dass die Programmde- 
batte nicht losgelöst von der Realpolitik in 

Dazu hat die DL 21 
versucht einen Bei- 
trag zu leisten. 
Michael Guggemos 
befasste sich in sei- 
nem Referat mit den 
Perspektiven eines 
neuen Wachstums- 
modells.Sein Plädoy- 
er für eine ökonomi- 
sche Re-Alphabeti- 
sierung zielt im Kern 
darauf, in der Partei i sct 

kein umfassender Programmentwurf - als 
Basis für die breite Diskussion in der Partei 
vorgelegt werden.AufderTagung von DL21 
hat SPD Generalsekretär Hubertus Heil 
zudem den Anspruch formuliert, eine offe- 
ne und lebendige Debatte zu führen,die in 
der Lage ist, neue programmatische Ideen 
hervorzubringen. Was ist das Ziel einer sol- 
chen Debatte aus Sicht der Linken? 
Nach den rot-grünen Regierungsjahren 
steht die Partei vor der schwierigen Aufga- 
be,während einer großen Koalition eine in- 

wieder zu verankern, 
dass ökonomische Prozesse keineeinfachen 
Ursache-Wirkung-Ketten sind, sondern 
immer im Gesamtzusammenhang mit ihren 
komplexen Wechselwirkungen betrachtet 
werden müssen.Dabei müsse seiner Auffas- 
sung nach mit weit verbreiteten aber des- 
wegen keineswegs richtigen Glaubenssät- 
zen gebrochen werden, wie etwa das an- 
gebliche Lohnkostenproblem der deut- 
schen Wirtschaft, die angeblichen struktu- 
rellen Verkrustungen des Arbeitsmarktes 
oderdem leichtfertigen Geredevon einer zu 

haltlich-programmatische Neubestimmung überschreitenden ~eschäft i~un~sschwelle 
vorz~nehmen, dte a e Basis f,r e ne C gen- von knapp 2%. bevor W rtschaftswachst-m 
stand~qe Profil er-nq acr 5PD a s Partei so- zu mehr Beschaft auno funre Notwcndio - - 
zialer~erechtigkeit Grmöglicht.~abei müs- sei dagegen eine Wirtschaftspolitik,die die 
sen offensichtliche inhaltliche Fehlorientie- Steigerung der gesamtwirtschaftlichen 
rungen der jüngeren Vergangenheit - die Nachfrage mit einer gezielten Industriepo- 
lange Liste der verlorenen Landtagswahlen litik zur selektiven Förderung einzelner 
wie auch derVerlust der rot-grünen Regie- Branchen verbindet. Ökologische Grenzen 
rungsmehrheit sind nicht vom Himmel ge- einer solchen Wachstumsstrategie bestün- 
fallen -ebenso korrigiert wie Antworten auf den nicht,soweit Wachstum mit einer deut- 

der Großen Koalition zur Spielwiesefürthe- 
oretisch interessierte Genosslnnen wird. 
sondern dass die programmatischen Impul- 
se sich so weit wie möglich schon in der 
Regierungspolitik niederschlagen.Denn nur 
mit einer solchen Einheitvon Programmatik 
und Handeln lässt sich uolitischeGlaubwür- Dr. Joachim Schuster, Mitglied der Bremer Bürgerschaft und politischer Geschäftsführer des 

Forum DI21, erlebtin Bremen 
~~ ~ 

digkeit erlangen. spw 212006 



Bildungsgerechtig keit statt 
elitärer Geldgeschenke 
Das Elterngeld befördert Mitnahme-Effekte, 
aber keine Gerechtigkeit 

Von Steffen Reiche 

Zurzeit ist die große Koalition 
dabei,mit einer kleinen Lösung ein großes 
Problem anzupacken und dabei den Staat 
nicht nur unübersichtlicher,sondern auch 
unsozialer zu machen und zur Lösung der 
beiden großen genannten Probleme 
bestenfalls Impulse zu geben. 
Eine klare, nachhaltige Entscheidung 
wäre, den Kindergärten für alle Kinder 
vom dritten Lebensjahr an zumindest in 
der bildungsintensivsten Zeit von 8:OD bis 
12:OO Uhr deutschlandweit elternbei- 
tragsfrei zu machen und ihn damit struk- 
turell der Wahrnehmung des Bildungs-. 
Erziehungs- und Betreuungsauftrags der 
Schule gleich zu stellen. Der Vorteil ist, 
dass - anders als zum Beispiel bei Kinder- 
freibeträgen, Elterngeld und steuerlicher 
Absetzbarkeit der Betreuungskosten - 
alle Kinder und deren Eltern gleich behan- 
delt werden. Nur so vollziehen wir in der 
gesamten Gesellschaft den notwendigen 
Paradigmenwechsel und zugleich einen 
Wechsel des Gesamtklimas in der Gesell- 
schaftzu Kindern und ihrer frühkindlichen 
Bildung. 
Im Rahmen der Arbeit der Föderalismus- 
kommission müssten dafür die Finanzbe- 
Ziehungen so entwickelt werden, dass die 
Kommunen in der Lage sind, den verblei- 
benden kleinen Prozentsatz der Kosten, 
der zur Zeit durch die Elternbeiträge fi- 
nanziert wird, zu übernehmen. Das sind 
nurca. lO%derGesamtkosten.Wenn man 
Essengeld und andere Nebenabgaben 
hinzurechnet wird man realistisch eher 
von 15 %ausgehen müssen. Der Rest wird 
schon jetzt durch die Träger, Kommunen 
und Länder finanziert.Ökonomen wie 2.8. 
Dieter Dohmen weisen immerwieder dar- 
auf hin, dass die Kosten für Kindertages- 
betreuung vorrangig von den Kommunen 
getragen werden, der gesellschaftliche 
Nutzen aber beim Bund und auch bei den 
Ländern anfällt. Die Perry-Preschool-Stu- 
dy verweist darauf, dass für jeden in Kin- 
dertagesbetreuung investierten Dollar ein 

wirtschaftlicher Nutzen von 12.90 Dollar 
entstand. 
Ohne eine solche Regelung sind Länder 
und Kommunen im Rahmen der Föderalis- 
musreform II (Finanzbeziehungen) weder 
in der Lage noch bereit dazu.Wenn jedoch 
alle die Notwendigkeit dazu erkennen, 
wäre gerade dieser Zeitpunkt dafür am 
besten geeignet. 
Konsequenterweise sollte in einigen Jah- 
ren auch über eine Pflicht, einen Kinder- 
garten oder eine Kindergruppe zu besu- 
chen analog der Schulpflicht entschieden 
werden. Das fraglos auch in Zukunft gel- 
tende Recht und die ebenso bestehende 
Pflicht, die eigenen Kinder zu erziehen, 
wird im Kern davon genau so wenig bzw. 
genau so stark eingegrenzt wie von der 
schon bestehenden Schulpflicht. Im vor- 
schulischen Bereich würden die Eltern ja 
nur verpflichtet, in einem von der öffent- 
lichen Hand entsprechendzu finanzieren- 
den kommunalen Angebot ihren Kindern 
die Wahrnehmung des durch das SGB Vlll 
(KJHG) gesetzlich normierten Bildungs- 
auftrags zu ermöglichen. Dies würde eine 
Grundgesetzänderung erfordern. da 
bisher nur für die Schule ein vom Eltern- 
willen unabhängiger Bildungsauftrag nor- 
miert ist. Schon heute nehmen in jedem 
Bundesland 85 bis 95 %aller Kinder am 
vorschulischen Angebot teil und aus bil- 
dungs- und sozialpolitischen Erwägungen 
lässt sich schon heute kein Grund denken, 
weshalb Eltern ihrem Kind im Alter von 3 
bis 6 Jahren diese Sozial- und Bildungser- 
fahrung am Vormittag verwehren sollten. 
Noch dazu, da es heute und ebenso in 
Zukunft anders als i m  Schulbereich sehr 
einfach ist,die kommunaleGenehmigung 
für eineeigene Bildungs- und Erziehungs- 
einrichtung für den vorschulischen Be- 
reich zu bekommen und insofern Eltern, 
die etwas anderes als das vorhandene 
wollen, das gemeinsam mit anderen El- 
tern organisieren. Dann könnte Schule wie 
Elementarbereich in seinen pädagogi- 
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schen und strukturellen Grundsätzen 
staatlich gelenkt sein, aber die Kommu- 
nen wären für ihre Kitas und ihre Schulen 
verantwortlich in Personal, Ausstattung 
und Konzeption. Die beiden Systeme soll- 
ten sich zukünftig stärker aufeinander zu 
bewegen und die wichtigsten Aspekte 
(kommunale Verantwortung, staatliche 
Rahmensetzung) beider Systeme könnten 
gemeinsam übernommen werden. 
Schon jetzt haben wir eine große und im 
Grunde skandalöse Ungerechtigkeit. die 
über die Kinderfreibeträge Eltern mit ho- 
hem Einkommen besser stellt als Eltern 
mit niedrigem Einkommen. Durch das El- 
terngeld wird dieser Skandal aber nicht 
vermindert oder aufgehoben, sondern 
verstärkt und auf Dauer fortgeschrieben. 
Eine Familie mit hohem Einkommen be- 
kommt nach der Geburt ihres Kindes na- 
türlich durch das Elterngeld, bezogen auf 
67% des letzten elterlichen Nettoeinkom- 
mens, was bis zu maximal 1.800 Euro ent- 
sprechen kann, wesentlich mehr staatli- 
che Transferleistungen als zum Beispiel 
eine Verkäuferin. 
In der Diskussion bei der Erarbeitung des 
Koalitionsvertrages ist von einigen darauf 
hingewiesen worden, dass mit großer 
Wahrscheinlichkeit die Elterngeldkosten 
für den Staat weit über die prognostizier- 
ten ca.9 Milliarden hinausgehen werden. 
Mit dem Elterngeld will man bewusst 
auch besser verdienende Eltern anregen, 
wieder mehr Kinder zu bekommen. Man 
erhofft sich davon. dass auch die Gruppe 
mit der vermeintlich besseren geneti- 
schen Disposition einen höheren Beitrag 
zur demografischen Entwicklung leistet. 
Guckt man sich die einschlägigen Unter- 
suchungen jedoch genauer anssieht man, 
dass das Haupthindernis für viele Frauen 
an der Verwirklichung ihres eigenen be- 
stehenden Kinderwunsches die Männer 
sind.Sie wollen sich oft zum einen nicht in 
der notwendigen Form einschränken und 
auch keine Verantwortung für die Erzie- 



hung übernehmen und sind angesichts 
der gesellschaftlichen Entwicklung oft 
ungern bereit. sich wegen eines Kindes so 
lange Zeit fest an eine Partnerin zu bin- 
den.Leider ist auch der Kinderwunsch bei 
Akademikerinnen bedauernswürdig nied- 
rig. Ich denke, deren potenziellen Kinder- 
wunsch könnte man am besten unterstüt- 
zen durch zuverlässig zur Verfüqunq ste- 

Dass aber gerade dies durch das Eltern- 
geld geändert würde, nimmt niemand 
ernsthaft an. Insofern sind in Größenord- 
nungen nur Mitnahmeeffekte zu erwar- 
ten, die nur in marginaler Weise unsere 
demografische Situation verändern. 
Bisher sind leider über das Kindergeld 
auch schon Transfers organisiert, die in 
manchen Familien gerade nicht das Kind 

der vergangenen Jahre ja gerade darin, 
dass Eltern oderväter in sozial schwachen 
Familien das Kindergeld gerade nicht dem 
Kind in gegebenem Umfang zu Gute kom- 
men lassen. Am Ende der damaligen De- 
batte war vielen klar, dass die nächsten 
Transfers der öffentlichen Hand direkt in 
die Bildungsinstitution Kindergarten flie- 
ßen muss. damit sie allen Kindern unab- 

hende Kinderbetreu;ng,die zeiiichflexi- erreichen. Der Vorwurf gegen die Kinder- hängig von ihrer sozialen Herkunft in glei- 
bel und qualitativ gut ist. geiderhöhungen bestand in der Debatte cher Weise zu Gute kommt. ,pw 212W6 

-- 
Basta, nein danke! 
Die Föderalismusreform muss ernsthaft 
diskutiert werden, um erfolgreich zu sein 

Von Ralf Stegner 

Gegenwärtig werden die umfang- SPDder,,kooperative"Diskussionsstil durch. 
reichsten Änderungen des Grundgesetzes 
seit 1949 zur Entflechtung der Kompeten- Ohne Moos nichts los 
Zen von Bund und Ländern diskutiert. Die Den Landern nutzen die neuen Zuständiq- 
angestrebten Korrekturen werden den Ab- keiten und Handlungsspielräume nur dann 
stimmungsbedarf zwischen Bundestag und etwas,wenn für diese Aufgaben auch dieer- 
Bundesrat vermindern.Das Prinzip der Sub- forderlichen Mittel zur Verfüauna stehen. I - - 
sidiarität wird gestärkt, was den Ländern Die Länder brauchen eine adäquate Finanz- 
mehrVerantwortung,aberauch mehr Hand- ausstattung.Diedesolate Finanzlaqe elnzel- I 
lungsspielraum bietet. Das Betätigungsfeld ner ~änderwie auch ~chleswi~-~oistein,die 
desVermittlungsausschusses wird durch die in der Verfassungswidrigkeit der Haushalte I 
Abschaffunq der Rahmenaesetzaebuna deutlich wird.zeiat.wie weit wir ietzt schon n,ii <t„„, . - - 
eingeschränkt und es wird weniger Blocka- 
desituationen geben. Es wird auch weniger 
Anlass für ..Kompensationsgeschäfte" ge- 
ben. 
ich begrüße ausdrücklich die Modernisie- 
rung der bundesstaatlichen 0rdnung.Sie ist 
dringend notwendig. Es liegt nun aber ein 
PaketaufdemTisch,von dem viele sagen,es 
dürfe nicht wieder aufgeschnürt werden.ich 
halte es jedoch für absurd, würde man aus- 
gerechnet bei dieser Reform, die das Ziel 
von mehrTransparenzzur Stärkung der De- 
mokratie hat, fordern. auf den demokrati- 
schen Beratungsprozess zu verzichten. 
Deshalb bin ich überzeugt,dass Bundestag 
und Bundesrat in den anstehenden parla- 
mentarischen Beratungen Änderungen vor- 
nehmen werden.Die Reform wird nicht ein- 
fach abgenickt. nicht einfach durchgewun- 
ken. Ich meine: Basta-Politik ist keine selbst- 
bewusste Politik. 
ich freue mich.dass auch Matthias Platzeck 
und Peter Struck nun Veränderungen am 
Paket,.Föderalismusreform" für sinnvoll und 
notwendig erachten. Mir scheint, auch in 
diesem Politikfeld setzt sich innerhalb der 

Dr. Rolf Stegner, MdL, Mitglied im SPD-Porteivo 
Holstein 

. > .  

davon entfernt sind. Immerhin ist mit dem 
Abbau steuerlicher Subventionen begon- 
nen worden. Nach meinen Vorstellungen 
darf ein Steuersystem nicht nureinfach,son- 
dern es muss auch gerecht sein. Unter- 
schiedliche Ausgangsvoraussetzungen 
müssen berücksichtigt werden und starke 
Schultern müssen mehr tragen als schwa- 
cheSchultern.Diesesgehtdann zwangsläu- 
fig zu Lasten der Vereinfachung. in Anleh- 
nung an diese Grundsätze: Auch bei der Re- 
form des Föderalismus müssen wir mehr 
berücksichtigen als die klareTrennung der 
Aufgaben und der möglichst starken Verla- 
gerung von Zuständigkeit auf die Länder. 
Das verfassungspolitische Ziel der inneren 
Einheit der Bundesrepubiik wird zur Dispo- 
sition gestellt, wenn nicht alle Länder 
gleichmäßig gegenüberdem Bund gestärkt 
werden. Nicht jeder Zugewinn an Kompe- 
tenzen bedeutet auch eine Stärkung aller 
Länder. 

K.0.-Punkte für den Bundesstaat 
Welche Gefahren birgt der vorliegende Ent- 
wurf für die Föderalismusreform? 
Flächentarifvertrag und Tarifautonomie 

rstond, ist Innenminister des Landes Schleswig- 

sehe ich gefährdet, wenn die vorgesehene 
Verlagerung der Gesetzgebungskompeten- 
Zen im Laufbahn-. Besoldungs- und Versor- 
gungsrecht auf die Länder übergeht. Hier 
droht die Kleinstaaterei mit mehr Bürokratie 
und weniger Mobilität. 
Fachlich problematisch ist die Verlagerung 
der Gesetzgebungskompetenzen im Straf- 
vollzug. in bestimmten Bereichen des Woh- 
nungswesens und im Heimrecht auf die 
Länder. Nicht akzeptabel ist der Ausschluss 
der Länder an der Mitwirkung bei der Ge- 
setzgebung für die Atomenergienutzung. 
Gerade auch die vorgesehenen Änderun- 
gen im Umweltbereich würden eine moder- 
ne Umweltpolitik konterkarieren. Die ge- 
planten exzessiven Abweichungsrechte der 
Ländersind vermutlich für viele Länder eine 
Einladung zum Abbau von Umweltstan- 
dards. Umweitpolitik hat es in Zeiten von 
fünf Millionen Arbeitslosen und wirtschaft- 
licher Rezession ohnehin schwer. Ein Wett- 
bewerb um die wenigsten Naturschutzge- 
biete oder die meisten Rote-Liste-Arten ist 
kein erstrebenswertes Ziel. 
In gravierender Weise nachteilig für die är- 
meren Länder sind die vorgeschlagenen 
Neuformulierungen der Finanzhilfetatbe- 
stände zum Abbau von Mischfinanzierun- 
gen und die vorgesehene Übertragung der 



Gemeindeverkehrsfinanzierung vom Bund 
auf die Länder.Dies gilt auch für die Vertei- 
lung der Sanktionslasten der Bundesländer 
bei einer unzureichenden Umsetzung von 
Rechtsakten der EU. 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse - 
kein aggressiver Wenbewerbsföderalismus 
Das verfassungspolitische Ziel der inneren 
Einheit würde zur Disposition gestellt,wenn 
noch mehr Länder durch ungleiche Rah- 
menbedingungen in die Haushaltsnotlage 
getrieben würden. 
Die ohnehin wirtschaftlich stärkeren Länder 
würden weiter profitieren, die finanz- und 

strukturschwächeren Länder gerieten ins 
Hintertreffen. Das erweiterte die Kluft zwi- 
schen Nord und Süd,zwischen West und Ost 
und schadete am Ende dem Bundesstaat in 
seiner Gesamtheit. Ich bin der Auffassung, 
dass das Solidaritätsprinzip auch heute 
noch Bedeutung hat. 
ich wünsche mir nicht das Minelmaß des 
Zentralismus. Aber: Was wir brauchen ist 
Wettbewerb unter fairen Bedingungen. Ein 
aggressiver Wettbewerbsföderalismus ge- 
fährdet das Verfassungsprinzip der Gleich- 
wertigkeit der Lebensverhältnisse. Es be- 
stände die Gefahr,dass der Staat nicht mehr 

im notwendigen Maße seine Aufgaben der 
Daseinsvorsorge für die Bürgerinnen und 
Bürger erfüllen kann, nämlich z.8. Rechts- 
schutz und Rechtssicherheit organisieren 
oder Umweltschutz und Bildung zu gewähr- 
leisten. 
Seit Monaten argumentiere ich für Ver- 
besserungen in der Sache, die ich kon- 
struktiv für das Land Schleswig-Holstein 
in den Bundesrat einbringen werde. Ich 
will.dass die politische Klasse den Beweis 
erbringt, dass sie es kann. Ich will, dass 
die Föderalismusreform zu einem Erfolg 
wird. spw 2 12006 

Föderalismusreform breit diskutieren und 
optimieren 
Presseerklärung des Forums Demokratische Linke 21 vom 04.03.2006 

Das Forum Demokratische Linke befürwortet (die Ziele der Födera- 
lismusreform) ausdrücklich. Sie (..J bettet sich ein in eine Diskussi- 
on um die inhaltliche Ausgestaltung des Föderalismus.Der bundes- 
deutsche Föderalismus, wie er in der Nachkriegszeit entstanden ist, 
ist ein kooperativer Föderalismus. Pointiert kommt dies in dem Pos- 
tulat der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zum Ausdruck. 
Dabei geht es nicht darum,Iänderspezifische Unterschiedezu elimi- 
nieren. Allerdings wird der grundgesetzliche Anspruch erhoben, 
dass das Niveau der staatlichen Leistungen in allen Ländern ver- 
gleichbar bleibt und zu große Unterschiede verhindert werden sol- 
len.Zu diesem Zweck sieht das Grundgesetz verschiedene instituti- 
onen undverfahren einschließlich finanzieller Ausgieichsmechanis- 
men zwischen den Ländern wie auch zwischen dem Bund den Län- 
dern vor. 
Das Forum DL21 sieht bei wichtigen Punkten dervorgeschlagenen 
Föderalismusreform einen Korrekturbedarf: . Die Neuordnung der Kompetenzen im Bereich der Bildungspo- 

litikführtzwangsläufig zu einem Rückzug des Bundesausdiesen 
Politikbereichen. Eine gemeinsame Bildungsplanung zwischen 
Bund und Länder wird es nicht mehr geben.Darüber hinaus hat 
der für Art. 104 b Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz (GG) vorgesehe- 
ne Ausschlussvon Finanzhilfen des Bundes in Bereichen deraus- 
schließiichen Gesetzgebuna der Länder qeradezu absurde Fol- 

gegeben,eindeutige Gewinner sind die Länder Bayern und Baden- 
Würnemberg. - Der Strafvollzug soll in die ausschließliche Länderhoheit über- 

gehen.Damit droht in diesem Bereich eine Rechtszersplinerung, 
die negative Folgen für die Qualität des Strafvollzuges und die 
Verwirklichung des Vollzugszieles der Resozialisierung hat. . In der Umweltgesetzgebung soll den Ländern in einigen Berei- 
chen das Recht auf eine abweichende Gesetzgebung zugestan- 
den werden,soweit die Länder bestimmteGrundsätze beachten. 
Da Umweltschutz immer auch eine Kostenfrage ist, ist bei die- 
ser Möglichkeit eine Dumpingkonkurrenz zwischen den Bun- 
desländern nicht auszuschliei3en.Geradeangesichts der Bedeu- 
tung des Umweltschutzes und der Notwendigkeit iänderüber- 
greifender in vielen Bereichen sogar internationaler Regelun- 
gen, ist dies widersinnig. . Die Organisations- und Personalhoheit für die Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes in den Ländern und den Kommunen soll 
auf die Ländern übergehen. Eine Iänderspezifische Differenzie- 
rung derTarifbedingungen wird die Folge sein. Dabei droht die 
Gefahr,dass Personalpolitikzu sehr an der in den Ländern sehr 
unterschiedlichen Finanzlage orientiert wird.Qualifiziertes Per- 
sonal wird geneigt sein, in Länder mit einem höheren Entloh- 
nungsniveau abzuwandern.Dies würdeetwa bei der notwendi- 

gen: Förderprogramme im &ldungsberei;h, wie etwa die 4 Mrd. gen Einstellung von mehreren hunderttausend Lehrern in den 
Euro für das Ganztagsschulprogramm,sind zukünftig ausdrück- nächsten Jahren ein erhebliches Qualitätsgefällezwischen den 
lich verboten. . In der Forschungspolitik darf sich der Bund in Zukunft nur auf 
Feldern mit überregionalem Charakter betätigen. Damit drohen 
zum einen finanzschwächere Bundesländer hochschulpolitisch 
abgehängtzu werden.Zum anderen ist esgeradeangesichts der 
Bedeutung der Forschung für den internationalen Wettbewerb 
widersinnig, dass sich der Bund in diesen Feldern nur unter die- 
sen Restriktionen engagieren darf. 

Mit der Neuregelung des Art. 143 C GG werden die zukünftig jähr- 
lich vom Bund an die Länderzu zahlenden 695 Mio.Eurofür Aus- und 
Neubau von Hochschulen nach den jeweiligen Durchschnittsantei- 
len der Länder an derartigen Fördergeldern in den Jahren 2000 bis 
2003 verteilt.Werviel bekommen hat,dem wird auch in Zukunftviel 

Ländern zur Folge haben. 
(..J Die geplante Reform ist eine der umfangreichsten Änderun- 
gen des Grundgesetzes. Sie bedarf einer ausführlichen Diskus- 
sion und einer Optimierung an mehreren Stellen.Gerade in den 
oben angeführten Bereichen sind Änderungen zu vereinbaren 
bzw.Vorkehrungen zu treffen,damit die befürchteten negativen 
Folgen nicht eintreten. Nachbesserungen sind nötig und mög- 
lich. 
Wir brauchen einen zeitlich ausreichenden parlamentarischen und 
gesellschaftlichen Diskussionsprozess. Nur so werden wir der ver- 
fassungsrechtlichen Bedeutung der für eine Grundgesetzänderung 
erforderlichen Zweidrittelmehrheit gerecht. Wir werden diese Zeit 
nutzen, um erforderliche Änderungen durchzusetzen. 



Gesund heitsreform 

................... 
entschlossen angehen! 
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Von Kar1 Lauterbach 
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Der Handlungsbedarf der Großen 
Koalition bei der Gesundheitsreform ist 
enorm. Wenn es nicht zu einer Einigung 
noch in diesem Jahr kommt,würdesich die 
Lückezwischen Einnahmen und Ausgaben 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung 
im Jahr2007deutlich vergrößern.Die ~ r h i -  
huno der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel. - ~ ~ - ,  

der Abbau der Zuschüsse aus der Tabaks- 
teuer, die Tariferhöhung im Krankenhaus. 
der Verlust von gesetzlich versicherten gut 
Verdienenden an die Private Krankenversi- 
cherung,dieAlterung der Bevölkerung,die 
Abnahme sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigungsverhältnisse und der ab- 
sehbare Anstieg der Arzneimittelkosten 
werden zu einem Fehlbetrag von 10 Mrd. 
Euro führen. Dadurch würde der Beitrags- 
Satz um einen Prozentpunkt steigen. Zu- 
sätzlich zu der Erhöhung des Rentenbei- 
tragssatzes um 0.4 Punkte und der Erhö- 
hung der Mehrwertsteuer umdrei Prozent- 
punkte kämees für die sich erholendeKon- 
iunktur zu einem nicht kalkulierbaren Be- 
lastungstest. 

Kopfpauschale als Ausweg? 
Um diese Lücke zu schließen.sind mehrere 
Reformweae denkbar. Beisoielsweise könn- - 
ten Leistungen gekürzt werden.50 dass die- 
se von den Haushalten privat bezahlt wer- 
den müssten.DieserWeg, höhere Zuzahlun- 
gen. Selbstbeteiligungen oder Leistungs- 
kürzunaen. scheidet in 2007 aus. weil dann - .  
endgültig der Konjunktureinbruch folgen 
würde.DieZuzahlungen würden außerdem 
insbesondere die mittleren Einkommens- 
gruppen treffen. Für die Einkommens- 
schwachen müsste es Befreiungen geben 
und die Einkommensstarken und Beamte 
wären als privat Versicherte im Wesentli- 
chen nicht betroffen. Ein nicht minder 
schädlicher Vorschlag ist die Einbeziehung 
von Kopfpauschalen in die Finanzierung der 
Gesetzlichen Krankenversicherung, ob nun 
alleinig oder in Form einer zusätzlichen, 
.kleinen" Kopfprämie. 
Bei einer Kopfpauschale mit einem steuer- 
finanzierten Sozialausgleich würde sich der 
Druck auf die mittleren Einkommensgrup- 

pen noch erhöhen.Die Einkommensschwa- 
chen würden die Kopfpauschale zum größ- 
ten Teil vom Finanzamt erstattet bekom- 
men. Hohe Einkommen würden von einer 

~ ~ 

Kopfpauschale weiter entlastet. Bei einer 
Kopfpauschale ohne Sozialausgleich wür- 
den sogar nur die hohen Einkommen profi- 
tieren und der Finanzierungsdruck würde 
bis ganz unten durchgereicht. Auch in der 
gegenwärtigen Diskussion befindet sich 
mal wieder der über zehn Jahre alte Vor- 
schlag, die Arbeitgeberbeiträge zur Kran- 
kenversicherung einzufrieren. Ökonomisch 
macht dies keinen Sinn. Damit würden die 
Arbeitnehmerbeiträge in Zukunft doppelt 
so schnell steigen.Jedezukünftige Beitrags- 
satzerhöhung würde die Nettoeinkünfte 
entsprechend schmälern, die Grenzabga- 
ben der Arbeitnehmer würden deutlich 
steigen. An der starken Belastung minlerer 
Einkommen würde sich auch nichts ändern. 
Steueranteil an der Krankenversicherung 
erhöhen! 
Dagegen wäre es ein gangbarer Weg, die 
Steuern zu erhöhen und damit 2.0. die me- 
dizinische Versorgung der Kinder zu bezah- 
len. Dies würde die Beitragssätze senken 
und könnte sich positiv auf den Arbeits- 
markt auswirken. Da aber die Mehrwert- 
steuer nicht noch stärker angehoben wer- 
den kann, eine Erhöhung der Unterneh- 
menssteuern arbeitsmarktpoiitisch kaum 
durchsetzbar wäre, bliebe nur der Weg der 
Erhöhung der Einkommenssteuern. So 
könnte die Steuer für Spitzenverdiener er- 
höht werden,da sie sich bislang an der soli- 
darischen Finanzierung nur weit unterpro- 
portional beteiligen. 
Spitzenverdiener und Selbständige sind in 
der Regel privat versichert. Sie beteiligen 
sich daher nicht an der Finanzierung der 
Krankenversicherung für Geringverdiener, 
die eher überdurchschnittliche Krankheits- 
kosten aufweisen.Die hohen Krankheitskos- 
ten der Geringverdiener werden nur von 
den gesetzlich Versicherten bezahlt. Auch 
die Krankenversicherung der Kinder wird 
überwiegend von der Solidargemeinschaft 
finanziert. Daher ist es bei der Reform auf 
jeden Fall notwendig,die Privatversicherten 
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in den Einkommensausgleich der Kranken- 
kassen einzubeziehen. Ein gesetzlich Versi- 
cherter mit einem Höchstbeitraq von 550 
Euro im Monatzahltdavon um die 250 Euro 
für die Krankenversicherung der Einkom- 
mensschwachen. Wechselt er in die orivate 
Krankenversicherung, muss er dies nicht 
mehr bezahlen,weil die private Krankenver- 
sicherungam Finanzausgleich der Kranken- 
kassen zwischen gering Verdienenden und 
gut Verdienenden nicht teilnimmt. Nur aus 
diesem Grunde können die privaten Kran- 
kenversicherungen trotz höherer Honorare 
für die Ärzte und mehr als doppelt so hohen 
Verwaltungsausgaben billiger als die ge- 
setzlichen Kassen sein. 
Wer bei hohem Einkommen gesetzlich 
versichert bleibt, zahlt nicht nur mehr, 
sondern muss dazu beim Arztbesuch war- 
ten bis der privat Versicherte behandelt 
wurde, leistet dann die Praxisgebühr und 
zahlt selbst für ein Arzneimittel im Wert 
von zehn Euro fünf Euro beim Apotheker 
dazu. Über die Jahrzehnte zahlt er mehre- 
re hunderttausend Euro Beitrag. Wird er 
dann krank, steht ihm die Privatsprech- 
stunde eines Universitätsprofessors nicht 
zu. der dagegen den privat versicherten 
Studenten empfängt. 
Der daher seit Jahren zunehmende Wechsel 
der gutverdienenden in die PKVwird neben 
den Kosten für den medizinischen Fort- 
schritt dazu führen,dass die Beitragszahlun- 
gen für die mittleren Einkommen immer 
weiter steigen werden.Die erst ab 2010 ein- 
setzende Alterung der Bevölkerung würde 
den Beitraqsdruckauf die mittleren Einkom- 
mensgruppen unerträglich machen. Um 
dies zu verhindern, müssen die finanziellen 
Belastungen gleichmäßiger verteilt werden, 
d.h. gut verdienende Selbständige, Freibe- 
rufler, Beamte und leitende Angestellte 
müssen über Steuern undfoder den Einbe- 
zug der privat Versicherten in den Risiko- 
strukturausgieich an den Gesundheitskos- 
ten aller beteiligt werden. spw 2 12006 



Die Energ iepo l i t i k  is t  die Schlüsselfrage 
dieses Jah rhunder t s  
Von Marco Bülow, Michael Müller und Ernst Dieter Rossmann 

Dietraditionelle Energieversorgung Produkten, Kostensenkungen durch gerin- Wind,Wasser,Biomasse,Bodenwärme,Solar- 
auf der Basis fossiler und nuklearer Brenn- ge Aufwendungen für Eneraie und Materi- thermie und Fotovoltaik - aus der einseiti- 
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stoffe ist mitfünfgroßen Risikenverbunden, al sowie eine erhöhte Fertigungstiefe, weil gen Abhängigkeit von endlichen und um- 

dieunsaufzeigen,dassdie heutige Energie- die Effizienzrevolution nur verbrauchernah weltbelastenden Energiequellen befreien. 
Versorgung in einer immer engerwerdende und mit flexiblen Lösungenzu erreichen ist. Sie haben dann eine Chance, wenn es uns 

Sackgasse führt. Diese Faktoren kommen vor allen Mittel- zugleich gelingt,durch intelligente Lösun- 
a) Mit der nachholenden Industrialisierung. stand und Handwerk zugute. gen den Komfort und die Ansprüche an Le- 
dem unverändert hohen Bevölkerungszu- bensqualität mit bedeutend weniger Ener- 

wachs und den ökologischen Grenzen des Neue Energie bedeutet mehr Freiheit gie zu befriedigen. 
Wachstums geht das lndustirezeitaiter zu und Gerechtigkeit 
Ende. Knapper werdende fossilen und ato- Wenn wir nicht die langen Ketten wirt- Die Energiewende ist eine Innovations- 

maren Energieressourcen werden unsere schaftlicher und politischer ~ntscheidungen Chance! 
Volkswirtschaftenzunehmend belasten und beachten, das heißt. ihre Komolexität und Unsere wichticiste Botschaft heißt: Wir sind 

uns vor große Herausforderungen stellen. 
b) Die Gefahr von langen auszehrenden 
Ressourcenkriege wächst. 
C) Spaltung der Welt zwischen .Reich und 
Arm" verfestigt sich. Die Verknappung der 
Ressourcen und eine Zunahme der Vertei- 
lungskonflikte gehen vor allem zu Lasten 
der ärmsten Länder der Welt. 
d) Der Klimawandel hat längst begonnen. 
Eine stärkere Erwärmung als zwei Grad Cel- 
sius in diesem Jahrhundert würde dramati- 
sche soziale, ökologische und wirtschaftli- 
che Auswirkungen zur Folge haben. 
e) Die Nutzung und der Ausbau der nuklea- 
ren Stromerzeugung macht die Welt verletz- 
bar. Nirgendwo in der Welt ist eine sichere 
und dauerhaft gefahrlose Lagerung der ra- 
dioaktiven Brennstäbe gewährleistet. 
Die aufgezeigten Probleme werden sich mas- 
sivzuspitzen.Die Frage ist,ob wir eine Energie 
wendeeinleiten können-bevor sich die Krisen 
zuspitzen und die Katastrophen unaufhaltsam 
sind. Eine moderne Energiepolltik heißt. den 
Einsatz unnötiger Energie über die gesamte 
Kette der Wandlung und Nutzung zu vermei- 
den, ohne Abstriche bei den gewünschten 
Leistungen zu machen. Das Prinzip der Roh- 
stoff- und Energieintelligenz setzt deshalbauf 
Vermeiden in Verbindung mit dem forcierten 
Ausbau der Erneuerbaren Energien. 
Die Möglichkeiten dafür sind da: In der Re- 
gel rechnet sich das ..Einsparkraftwerk" 
durch eine Vielzahl von Maßnahmen mehr, 
als der Aufbau von Mega-Watt". Das ist ein 
Beitrag zu Standortsicherheit, denn diese 
Ausrichtung verschafft den Unternehmen 
einen Alleinstellungsvorsprung bei neuen 
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Fernwirkungen, wird es keine nachhaltige 
Entwicklung geben. Energie- und Ressour- 
cenknappheiten werden erhebliche Folgen 
für Demokratie. Wohlstand und Gerechtig- 
keit haben.Nur wenn sich die drei ökologi- 
schen Säulen - Einsparen, Energieefflzienz 
und Ausbau der Erneuerbare Energien - 
dur~hsetzen~werden wirdie fünf benannten 
Risiken meistern können. 
a) Wirgewinnen mehr Freiheit,wenn wirscho- 
nend, sparsam und innovativ mit der Wand- 
lung und Nutzung von Energie umgehen.Die 
Ökonomie der Zukunft i s t  die Ökonomie des 
Vermeidens,dle auch künftigen Generationen 
Frieden und Demokratie bewahrt. 
b) Wenn die Industriestaaten zeigen, wie 
sehr sich Einsparen,Effizienzsteigerung und 
Erneuerbare Energien lohnen, wissen die 
Schwellen- und Entwicklungsländer, dass 
Wohlstand und Fortschritt nicht mit der 
massiven Ausplünderung der natürlichen 
Rohstoffe verbunden sein muss. 
C) ES ist ein Beitrag für mehr Frieden, Freiheit 
und Gerechtigkeit in jeder Gesellschaft, 
durch effiziente und solare Energien die 
Abhängigkeit von Energieimporten zu ver- 
ringern. 
d) Auch der Ausstieg aus den Zwängen und 
Gefahren der Atomkraft ist ein Beitrag zu 
mehr Freiheit. Nur so können das Risiko ei- 
nes unmenschlichen Unfalls.die Probleme 
mit der Lagerung hochradioaktiven Abfalls 
und die Gefahren aus der militärischen oder 
terroristischen Nutzung der Atomkrafi ge- 
mindert werden. 
Langfristig kann uns nur ein vernünftiger 
Mix der Erneuerbaren Energien - also aus 

Marco Bülow, Mdß, Michael Müller, Mdß, und Ernst Dieter Rossmann, Mdß, haben für den Vor- 
stand der Parlamentarischen Linken der SPD-Bundestagsfraktion nm 73. Mnrz2006 ein Positi- 
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den Gefahren nicht hilflos ausgeliefert. 
wenn wir national und international die En- 
ergiewende forcieren. Der wichtigste 
Schlüssel ist die Effizienzrevolution, welche 
uns erst dieGelegenheit gibt die Brücke ins 
solare Zeitalter zu schlagen. Unsere Vision 
ist die 2.000-Wan-Gesellschaft (derzeit ver- 
braucht ein Deutscher im Durchschnitt 
5.000 Kilowattstunden im Jahr).Wir wollen 
unseren Energieverbrauch ohne Einschrän- 
kungen der Lebensqualität bis spätestens 
2050 also mehr als halbieren. 
Der entscheidende Faktor ist also die Aner- 

,, 

kennung der Energie- und Ressourceneffizi- 
enz als Produktivitätsfaktor.Wenn sie gestei- 
gert wird. sind Energiepreise und Energie- 
kosten zwei verschiedene Faktoren. Höhere 
Energiepreise kommen dem Nachfrager bei 
einem sehr viel geringerenverbrauch sogar 
insgesamt gesehen billiger. Schon mit be- 
währten Mitteln lassen sich die Kosten in 
kurzer Zeit um bis zu 20 Prozent senken. 
Damit können im großen Umfang neue und 
qualifizierte Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den. Und unser Land wäre führend bei der 
Basistechnologie des 21. Jahrhunderts. Die 
Volkswirtschaft, die eine nachhaltige Ener- 
giewende am schnellsten und erfolgreichs- 
ten bewältigt,wird sich in der Zukunft einen 
riesigen Standortvorteil erarbeiten. 
Dieökologische Modernisierung auf der Ba- 
sis der Energie- und Rohstoffintelligenz ist 
der wichtigste Hebe1,um auch In der radikal 
veränderten Welt eine starke gestaltende 
Rolle zu spielen. Hier ergeben sich große 
Chancen für Europa mit seinen vielen stra- 
tegischen Verbindungen zu den großen 
Rohstoffquellen der Erde und dem hohen 
technologischen Leistungsvermögen bei 
der ökologischen Modernisierung: Die EU 
muss zum Wegbereiter der Nachhaltigkeit 
werden. wenn sie ihren uolitischen Gestal- 

~~ 

onspopierderParlamentarischenLinken(~~)zurEnergiepolitikvorleget,daszumdownloadauf tungsspielraum behalten oder sogar aus- 
www.parlamentarische-linke.de bereit liegt. bauen will. spw 2 120006 



Gewerkschaftliche Europapolitik 

Von Thorben Albrecht 

Die europäischen Gewerkschaften 
haben Anfang des Jahreszwei wichtige eu- 
ropapolitische Erfolge verbuchen können. 
Im Januar hatte das europäische Parlament 
über den zweiten Versuch der EU-Kommis- 
sion abzustimmen, die Hafendienstleistun- 
gen zu liberalisieren. So war unter anderem 
vorgesehen, dass zukünftig die Matrosen 
der Schiffe die Be- und Entladung selbst er- 
ledigen,,dürftenn - obwohl sie dafür nicht 
ausgebildet sind. Auch die Lotsendienste 
sollten weiter liberalisiert werden, was die 
Sicherheitwohlauch kaumerhöht hätte.Vor 
allem aber hätten diese Maßnahmen viele 
Arbeitsplätze in den europäischen Häfen 
gekostet. Entsprechend massiv waren die 
Proteste der Hafenarbeiter in den Häfen und 
vor dem Europäischen Parlament in Straß- 
burg. Und sie waren erfolgreich, das Parla- 
ment versenkte das Hafenpaket mit über- 
wältigender Mehrheit. 

Und zweitens ist nicht garantiert, dass die 
Kommission alle Änderungen des Parla- 
ments übernimmt. wenn sie ihre Neufas- 
sung derRichtlinievorlegt.Esgibt bereitsSi- 
gnale,dass sie dem europäischen Arbeitge- 
berverband UNKE und den mittelosteuro- 
päischen Mitgliedstaaten entgegenkom- 
men will, die sich für den ursprünqlichen 
~ommissionsentwurf starkge&ach<haben. 
Und daher ist drittens auch noch nicht klar, 
was bei der Beratuna im Rat.also zwischen - 
den Regierungen der EU-Mitgliedstaaten, 
h e r a u s k o m m e n  
wird. Die europäi- 
schen Gewerkschaf- 
ten werden also 
weiter aufmerksam 
und im Zweifelsfall 
auch mobilisie- 
rungsfähig bleiben 
müssen. 

gen aus der erfolgreichen Abwehr von An- 
griffen auf soziale Errungenschaften in die 
Offensive zu kommen. Ein soziales Europa 
wird nur entstehen,wenn positive Schritte 
hin zu mehr sozialer Gerechtigkeit. mehr 
Arbeitnehmerrechten und nicht zuletzt 
mehr Arbeitsplätzen gegangen werden. 
Wie dieser Schritte aussehen können, wird 
auf verschiedenen Ebenen diskutiert: im 
Europäischen Gewerkschaftsbund, in den 
europäischen Branchengewerkschaften, in 
den grenzüberschreitenden Zusammen- 

Mobilisierungsfähigkeit beweisen Soziale Dimension 
Im Februarstand in Straßburg dann dieers- Dennoch ist der Er- 
te Lesung der EU-Dienstleistungsrichtlinie folg nicht zu unter- 
auf derTagesordnung.Kein anderes europa- schätzen, wurden 
politisches Thema hatte in den Gewerk- doch in den letzten 
schaften in den letzten Jahren für so breite JahrenvieleLiberali- 
und vehemente Diskussionen, Aktionen sierungsvorhaben „n,,en„,~,or,,, 

und Demonstrationen gesorgt. Das zeigt, 
dass die Erkenntnis angekommen ist. dass 
Entscheidungen der EU unmittelbar die Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen der Men- 
schen betreffen. Und die Arbeitnehmer- 
innen und Arbeitnehmer wehren sich ge- 
geneine Politikder EU-Kommission undder 
europäischen Regierungen durch den Ab- 
bau sozialer Standards den europäischen 
Binnenmarkt einseitig zu Gunsten der Un- 
ternehmen auszubauen.Auch hier zeigten 
die massiven Proteste im vergangenem Jahr 
in Brüssel und in diesem Jahr u.a.in Berlin 
und Straßburg Erfolg. Das Europäische Par- 
lament hat den Entwurfder EU-Kommission 
für die Dienstleistungsrichtlinie wesentlich 
entschärft. 
Allerdings ist die Auseinandersetzung noch 
nicht beendet. Denn erstens bleiben auch 
bei dem im Kompromiss zwischen SPE und 
EVP verabschiedeten Beschluss des EP eini- 
ge Probleme und viele Fragen bestehen. 

der EU mit negati- 
ven Folgen für die Beschäftigung, Sozial- 
Standards und Arbeitsbedingungen ohne 
größere öffentliche Aufmerksamkeit verab- 
schiedet und umgesetzt. Inzwischen wird 
die fehlende soziale Dimension des europä- 
ischen Projekts aber immer deutlicher. Die 
Bürgerinnen und Bürger, die besonders in 
den alten EU-Staaten zunehmend verunsi- 
chert und skeptisch sind.verweigern dieser 
Form der Integration ihre Unterstützung. 
Die Gewerkschaften in Europa werden zu- 
nehmend zum Sprachrohr dieser kritischen 
Stimmen. Dabei ist es wichtig, dass sie 
grundsätzlich am Ziel der europäischen Ei- 
nigung festhalten, die wirtschaftlichen 
Chancen der EU anerkennen und ein Um- 
schlagen der Kritik in fremdenfeindliche 
(Unter-)Töne verhindern.Genauso wichtig 
ist aber, dass sie die berechtigten Sorgen 
ernstnehmen und versuchen. gemeinsam 
mit linken Parteien und sozialen Bewegun- 

Thorben Albrecht ist Referatsleiter europäische Gewerkschaftspolltik beim DGB-Bundesvor- 
stand, Mitglied der spw-Redaktion, lebt in Berlin 

schlüssen regionaler Gewerkschaftsgliede- 
rungen (Interregionale Gewerkschaftsräte). 
Und auch auf dem DGB-Bundeskongress 
Ende Mai in Berlin werden diese Fragen 
eine wichtige Rolle spielen. Neben dem 
grundlegenden programmatischen Papier 
.Die Würde des Menschen i s t  unser Maß- 
stab" hat der DGB-Bundesvorstand einen 
zweiten Leitantrag vorgelegt, der ein Pro- 
gramm.Für eine soziale Europäische Uni- 
on" entwirft. 

Europa der Menschen 
Europäische Politik gewinnt in den Gewerk- 
schaften an Bedeutung und sie werden da- 
her kritisch nachfragen,obdie Politikdie For- 
derungen nach einem sozialen Europa hört 
und aktiv aufnimmt.Wenn sie am 1. Januar 
2007die EU-Ratsuräsidentschaft übernimmt. 
kann die Bundesregierung zeigen, ob sie ein 
Europa der Menschen anstrebt oder an ei- 
nem Europa der Konzerne festhält. Die Zu- 
stimmung der Bürgerinnen und Bürger zum 
Projekt der europäischen Einigung wird 
davon abhängen - und auch die Zustim- 
mung zur Bundesregierung. 2,2006 



Der Frühling der 
Gewerkschaften? 
Von Mathias Lomb 

Die mit dem Mitgliederrückgang 
einhergehenden sinkenden Einnahmen ha- 
ben tief greifende Konsequenzen für die 
Entwicklung der Mitgliedsgewerkschaften 
und ihre Dachorganisation. Ende Februar 
hat sich die Frankfurter Rundschau in einem 
Beitrag auf den Bundesvorstand berufen, 
welcher neben strategischen Alternativkon- 
zepten für den Strukturwandei, ein schärfe- 
res Leistungsprofil. mehr Effizienz im Deut- 
schen Gewerkschaftsbund und in der Zu- 
sammenarbeit untereinander als notwen- 
dig erachtet. Über die Weiterentwickluna ~ - ~ - ~~ ~ 2 

des Binnenlebens hinaus, werden zuneh- 
mend neue Personengruppen ausgemacht. 
Herausgehobene Aufmerksamkeit soll zu- 
künftig den Zielgruppen Frauen, Senioren 
und zu guter letzt jungen Menschen zuteil 
werden. 
Ganz besonders sind es Arbeitnehmer mit 
Abitur und Hochschulstudium, weiche we- 
nig lnteressean Gewerkschaften zeigen.Der 
Weg scheint einfach. Die Ansprache muss 
außer in beruflichen Schulen auch in allge- 
mein bildenden Schulen wie in Universitä- 
ten geiingen.Der seit Wochen heftig ausge- 
tragene Streit beim Walldorfer Software- 
konzern SAP macht es deutlich.Mit bundes- 
weit knapp 14000Angestellten ist das 1972 
gegründete Unternehmen das größte ohne 
Betriebsrat. Anfang März sprachen sich auf 
einer Versammlung lediglich neun Prozent 
der anwesenden Beschäftigten für Betriebs- 
ratswahlen aus. Henning Kagermann, Vor- 
standssprecher der SAP AG, machte erst 
kürzlich deutlichZer wollealle Möglichkeiten 
ausloten, ob ein Betriebsrat, den die Beleg- 
schafteindeutig nicht will, letztlich abwend- 
bar sei. Unterstützt von der IG Metall beru- 
fen sich drei Arbeitnehmerauf das Betriebs- 
verfassungsgesetz, welches festlegt, dass in 
Unternehmen mit wenigstens fünf Beschäf- 
tigten. unabhängig davon, ob die Mehrheit 
der Belegschaft oder der Arbeiter hinter 
dem Vorhaben stehen, ein Anspruch auf 
eineVertretung vorliegt.lnzwischen hat das 
Management, in dem Wissen, Wahlen zwar 
beträchtlich verzögern zu können, letztlich 
aber kaum verhindern kann, seinen Wider- 
stand aufgegeben. Es begrüßt gar die Ent- 
scheidung der Arbeitnehmervertreter im 

Mathias Lomb, Student der Politikwissenschofte 
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Aufsichtsrat, die Wahl eines Betriebsrats 
selbst zu organisieren. 
Woher rührt nun aber auf Seiten der Mitar- 
beiter das Desinteresse an einer Einrich- 
tung der betrieblichen Mitbestimmung? 
Zu lesen ist, dass in dem Fall von SAP 80 
Prozent der Arbeitnehmer Hochschulab- 
solventen seien,die überein hohes Maß an 
Selbstbestimmung verfügten und ihre In- 
teressen notfalls alleine durchsetzen könn- 
ten. Da haben wir es also. Selbstbestimmt 
und allein. Ist es das, was Hochschulen in 
Deutschland auf den Markt werfen? Ver- 
mutlich ja. Daher ist es umso wichtiger, 
dass Gewerkschaften in dieses Feld vorsto- 
ßen. Es gilt, ein anderes Bewusstsein zu 
schaffen, welches der Gesellschaft wohl 
zunehmend abhanden kommt. 
Schließlich ist eseine Mär,dass Arbeitgeber 
händeringend nach jungen Menschen mit 
Hochschulabschluss suchen würden. 
Fraglos ist es nicht von der Hand zu weisen, 
dass es in bestimmten Branchen an hoch- 
qualifizierten Arbeitnehmern mangelt. Was 
istaber mitder Scharvon unbezahlten Prak- 
tikanten, die von einem Job zum nächsten 
tingelt. Immer in der Hoffnung übernom- 
men zu werden. Heute studieren bereits 
390% eines jeden Jahrgangs,das sind derzeit 
etwa zwei Millionen junge Menschen. Die 
meisten von ihnen werden keineChefs oder 
machen sich selbstständig, sondern reihen 
sich als abhängig Beschäftigte in die große 
Menge der Arbeitnehmer ein. 
Gehen wir noch einen Schritt weiter. Die 
neuesten Erhebungen des Deutschen Stu- 
dentenwerkes ergaben,dass zwei Drittel al- 
IerStudierenden neben dem Studium arbei- 
ten müssen.Viele von ihnen haben sogar 
zwei oder drei kleine Jobs nebeneinander. 
Der typische Studentenjob.im Call-Center, 
am Tresen,am Schreibtisch oderan der Kas- 
se,ist ein befristeter Mini-Job.Meist arbeitet 
man auf Abruf, also ohne feste Arbeitszeit, 
mit wechselndem Verdienst und abhängig 
von der Gunst derVorgesetzten.Nicht selten 
wird Urlaub oder Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall verweigert. Dazu gibt es oft 
niedrigste Löhne. selbst wenn durch die 
bereits im Studium erworbenen Qualifikati- 
onen der Wert der Arbeit steigt. Und in vie- 

n und Anglistik für das Lehramt an Gymnasien 
mpus office kassel, www.studentsatwork.org/ 

len Fällen werden den Studierenden mit 
Honorarjobs und Abdrängen in die Schein- 
Selbstständigkeit die elementarsten Arbeit- 
nehmerrechte vorenthalten. 
Hier gilt es für die Gewerkschaften anzuset- 
zen. Der Soziologe Prof. Dr. Klaus Dörre for- 
derte beim Neujahrsempfang des DGB in 
der Region Nordhessen einen Neuanfang. 
Nach Dörres Analyse spaltet sich die Gesell- 
schaft in drei Gruppen. Auf der einen Seite 
die, die einen sicheren Job haben, auf der 
anderen die.dievon der Arbeit ausgeschlos- 
sen sind. Eine .Zone der Verwundbarkeit" 
mit unsicheren und unsteten Arbeitsver- 
hältnissen macht er dazwischen aus.Zu ih- 
nenzählen u.a.die bereitserwähnten unbe- 
zahlten Praktikanten und Mini-Jobber,aber 
auch Leiharbeiter,Teilzeitbeschäftigte und 
abhängig 5elbstständige.Menschen in pre- 
kären Arbeitsverhältnissen. Fast ein Viertel 
aller Erwerbstätigen. Markant beschreibt er 
diese Situation,diese,,Wiederkehr der Unsi- 
cherheit,alsTicketfür die Revitalisierung der 
Gewerkschaften". 
In Heft 141 machten Claudia Linse1,Jugend- 
bildungsreferentin des DGB in Thüringen. 
und Daniel Taprogge, Projekt,students at 
work  der DGB Jugend, mit dem Titel,,Ziel- 
gruppe erkannt, Kontakt aufgenommen" 
bereits Anfang 2005 auf Fortschritte in der 
gewerkschaftlichen Hochschularbeit auf- 
merksam. Der Bundeskongress des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes hat in diesem 
Frühjahr ein deutliches Signal zu setzen. Es 
gilt den Projektstatusvon,,studentsat work 
abzulegen. Die Studierendenarbeit der 
Dachorganisation und ihrer Mitgliedsge- 
werkschaften muss auch in den Augen der 
Spitzenfunktionäre mehr sein als eine bloße 
Absichtserklärung. Die möglichst flächend- 
eckende Ansprache und Betreuung von Stu- 
dierenden ist als ein Arbeitsschwerpunkt 
festzuschreiben. SDW 212006 



Schlichtung gescheitert 
Wie aeht es mit derTarifauseinandersetzuna 1 - 
im öffentlichen Dienst weiter? 

In der Tarifauseinandersetzung st im gen. So schielen natürlich viele komm-nale 
Momenteineqes~enstiscneR~heenaei<ehrt. Arbeitaebe~erbande.sozumBeiro'elauchin 
nachdem die ichiichtung in Baden-Grttem: 
berg gescheiten ist.Wie es in der Tarifausein- 
andersetzung und darüber hinaus in Sachen 
Arbeitszeitpolitik weiter geht. besprachen wir 
am 27. März mit Gabriele Schmidt, Landesbe- 
zirksleiterin im ver.di-Landesbezirk Nordrhein- 
Westfalen. 
spw:Die Fronten sind weiterhin verhärtet,ob- 
wohl die Lage nach Aussagen der Arbeitge- 
bervertreter doch klar ist: es geht.nur um 18 
Minuten"mehr Arbeitszeiten und die Kommu- 
nen könnten sich weitere Lohnkostensteige- 
rungen nicht leisten.Was macht die Einigung 
so schwierig? 
Gabriele Schmidt: Weil bei der Mehrzahl der 
Länder Ignoranz statt Vernunft regiert. Ob- 
wohlver.di noch am 11.MärzKompromissvor- 
schläge unterbreitet hat-zeigt sich dieTarifge- 
meinschaftdeutscher Länder (TdL) mehrheit- 

- 
NRW,aufdieTarifgemeinschaftder Länder,um 
so,quasi durch die Hin1ertür.z~ Iängeren Ar- 
beitszeiten zu kommen. 
Wie schwierig die Situation im öffentlichen 
Dienst ist, sehen wir zur Zeit in NRW auch im 
Tarifkonflikt beiden sechsUniversitätskliniken 
im Lande.Die Kolleginnen und Kollegen dort 
streiken seit nunmehr sechs Wochen für die 
Übernahme desTVöD. Sie befinden sich seit 
2001 in einem tariflosenZustand.Damalswur- 
den die ursprünglich zum Land gehörenden 
Unikliniken in Anstalten öffentlichen Rechts 
umgewandelt. Sie sind jetzt eigenständige 
Unternehmen. in denen der BAT per Rechts- 
verordnung weiter gilt. Neueingestellte, 
teilweise bis zu 20 Prozent der Belegschaften, 
arbeiten mittlerweile unter schlechteren Be- 
dingungen. mit Iängeren Arbeitszeiten, ge- 
kürztem Weihnachtsgeld und gestrichenem 

Gabriele Siliniidi 

dungstage, Krankenhausbeschäftigte zwei 
und die Beschäftiaten der Betriebsdienste ei- 

< 

nen Weiterbildungstag ein. Für alle anderen 
Kommunalbeschäftigten gilt die 39 Stunden- 
Woche. Fallen Heiligabend und Sylvester auf 
einen Arbeitstag. ist dieser nicht mehr arbeits- 
frei. 
Für den ver.di Landesbezirk NRW ist 
beispielsweise der Hamburger Abschluss kein 
Modell, weil wir eine Differenzierung der Ar- 

lich nicht kompromissbereit. Es ist vor allem Urlaubsgeld. Da auch der nordrhein-westfäli- beitszeit nach Entgeltgruppen ablehnen.   er 
der Verhandlunqsführer der Länder, Hartmut sche Finanzminister Linssen zu denen aehört Abschlussoiltdortfüretwa 20.000Beschäftia- - ~~~~~~ - 

~ > 

Möllring, der nach wie vor auf ein einseitiges die erwartungsvoll auf dieTdL blicken, hat er te,vor allem bei Müllabfuhr und Stadtentwäs- 
Diktat setzt.0hne einen einzigen eigenen Lö- den Kiinikvorständen untersagt, eigene Ver- serung. Zum kommunalen Arbeitgeberver- 
sungsvorschlag beharrt er strikt auf seinen handlungen mit ver.di zu führen.Er blockiert band in NRW gehören jedoch alle Betriebe 
Maximalforderungen. Er will eine Arbeitszeit- damit eine Lösung des Konflikts und nimmt und~erwaltun~en.~n~efangen beiden ~ o m -  
reqeluna von 40 Stunden und zusätzlich eine billiaend in Kautdass den Unikliniken täalich munalverwaltunaen. den Krankenhäuscrn. - - 
Öffnungskiausel, um einzelnen Ländern wei- 
tere Verschlechterungen bei den Arbeitsbe- 
dingungen zu ermöglichen. Er will außerdem 
weitere Kürzunaen bei Sonderzahluna und < d 

Weihnachtsgeld. Die Folgen wären enorm. 
Denn neben Einkommenskürzungen undver- 
schlechterten Arbeitsbedingungen drohen 
massive Stellenstreichungen.Alle Lösungsvor- 
schläge der Gewerkschaft ver.di wurden von 
den Arbeitgebern in den Wind geschlagen. 
DieTdL,allen voran Möllring,versucht offen- 
sichtlich,den Konflikt zu eskalieren. Dennoch, 
ver.di istweiterhinzueiner Lösung im Rahmen 
von Verhandlungen bereit. Voraussetzung 
dafür ist jedoch ein verhandlungsfähiges An- 
gebot der Länderarbeitgeber. 
Erschwert wird eine Einigung natürlich auch 
durch die relativ komplizierten Wirkungszu- 
sammenhänge zwischen Ländern und Kom- 
munen. Die so genannte Meistbegünsti- 
gungsklausel im neuen Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVÖD), der seit Oktober 
letzten Jahres in den Kommunen gilt,ermög- 
licht die Übertragung eines Ergebnisses der 
Länder auf die Kommunen ohneverhandlun- 

Gabriele Schrnidt ist Landesbezirksleiterin im 
Gespräch führte für spw Reinhold Rünker. 

- - 
enorme wirtschaftliche Schäden entstehen. 
spw: In Hamburg und Niedersachsen wurden 
bereits Abschlüsse erzielt.Warum können sie 
weder in Baden-Würnemberg noch in Nord- 
rhein-Westfalen Vorbild sein? 
Gabriele Schmidt: In erster Linie weil sie auf- 
grund der unterschiedlichen Beschäftigten- 
strukturen nicht übertragbar sind. Der Tarif- 
kompromiss in Hamb~rg sieht vor. oass die 
d-rcnschnn iche Arbeits~e't 6-nftio38.8stan 

2 .  

bisher 38.5 Stunden pro Woche beträgt. 
Allerdings schwankt die Wochenarbeitszeitfür 
die Beschäftigten je nach Alter,Zugehörigkeit 
zu einen bestimmten Entgeltgruppe und 
danach,ob derldie Beschäftigte ein Kind un- 
ter l2Jahren hat,zwischen 38und40Stunden 
pro Woche. 
Der Abschluss in Niedersachsen ist dagegen 
ein an Arbeitserschwernissen orientiertes Ar- 
beitszeitmodell.DieArbeitszeitfür Beschäftig- 
te in Kindertagesstätten, Krankenhäusern so- 
wie bei den Betriebsdiensten (Müllabfuhr, 
Stadtentwässerung u.ä.1 bleibt bei 38.5 Stun- 
den pro Woche.ln das jährliche Arbeitszeitvo- 
lumen bringen Erzieherlinnen drei Weiterbil- 

ver.di-Landesbezirk Nordrhein- Westfalen. Das 

<~ . ~ ~ ~ - ~ ~ - -  ~.. 
den Sparkassen bis hin zu den Nahverkehrs- 
und Entsorgungsbetrieben. Insgesamt fast 
eine halbe Million Kolleginnen und Kollegen. 
Die Übertragung des Hamburger Modells 
würde letztlich wegen dieser abweichenden 
Struktur zu einer deutlichen Ausweitung des 
Arbeitszeitvolumens führen und wird auch 
deshalb von uns abgelehnt. 
spw:ErwartetihrlnitiativenseitensderArbeit- 
geber inden nächstenTagen? Macht ihrselber 
ein neues Angebot? 
Gabriele Schmidt: Es sieht nicht danach aus. 
dass kurzfristig Bewegung in den Konflikt 
kommt.Bis heutegibtes kein Signal von MöII- 
ring, dass er bereit ist, an den Verhandlungs- 
tisch zurückzukehren und den Kompromiss- 
vorschlag vom 11. März anzunehmen. Ein 
neues Angebot von ver.di steht nicht zur Dis- 
kussion. 
spw:in den letztenTagen wurde immer wieder 
dieVermutung geäußert,dass es bei deraktu- 
ellenTarifauseinandersetzung auch um einen 
Konflikt zwischen der Großgewerkschaftver.di 
und den Interessen einzelner Gruppen gehen 
könnte.Der Marburger Bund hatsich ja bereits 
vor einiger Zeit aus der Tarifkooperation mit 
ver.di verabschiedet und legt an Mitgliedern 
zu, während ver.di weiterhin Mitglieder ver- 
liert. 
Gabriele Schrnidt: Die Einheitsgewerkschaft 
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ist nach wie vor für die Gewerkschaften im 
Deutschen Gewerkschaftsbund ein Modell 
mit Zukunft. Davon bin ich fest überzeugt. 
Die lnteressensvertretung für einzelne Be- 
rufs- oder Statusgruppen,wie z. B.nurfürÄrz- 
te, führt zu Spaltungen im Betrieb und 
schwächt letztendlich die Durchsetzungs- 
kraft. Deshalb treten wir dafür ein, dass die 
Ärzte gemeinsam mit dem Pflegepersonal 
und den Servicebereichen im Kliniken- oder 
Krankenhausbereich für ihre Arbeitsbedin- 
gungen eintreten und nicht gegeneinander. 
Es muss um Lösungen für alle betroffenen 
Berufsgruppen gehen. Nicht nur die Ärzte 
haben das Recht auf einen fairen Interessen- 
ausgleich,sondern auch Krankenschwestern. 
Pfleger und die Beschäftigten in den Service- 
und Wirtschaftsbereichen. Was die Mitglie- 
derentwicklung betrifft, kann ich nur sagen: 
ver.di konnte während der Auseinanderset- 
zungen der letzten Wochen und Monateeine 

spw:Droht das Projekt verdi an Einzelinteres- 
Sen Risse zu bekommen, wenn derTarifstreit 
noch länger andauert? 
Gabriele Schmidt: Nein. lm Gegenteil, unsere 
Proteste und Demonstrationen bis hin zu den 
Solidaritätsstreiks, die wir vom 8. bis 10. März 
durchgeführt haben,zeigen,dasseseine brei- 
teunterstützung indiesem Arbeitskampfgibt. 
ver.di ist fünf Jahre nach der Gründung eine 
gesellschaftliche Kraft.Wir markieren gewerk- 
schaftliche Positionen,sind ein tarifpolitisches 
Schwergewicht in den unterschiedlichsten 
Bereichen und Branchen und sind erfolgreich 
darin,das Beste für unsere Mitglieder zu errei- 
chen. 
spw:Der Streit um Arbeitszeit weistja über die 
aktuelleTarifauseinandersetzung hinaus.Nach 
dem Willen der Bundesregierung soll das Ren- 
teneintrittsalter nach hinten verschoben wer- 
den,die Menschen werdengleichzeitig immer 
äIter.Wie begegnet ver.di dieser Herausforde- 

große Zahl von Neueintritten verzeichnen. rung? Müssen wir uns mit einer steigenden 
Ein Beleg für wachsende Solidarität und eine (Lebens-) Arbeitszeit abfinden oder kann es ~ ~ - ~ ~ ~ -  ~ 

Reaktion daraufsdass viele Menschen diesen noch einmal lnitiativen für Arbeitszeitverkür- 
Streik richtig finden. Zungen geben? 

Personen & Posit ionen 
DL21-Vorstand neu gewählt 
(RR) Auf der Mitgliederversammlung des 
Forum DL2l am03.Märzin Berlin wurdeder 
Vorstand bestätigt und um neue Mitglieder 
ergänzt. Sprecherin ist weiterhin die SPD- 
Bundestagsabgeordnete und SPD-Präsi- 
diumsmitglied,Andrea Nahles. ihr Stellver- 
treter bleibt Niels Annen,ebenfalls MdB und 
Mitglied im SPD-Parteivorstand. Wiederge- 
wählt wurden. Zu Beisitzern wurden ge- 
wählt: Klaus Bartels (Bayern), Gernot Grum- 
bach (Hessen),iris Gleicke (Thüringen),Wolf- 
gang Jähne (Mecklenburg Vorpommern), 
Stefan Klecha (Niedersachsen1,Jens Klocksin 
(Brandenburg), Hilde Mattheis (Baden- 
Württemberg), Holger Poppenhäger (Thü- 
ringen).Florian Pronold (Bayern),Mark Rack- 
les (Berlin), Reinhold Rünker (NRW), Chris- 
toph Strässer (NRW) und Burkhard Zimmer- 
mann (Berlin). 

Forum DL 21 jetzt auch i n  Thüringen 
(Olaf Struck. Erfurt) Unter dem Motto,,Die 
Zeitist reif!"fand am 5,MärzdieGründungs- 
versammlung der DL2l in Erfurt statt. Zu 
Gast war Dr.Joachim Schuster,der politische 
Geschäftsführer des Forums DL21.Sichtbar 
erfreut über das große Interesse referierte er 
über die Perspektiven der SPD-Linken unter 
den Bedingungen der großen Koalition.Kur- 
ze Begrüßungsreden hielten der thüringi- 
sche SPD-Landesvorsitzende und Fraktions- 
chef Christoph Matschie, der Juso-Landes- 
vorsitzende Peter Metz und der thüringi- 
sche DGB-Vorsitzende Steffen Lemme. 

Sie alle verdeutlichten die Notwendigkeit, 
die politische Gestaltungskraft der SPD vor 
allem in Fragen der wirtschaftspolitischen 
Alternativen. der Bildung und der sozial- 
staatlichen Sicherung in Bund, Ländern und 
Kommunen zu erhöhen.Die letzte Wahl hat 
gezeigt: Es gibt keine politischen Mehrhei- 
ten für ein wirtschaftsliberales Staatsmodeli. 
Dabei waren sich die zahlreichen Anwesen- 
den einig: Ausstrahlungskraft und Zielge- 
richtetheit einer linken Alternative benötigt 
Diskussionen und Abstimmung. So setzt 
sich die thüringische DL2l zum Ziel. ge- 
meinsam mit Gewerkschaftern und Wissen- 
schaftlern die Konturen eines sozial gerech- 
ten Wohifahrtstaates zu schärfen und klare 
Handlungsalternativen für Thüringen und 
für den Bund zu formulieren. 
Zur Koordinierung dieser Aufgaben wurde 
ein vorläufiger Sprecherkreis eingesetzt. 
Mitglieder sind:lris Gleicke (MdB, Parlamen- 
tarische Geschäftsführerin). Peter Metz 
(Juso-VorsitzenderThüringen),Walter Pilger 
(MdL), Wilhelm Schreier (SPD Kyffhäuser 
Kreis) und als Geschäftsführer Dr.OlafStruck 
(SPD Erfurt). 

,,Zukunft der Arbeit" 
(Inken Wiese. Berlin) Die,,Denkfabrikveran- 
staltet biszum Sommereine Diskussionsrei- 
he im Bundestag zum Thema.Zukunft der 
Arbeit". Mit dem arbeitsmarktpolitischen 
Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Klaus 
Brandner und mit Hartmut Seifert.dem Lei- 
terdes Wirtschafts- und Sozialwissenschaft- 
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Gabriele Schmidr: Wir halten eine Anhebung 
der Lebensarbeitszeit für prinzipiell verant- 
wortungslos.Vor allem auch deshalb,weil die 
Arbeltsmarktsituation für ältere Menschen 
denkbarschlecht ist.Wir befürchten,dassäIte- 
re Beschäftigte zukünftig noch stärker als 
bisher aus dem Arbeitsmarkt gedrängt wer- 
den.Viel wichtiger als die,,Rente mit 67" ist 
deshalb die Schaffung neuer Rahmenbedin- 
gungen füralterns- und altersgerechtes Arbei- 
ten.Ansonsten wirdsichdieNeuregelungzum 
reinen Rentenkürzungsprogramm entlarven. 
Kürzere Arbeitszeiten helfen. Arbeitsplätze zu 
schaffen, dies hat sich in der Vergangenheit 
bewiesen und deshalb wird dies auch immer 
unser Ziel bleiben. Bei über 5 Millionen Er- 
werbslosen gibt es keine anderen erfolgrei- 
chen Instrumente,das hat die Arbeitsmarktpo- 
litik in den letzten Jahren gezeigt.Ob es wei- 
tere lnitiativen zur Arbeitszeitverkürzung ge- 
ben wird, hängt von der innergewerkschaftli- 
chen Diskussion ab,die wir leider in den letz- 
ten Jahren nicht intensiv genug fortgeführt 
haben. 
spw:Vielen Dank für das Gespräch 

Lichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung. 
strittdie.,Denkfabrik"am 9.Februar über das 
Für und Wider von Mindest- und Kombilöh- 
nen. Unter dem Titel,,Schlechte Zeiten für 
guteArbeit"1ieß mansichvon ProtGertrau- 
de Kreli (FU Berlin) und Michael Guggemos 
(IG Metall Berlin) über konkrete Maßnah- 
men zur Verbesserung von Arbeitsrahmen- 
bedingungen informieren.Am 30.3.warf die 
.Denkfabrik" gemeinsam mit Dr. Eva Högl 
ausder Europaabteilung des BMAS und mit 
dem stellvertretenden EGB-Generalsekretär 
Reiner Hoffmann einen Blickauf die Koordi- 
nierung einer europäischen Beschäfti- 
gungspolitik und konkrete Vorhaben aus 
Brüssel. Am 11. Mai schließlich wird die 
,.Denkfabrikmit GustavHorn,dem Direktor 
des Instituts für Makroökonomie und Kon- 
junkturforschung (IMK) in der Hans-Böckler- 
Stiftung, die gesamtwirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen einer erfolgreichen Be- 
schäftigungspolitik diskutieren. 
Infos: www.spd-denkfabrik.de: 

Forum DL 21 Mittelrhein 
(RR) Zu einerVeranstaltungsreihe,,Zukunfts- 
diaiog Rheinland"1ädt dasein.Zum Auftakt 
informiert DL21-Sprecherin Andrea Nahies, 
MdB am 26. April im DGB-Haus Köln ab 
19.30 Uhr über die wirtschaftspolitischen 
Leitlinien der SPD-Prpogrammdebatte. Das 
Hauptreferat ..Wirtschaftspolitik in Zeiten 
der Globalisierung" hält Prof. Dr. Dr. Wolf- 
gang Streeck (Max-Planck-Institut). 
Infos www.forum-dl21-nrw.de. 



Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
Einleitung zum Schwerpunkt 

Von Barbara König und Claudia Walther 

Familienpolitik hat derzeit Konjunk- 
tur, so scheint es. Die Parteien überbieten 
sich gegenseitig mit Vorschlägen. Ist das 
nun der Schlüssel zur Gleichberechtigung? 
Haben wir nicht alle noch das konservative 
Wort..famillje" von Altkanzler Helmut Kohl 
im Ohr? Muss denn nun die Linke dievorrei- 
terrolle für die Familie übernehmen? Und 
wie stehen wir dazu? 
Familienpolitik wurde bis in die 90er Jahre 
hinein häufig konsewativen Kräften in Poli- 
tik und Gesellschaft überlassen. Seit der 6Ber 
Bewegung (APO, Kommune 1, etc.) galt Fa- 
miliealseherrückschrittliches Lebensmodeli 
mit Vater. Mutter,die natürlich miteinander 
verheiratet waren. und ein bis zwei Kindern. 
Als Ergebnis nicht zuletzt frauen- und 
gleichstellungspolitischer Debatten etab- 

als auch erodierende Sozialsysteme vorpro- 
grammiert scheinen. wird die Forderung 
nach Bevölkerungszuwachs mehr oder min- 
der direkt formuliert. In diesem Kontext die- 
nen viele familienpoiitische Maßnahmen 
dem mehr oder minder deutlich ausgespro- 
chenen Ziel. dass insbesondere Akademi- 
kerinnen mehr Kinder bekommen sollen. 
Steckt also hinter der heutigen Familienpo- 
litik nichts anderes als Bevölkerungspolitik? 

Familie und Beruf - Schlüssel zur neuen 
Machtverteilung zwischen den Ge- 
schlechtern?! 
Oder lassen sich in einer modernen Famili- 
enpolitikauch Elementezu mehr Gleichstel- 
lung zwischen den Geschlechtern erken- 
nen? ist nicht letztlich die Frage, ob sich Be- 

Netzwerk Frauenzeiten, kann eine Familien- 
politik für alle aussehen? 
Dem Thema moderne Familienpolitik wid- 
men sich die folgenden Artikel. Dr. Giseia 
Notz widmet sich der historischen Seite des 
Familienbegriffes. Sie geht hierbei auf die 
ursächliche Entstehungsgeschichte der tra- 
ditionellen Kleinfamilie durch dieTrennung 
von Wohnen und Arbeit ein.Und sie kommt 
unter anderem zu der überraschenden 
Feststellung, dass die Vielfalt der Familien- 
formen doch nicht eineganz neue Entwick- 
lung ist Bärbel Dieckmann und Christina 
Stockfisch stellen die aktuellen familienpoli- 
tischen Positionen von SPD und DGB vor. 
Zentrales Element ist bei beiden die Verein- 
barkeit von Familie und Beruf, welche so- 
wohl über den Ausbau von Kinderbetreu- 

Iierten scn seit aen 70er Jahren die so ge- rufsweg und Kind(erl vereinoaren lasen, fur ung als auch ~ b e r  menr Familienfreundl!ch- 
nannten..Wilaen Enen'. En-Eltern-Famillen ehe sehr große GruDDe von Frauen von keit in Betrieben heroestellt werden soll. An- 
und Patchwork-Familien. In den letzten 10 
Jahren sind zunehmend auch schwul-lesbi- 
sche Partnerschaften mit Kindern als so ge- 
nannte.Regenbogenfamilien"zu beobach- 
ten. Familie ist also vielfältiger geworden 
und scheint damit auch aus dem Schatten 
vermeintlich,,bürgerlicher Repression" her- 
ausgetreten zu sein. 
Die Vielfalt der Familie wird in der jüngsten 
Zeit aber von einem weiteren Aspekt überla- 
gert: Familie ist eine aussterbende Lebens- 
form. Im Jahr 2000 lebten 25 % aller Men- 
schen in der Familienkonstellation,,Ehepaar 
mit Kindern" und zusätzlich 9 %aller Privat- 
haushalte waren Eineltern-Familien oder 
nicht-eheliche Lebensgemeinschaften. Die 
Tatsache. dass der übergroße Rest von 69% 
aller Privathaushalte gänzlich ohne Kinder 
lebt,macht den demografischen Wandel sehr 
plastisch: unsere Gesellschaft in Deutschland 
,,schrumpft" und wird immer älter. 
Es ist nicht zu übersehen, dass der demo- 
grafische Wandel mit dem sich von der Py- 
ramidezum Pils wandelndenVerhältnis von 
Alt und Jung die Aktualität von Familienpo- 
litik begünstigt. In einer Zeit, wo Deutsch- 
land im Verhältnis zu anderen europäischen 
Staaten eine der niedrigsten Geburtenraten 
aufweist und sowohl Facharbeitermangel 

- . . 
hoher Bedeutung. egal, ob sie sich im Ein- 
zelfall für Kinder entscheiden oder nicht? 
Und stellt sich diese Frage nicht auch all- 
mählich einer wachsenden Anzahl von 
Männern, die einen partnerschaftlichen An- 
spruch leben wollen? 
Das Netzwerk,,Frauenzeiten".das aus Publi- 
zistinnen, Wissenschaftlerinnen, Sozialde- 
mokratinnen und Gewerkschafterinnen be- 
steht, stellte dazu auf seinem Treffen An- 
fang dieses Jahres fest: Das alte Bild der 
Frau an Heim und Herd scheint endgültig 
gestorben - zumindest in der offiziellen Po- 
litik. Immerhin. Allerdings, so wurde dort des 
Weiteren diskutiert,sind zwei Punkte in der 
Debatte um Familienpolitik zu vermissen: 
1. Die Frage nach der Vereinbarkeit von Fa- 
milie und Beruf ist immer auch eine Zeitfra- 
ge. Die Frage der Arbeitszeitverkürzung ist 
jedoch derzeit ein Tabu-Thema. Dagegen 
ist die Drohung einer Arbeitszeitverlänge- 
rung inzwischen in allen Branchen präsent. 
2. So erfreulich es ist, dass inzwischen die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zum of- 
fiziellen Programm selbst der CDU und da- 
mit zum Regierungsziel geworden ist, so 
scheinen viele Vorschläge erst einmal nur 
für gut verdienende Mittelschicht-Frauen 
geeignet zu sein.Wie aber,sofragte sich das 

Barbara König ist Geschäftsführerin des AWO-nahen Familienverbandes,,Zukunftsforum Fami- 
lie"(www.zff-online.de) und lebt in Bonn. Claudia Walther istMitglied des Netzwerkes,,Frauenzei- 
ten"(www.frauenzeiten.de) und des SPD-Unterbezirksvorstandes Aachen Stadt, sie ist beruflich 
als Projektmanagerin bei der Bertelsmann Stiftung tätig und lebt in Aachen. 
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dreas Lange und Klaus Dörre diskutieren in 
ihren Beiträgen unter den Stichworten,,Ent- 
grenzung" und .PrekarisierungU die verän- 
derten sozialen Strukturen und Arbeitsbe- 
Ziehungen, vor denen Familien- und Er- 
werbsarbeit sich vollzieht. 
Die Unzulänglichkeit politischer Appelle an 
die Wirtschaft konstatiert Christiane Lind- 
ecke in ihrem Artikel über Anspruch und 
Wirklichkeit von familienfreundlichen Be- 
trieben. Daran schließt sich Svenja Pfahl an. 
Sie greift dasTabu-Thema Arbeitszeiten auf 
und betrachtet es nicht nur durch die Brille 
der Eltern, sondern auch der Kinder. In ih- 
rem Artikel erläutert sie eine Befragung, die 
sie im Rahmen ihrer Promotion durchge- 
führt hat. und leitet daraus politische Anfor- 
derungen ab. 
Bettina Kohlrausch resümiert, dass Frauen- 
politik mehr als nur Familienpolitik ist. Die- 
sem Fazit können sich die Autorinnen der 
Einleitung anschließen. Unbestritten ist ih- 
rer Meinung nach dennoch, dass für Frauen 
die Entscheidung für oder gegen Kinder die 
wichtigste Weggabelung zu einem gleich- 
berechtigten und erfüllten Leben ist. Dabei 
spielt nicht die Kinderfrage an sich eine Rol- 
le. Es geht vielmehr darum, ob Frauen und 
auch Männer Familie und Beruf, aber auch 
das.private" Leben insgesamt gleichberech- 
tigt unter einen Hut bringen können. 
Eine Bewertung der aktuellen politischen 
Vorschläge und der öffentlichen Debatte 
wurde am Internationalen Frauentag, 8. 
März, abends in Düsseldorf vorgenommen: 
Auf Einladung von spw und Jusos NRW 
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führten Petra Hepenstrick, Landesvorsitzen- :" ! m yy!p-- - *",,." 
de des Deutschen Familienverbandes NRW. 
und Barbara Konia vom Zukunftsforum Fa- 

t - 
milie ein.Streitgespräch",das in diesem Heft 
dokumentiert wird. Bei grundsätzlicher Ei- 
nigkeit bei einzelnen Forderungen gab es 
hier unterschiedliche Einschätzungen in der 
Frage der politischen Eingriffsebenen. 
Geschlechtergerechtigkeit 
Letztlich sind strukturelle Benachteiligun- 
gen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt - sei 
es bei der Berufswahl. Lohnstrukturen oder 
Aufstiegschancen - historisch stets auf die 
weibliche (potenzielle) Munerrollezurück- 
zuführen. Frauen ergreifen eher Berufe, die 
später in Teilzeit gut zu bewältigen sind, 
typische Frauenjobs sind mit einemluver- 
dienerlohn" ausgestanet, während Männer 
immer noch eher als ..Familienernährer" 
entlohnt werden.Vermutlich wird auch auf 
dem Arbeitsmarkt Gleichstellung erst dann 
eintreten, wenn junge Männer genauso 
häufig Elternzeit und Teilzeitjobs bean- 
spruchen wie Frauen, und junge Frauen 
ebenso oft wie Männer die Rolle der Mehr- 
verdienenden in ihrer Familie überneh- 
men. Sicher kommen die verpflichtenden 
Vätermonate beim Elterngeld dieser Versi- 
on nur sehr wenig nahe, aber immerhin 
sind sie ein Schritt in die richtige Richtung. 
Und immerhin wird vielen besser verdie- 
nenden Vätern die Ausrede genommen, 
dass sie wegen der hohen Einkommen- 

seinbrüche unmöglich Elternzeit bean- 
spruchen könnten. 
Der Paradigmenwechsel in der Familienpolitik 
hat nach unserer Auffassung längst auch die 
SPD sowie die Jusos und befreundete gesell- 
schaftliche Kräfte erreicht.Familienpolitikund 
Frauenpolitik bzw. Genderpolitik sind keine 
Gegensätze mehr,sondern bedingen sich ge- 
genseitig - wiezuletzt der Beschluss des SPD 

PVin Mainz betont. Selbstverständlich gibt es 
viele Themen und Fragestellungen, die Frau- 
en und das Geschlechtewerhältnis über die 
Familienbeziehungen hinaus betreffen. Die 
Frage, wie wir privat leben, in welchen Kon- 
stellationen wir Kinder kriegen oder nicht, wie 
wir unserAlterverbringen,u.v.m.erscheintje 
doch zentral für die Erreichung von Ge- 
xhlechtergerechtigkeit.. r p v 2 1 2 m  

In der Familie stecken die Frauen.. . II I1 

Historische Entwicklung des Familienbegriffes 

Von Gisela Notz 
Trotz einer etwa 1 Sojährigen Fami- 

lienforschung gibtes bisher keine allgemein 
gültigeTheorie über die historische Entste- 
hung von Familie und über die hierfür ver- 
antwortlichen verursachenden Bedingun- 
gen. Allerdings besteht kein Zweifel darüber, 
dass es in unserem Kulturbereich zu allen 
Zeiten, über die wir einigermaßen verlässli- 
che Daten besitzen, immer verschiedene 
Formen von Familie nebeneinander gege- 
ben hat. Letztlich galt und gilt auch heute 
noch, was der Soziologe Max Weberformu- 
lierte:.der historisch durchaus vieldeutige 
Begriff [der Familie] ist nur brauchbar,wenn 
im Einzelfall sein Sinn klargestellt ist". (We- 
ber 1964, S. 276.) 

Struktur und Funktion der Familie war und 
ist von den je spezifischen gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnissen und der damit 
verbundenen Besitz- und Machtverhältnisse 
abhängig und eng mit der Arbeitszuwei- 
sung an die Familienmitgliederverbunden. 
Wie alt ist die Familie? 
Der Begriff Familiewurdeim 16,Jahrhundert 
in den deutschen Wortschatz aufgenom- 
men. Eingang in die deutsche Umgangs- 
sprache hat er erst im18. Jahrhundert ge- 
funden. Eine einheitliche Auffassung 
darüber, was man als Familie bezeichnet, 
gab und gibt es weder im Alltag, noch in der 
Wissenschaft. Der Begriff geht zurück auf 
das ursprünglich vom lateinischen,,famulus" 

(Diener) abgeleiteten.familia" (Gesamtheit 
der Dienerschaft; Gesinde) und weitete sei- 
ne Bedeutung auf die Bezeichnung der ge- 
samten Hausgenossenschaft von Freien 
und Sklaven aus, die dem ,,Pater familias" 
anvertraut war. Im Deutschen löste das 
Wort,,Familie" die Begriffe.HausU oder,,Weib 
und Kind" im Übergang vom 17. zum 18. 
Jahrhundert ab. Der Bezeichnungswandel 
ist Ausdruck jener Veränderungen, denen 
die Familie im Übergang von der feudalen 
zur kapitalistischen Produktionsweise un- 
terworfen ist. 

Das glorifizierte,,ganze Haus" 
Der erste deutsche Familiensoziologe Wil- 
helm Heinrich Riehl (1823 - 1897) beklagte 
in seinem Band ,,Die Familie" bereits 1855 
den Verfall der Familie. Er meinte damals 

Dr. Gisela Notz ist wissenschaftliche Referentin in der Friedrich-Ebert-Stiftung im Historischen das viel zitierte und glorifizierte ,,ganze 
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verwandte Personen zählten und deren 
Struktur eine Tätigkeitsbegrenzung von 
Frauen auf die rein hauswirtschaftiichen Ar- 
beiten nicht vorsah. 
Nicht derVerwandtschaftsgrad sondern die 
Position in der Hausgemeinschaft regelte 
die Beziehungen. Knechte und Mägde, Ge- 
sellen und Lehrlinge, zählten in gleicher 
Weise zum Hausverband.Zentrales Merkmal 
des ,,ganzen Hauses" war die Einheit von 
Produktion und ,,Familienleben". Eine Viel- 
zahl von gesellschaftlich notwendiger Funk- 
tionen (Produktion, Landwirtschaft, Kon- 
sumtion, Sozialisation, Alters- und Gesund- 
heitsvorsorge) wurden dort erfüllt. Diese Fa- 
milie war ebenso wenig wie die folgenden 
Famllientypen einenheile Familie".Sie war- 
abgesehen davon, dass sie nurfür eine kur- 
ze Zeitspanne, vornehmlich im großbäuerli- 
chen und großbürgerlichen Bereich existier- 
te - bereits patriarchal organisiert und ba- 
sierte auf der traditionellen zentralen Rolle 
des Vaters der notfalls mit Hilfe des Faust- 
rechts seine Herrschaft verteidigen konnte. 
Der Wirkungsbereich der (bürgerlichen) 
Frau, die ihrem Mann Gehorsam schuldete, 
war festgeschrieben:,,Denn in der Familie 
stecken die Frauen. Sie sollen wirken für das 
öffentliche Leben, aber man soll ihrer dabei 
nicht ansichtig werden, denn sie sollen zu 
Hause bleiben",schrieb Riehl 1866.Was mit 
dem ,,ganzen Haus" beschrieben wird. be- 
schreibt selten die Rolle des Gesindes und 
der Mägde, die den jungen und alten Her- 
ren ausgeliefen waren. 
Die Mehrzahl der unteren Schichten der Be- 
völkerung in der vorindustriellen Zeit lebte 
nicht in den großen Haushaltsfamilien mit 
Produktionsfunktion. Zahlreichefamilienhis- 
torische Untersuchungen belegen, dass es 
vor und zu Beginn der Industrialisierung 
eine außerordentlich große Vielfalt familia- 
ler Lebensformen gegeben hat. Faktisch alle 
auch heute auftretenden Lebensformen 

dürften schon damals existiert haben:Von 
der Mutter- bzw.Vaterfamilie über die nicht- 
eheliche Eltern-Kind-Gemeinschaft bis zu 
komplizierten Stiefelternverhältnissen, von 
der Kleinfamilie bis zu größeren komplexen 
Familienverbänden, war das Spektrum ge- 
spannt. 

Der Zerfall der Familie 
Je mehr sich die Lösung der Landbevölke- 
rung aus feudalen und halbfeudalen Fesseln 
durchsetzte.je mehr Fabriksystem und gro- 
ße Industrie sich ausbreiteten und herge- 
brachte Landarbeits-, Handwerks- und 
Heimarbeitsstrukturen zerstörten, je mehr 
Menschen oezwunaen waren. um des Über- < - 
lebens willen ihre Arbeitskraft den Besitzern 
von Produktionsmitteln zu verkaufen, desto 
mehr griff die Trennung der Lebensräume 
um sich: hier der Ort, an dem produziert 
wurde, und dort der Ort, an dem man aus- 
ruhte, aß, schlief, zeugte, aufzog, starb. Die- 
ser Prozess der Trennung von Produktion 
und Reproduktion,von Arbeit und Familie, 
der im 18. Jahrhundert begann und das ge- 
samte 19. Jahrhundert hindurch immer 
schärfer hervortrat, hatte zum Ergebnis, 
dass die Familie sich als ein gesellschaftli- 
cher Teilbereich neben anderen herausbil- 
dete. Jetzt entstand die vom französischen 
Familiensoziologen Frederic Le Play (1 806 - 
1882) so bezeichnete..unstabile Familie".die 
Kernfamilie als Zwei-Generationen-Familie 
mit dem leiblichenVater,der leiblichen Mut- 
ter und ihren gemeinsamen Kindern. Nun 
wurde diese Familienform glorifiziert. Ge- 
blieben sind..Hausvater" und..Hausmutter". 
wenn auch in veränderter Form. Idealty- 
pisch war und i s t  der Mann Alleinverdiener 
(bread-winner). Er beherrschte unbestritten 
als Oberhaupt den Rest der Familie.Die Frau 
war vom Broterwerb gänzlich freigesetzt 
und mit der Führung des Haushaltes. der 
Kindererziehung und der Repräsentation 

der Familie nach außen betraut. Es gehörte 
zum ,,guten Ton", möglichst eine (besser 
mehrere) Dienstbotin(nen), eine Amme 
oder ein Kindermädchen zu haben. Sie ge- 
hörten nun nicht mehr zur bürgerlichen Fa- 
milie. Ihr Einfluss auf die Kinder sollte be- 
grenzt werden, weil sie den Nachwuchs mit 
Untugenden und Krankheiten infizieren 
konnten, die in den sozialen Unterschichten 
vermutet wurden und vor denen sich das 
Bürgertum sorgfältig abzuschirmen suchte. 
Die Hausfrau sollte sich nun vorrangig um 
die liebe- und planvolle Aufzucht und Cha- 
rakterbildung der Kinder kümmern. 
Frauenerwerbsarbeit musste sich in zähem 
Ringen gegen die hartnäckige Einstellung 
von der natur- und gottgebotenen Stellung 
der Frau und des Mannes in Familie und Be- 
ruf durchsetzen. Dieser Kampf musste von 
Arbeiterinnen ebenso geführt werden, wie 
von Bürgerinnen, freilich unter unterschied- 
lich privilegierten Bedingungen. Auch Arbei- 
ter und Handwerker wollten ihre Frauen, 
nach demvorbild der bürgerlichen Familien. 
im eigenen Haushalt sehen. Deshalb wurde, 
auch durch Sozialisten und ihre Organisati- 
onen. immer wieder das Verbot der gewerb- 
lichen Frauenarbeit gefordert. Das bürgerli- 
che Familienideal blieb allerdings aufgrund 
der materiellen Lebensumstände der Lohn- 
abhängigen für die meisten ein nicht zu 
realisierender Traum. Der Wunsch der Ar- 
beitsmänner,., ... so viel zu verdienen, dass 
wir unsere Familien ehrlich und ordentlich 
ernähren können" (Diese Forderung stellte 
der Bergarbeiter Siegel, einer der Wortführer 
und Organisatoren des großen Bergarbei- 
terstreiks im Mai 1889an Kaiser Wilhelm 11.). 
war eigentlich nie verwirklicht. Dies ging 
nur, wenn die Frau ,.mit verdiente". Immer 
wieder war in den Protokollen der Gewerk- 
schaftstage zu lesen, dass Chaos herrsche, 
wenn die Frau,,arbeitenn ging:.Ein glückli- 
ches Familienleben ist der beste Lohn für 
den Arbeiter; das Gefühl, für Frau und Kind 
zu schaffen. gibt ihm Mut und Kraft, spornt 
an: in der Familie findet er Glück und Frie- 
den.Das ist aber nur dann der Fall,wenn die 
Frau sich der Familie widmen kann. Ist sie 
den ganzenTag vom Hause fort, dann gerät 
das Haus in Unordnung und Schmutz: der 
Mann findet kein ordentliches Essen (...) 
und so wird das Gefühl der Behaglichkeit 
der Familie nicht aufkommen" so kritisierte 
2.B. das Mitglied des Reichstages Franz Hit- 
ze in der 9. Legislaturperiode. 
Es waren Sozialistinnen wie Clara Zetkin, die 
darauf verwiesen, dass die tragende Grund- 
lage für die soziale Gleichberechtigung des 
,,weiblichen Geschlechts" die Berufsarbeit 
bildet, weil,,ohne wirtschaftliche Unabhän- 
gigkeit des Weibes vom Manne,von der Fa- 
milie, die Emanzipation unmöglich wird. 
Sie hatte erkannt. dassdie Struktur der bür- 
gerlichen Kleinfamilie für die Arbeiterinnen 
nicht ausreichte.ln ihremText,,Die neue Fa- 
milie" forderte sie 1906 eine die Familie er- 
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gänzende öffentliche Erziehung. Die Ehe- wertiges"Leben geschützt wurde, sollte wer- lie ist, wo Kinder sind", stand in der Koaliti- 
leute fordert sie auf, die Erziehungsarbeit dendes ,,minderwertiges" Leben noch im onsvereinbarung der Bundesregierung 
untereinander zu teilen. Mutterleib vernichtet werden. vom Oktober 1998. Der Slogan wurde von 
Mit fortschreitender Industrialisierung wur- 
de Familie Inbegriff des Privaten und Hort 
des Gefühls. Das Loblied auf die,,heilige Fa- 
milie" war fester Bestandteil herrschender 
Sozialpropaganda geworden. Beklagt wur- 
de schon damals der Geburtenrückgang. 
auch bei den Proletarierlnnen oder zumin- 
dest den besser verdienenden Facharbeiter- 
schichten. Die Zahl der ,,Milltärtauglichen" 
nahm ab. Der Kaiser brauchte Soldaten. 
Während des Ersten Weltkrieges bestanden 
die Familien vor allem aus Müttern mit Kin- 
dern,dieVäter waren in den Krieg gezogen. 

Nach dem Ersten Weltkrieg 
Nach dem Ersten Weltkrieg waren Witwen 
und Waisen an der Tagesordnung. Kinder- 
gärten,Kinderheime, Nähstuben undVolks- 
küchen wurden eingerichtet und von der 
Bevölkerung begierig in Anspruch genom- 
men. Wieder waren es die Frauen, die für 
den Kleinfamilienhaushalt verantwortlich 
waren, und den heimkehrenden Kriegern, 
die schließlich eine Familie zu versorgen 
hatten, ihre Erwerbsarbeitspiätze frei ma- 
chen sollten. Dafür sorgte die,,Demobilisie- 
rungsverordnung"von 191 9/20. 
Obwohl die WeimarerVerfassung die Familie 
auf der Gleichberechtigung der Geschlechter 
gegründet wissen wollte. änderten sich Ge- 
schlechterstereotype nicht. Eine Revision des 
patriarchalischen Familienrechts des BGB 
fand nicht statt. Dennoch erblickte man 
wieder einmal überall Zeichen familiaien Nie  
dergangs durch eine liberale Sexualität, stei- 
gende Scheidungs- und Abtreibungsziffern, 
sinkende Geburtenraten, uneheliche Gebur- 
ten und - natürlich - durch die zunehmende 
,,Erwerbsneigung" der Frauen. 

Machtübernahme durch die Nationalso- 
zialisten und der Zweite Weltkrieg 
Der Reichsminister für Volksaufklärung und 
Propaganda, Josef Goebbels, erklärte 1933 
zum Familienbegriff der Nationalsozialisten: 
.Den ersten, besten und ihr gemäßesten 
Platz hat die Frau in der Familie, und die 
wunderbarste Aufgabe,die sie erfüllen kann, 
ist die,ihrem Land und Volk Kinder zu schen- 
ken." Und auch Adolf Hitler verwies auf den 
Stellenwert der bürgerlichen Familie, der in 
der Weimarer Republik zu kurz gekommen 
sei, weil Frauen ihre Aufgaben und Pflichten 
als Mütter vernachlässigt hätten. um mit den 
Männern um politische Macht, Berufe und 
Geld zu konkurrieren. Das Elend, das die nati- 
onalsozialistische Herrschaft für die Men- 
schen brachte, ist bekannt. Es bedeutete, 
dass einerseits das hohe Lied der deutschen 
Mutter gesungen wurde, die später in der 
Rüstungsindustrie tätig werden sollte, gleich- 
zeitig die Frauen, die nicht in das Bild pass- 
ten, verfolgt, diskriminiert, gedemütigt und 
getötet wurden.Während,,keimendes hoch- 

Familie in der BRD 
Auch nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die 
bürgerliche Familienform wieder hoch gelobt. 
Sie erschien nun als,,die letzte Stabilität in ei- 
ner sich auflösenden Welt"(Schelsky).Obwohl 
die Gleichberechtigung zwischen Männern 
und Frauen in das Grundgesetz eingeschrie- 
ben wurde, schrieb Artikel 6 GG. vor, dass 
Frauen in die Familie gehörten (,,Schutz von 
Ehe und Familie"). Und dies obwohl 40 %der 
Familien,,Munerfamilien" waren. Der konser- 
vativen Regierung unter Konrad Adenauer 
ging es während der 1950erJahre um die Wie- 
derherstellung der patriarchalen Kleinfamilie. 
Schon damals galt sie als nicht intakt, wenn 
die Muner berufstätig war. Die Kinder aus soi- 
chen Familien hielt man für gefährdet.,Schlüs- 
selkinder" wurden in die Kategorie der Ent- 
wurzelten und Verwahrlosten eingereiht. 
Gleichzeitig entwickelten im Bundestag einige 
SPD-Politikerlnnen eine Familienpolitik die 
noch heute wegweisend sein könnte. Beispiel- 
haft ist Marta Schanzenbach (1907 - 1997),zu 
nennen. (Vgl. Notz2003.S.435 - 459.) Sie ver- 
trat einen für diese Zeit sehr fortschrittlichen 
Familienbegriff..Familien" hieR für sie. unter- 
schiedliche Formen desZusammenlebens mit 
Kindern, die nicht an die 1nstitution.Ehe" g e  
koppelt sein mussten.Eine,,Einheitsfamilienpo 
litik", die sich auf den Schutz und die Förde 
rung von,,Normalfamilien" beschränkte, lehn- 
te sie schon damalsab. 

In  den 1970er Jahren: Das Private ist 
politisch 
In den 1970erJahren war es durch diezunah- 
me nicht ehelicher Lebensgemeinschaften in 
Deutschland (Ost und West) zu einer weiteren 
Abkehr vom traditionellen Familienbild ge- 
kommen. Zu einem Aufbruch hin zu anderen 
Lebensformen kam es durch die Anfang der 
1970er Jahre aus der Studentenbewegung 
heworgegangenen neuen Frauenbewegun- 
gen. Sie sahen in Anlehnung an die kritische 
Theoriedie bürgerliche Kleinfamiliealseine In- 
stitution an,in der die kapitalistischenverhält- 
nisse mit der geschlechtshierarchischen Ar- 
beitsteilung reproduziert und ihre Subjekte 
produziert werden. Sie kritisierten nicht nur 
dieTrennung der Bereiche öffentlich und pri- 
vat und die Zuständigkeit von Frauen für den 
privaten Bereich, sondern auch die Männerge- 
walt über Frauen und Kinder.Aus dieser Kritik 
entwickelten sie alternative Formen des Zu- 
sammenlebens durch Wohngemeinschaften, 
Kommunen und KinderlädemDer Familienbe- 
griff wurde teilweise durch den Begriff "Be- 
zugsgruppen" ersetzt. 

Die tatsächlich gelebte Familie ist 
(immer noch) wenig erforscht 
Heute wird .Familie" in vielfältigen perso- 
nellen Zusammensetzungen gelebt..Fami- 

vielen Organisationen übernommen. Die 
damaligen Regierungsparteien wollten 
darauf hinarbeiten-dass die vielfältigen Fa- 
milienformen respektiert werden und für 
deren Gleichstellung sorgen. Auch diese 
Definition wirktexklusiv.Sie erfasstTochter, 
die ihre Eltern pflegen, ebenso wenig wie 
Wohngemeinschaften, in der Behinderte 
und nicht Behindertezusammenleben.,,Fa- 
milie ist für uns überall dort, wo Menschen 
dauerhaft füreinander Verantwortung 
übernehmen, Sorge tragen und Zuwen- 
dung schenken" ist die treffendere Definiti- 
on des,,Zukunftsforum Familie" (Neue,von 
der AWO gegründete Familienorganisation 
). Dahinter zurück bleibt der Familienbe- 
griff von Kanzlerin Angela Merkel: Für sie 
ist Familie überall dort,,.wo Eltern für Kin- 
der und Kinder für Eltern dauerhaft Verant- 
wortung tragen". 
Von der Umsetzung der verschiedenen De- 
finitionen in die Realität sind wir noch weit 
entfernt. Auch wenn Einelternfamiiien. Stief- 
familien,,,Patchworkfamilien",,,Regenbogen- 
familien" und ,,eingetragene Partnerschaf- 
ten" heute an derTagesordnung scheinen. 
Die tatsächlich erlebten und gelebten Zu- 
sammenlebensformen sind wenig erforscht. 
Die Zukunft der Familie 
Christa Wolf ist zuzustimmen, wenn sie sagt: 
.Wir werden uns daran gewöhnen müssen, 
dass Frauen [ich ergänze und Männerl nicht 
nur nach Gleichberechtigung, sondern nach 
neuen Lebensformen suchen." Kinder und 
auch andere Menschen, die sich nicht 
(mehr) alleine helfen können, brauchen ver- 
lässliche Bezugspersonen und sie brauchen 
generationsübergreifende solidarische Le- 
bensweisen, die sich nicht mehr auf Ehe 
und Verwandtschaft,und auf zwei Generati- 
onen beschränken. Heute geht es um Soli- 
darität über die Grenzen der eigenen ,pri- 
mären Netzwerke' hinaus. Es sollte also 
nicht weiter darum gehen, sich häufende 
,neue Familienformen' durch den Familien- 
begriff zu .normalisieren', und damit 
wiederum andere Erwachsene und Kinder 
daran zu messen. Es geht darum, dass keine 
Lebensform bevorzugt und keine benach- 
teiligt wird und allen Menschen gleiches 
Recht und Existenzberechtigung für die von 
ihnen gewählte Lebensform zugestanden 
wird, solange dort niemand ausgebeutet 
und unterdrückt wird. apW s ~ e m  
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Perspektiven für eine zu kunftsorientierte 
Kinder- und Familienpolitik 
Von Bärbel Dieckmann 

Familienpolitik ist,,inr'. Angesichts 
der derzeitigen Konjunktur des Themas in 
allen Medien und politischen Parteien 
könnte man auf den Gedanken kommen, 
auch die Sozialdemokratie habe ein Mode- 
thema für sich entdeckt und versuche nun 
ebenso wie andere, einen bislang versäum- 
ten Modernisierungsschub nachzuholen. 
Dieser Eindruck trügt. 
Die SPD-geführte Bundesregierung von 
Gerhard Schröder hatte bereits vor acht 
Jahren begonnen, der gestiegenen Bedeu- 
tung einer modernen Kinder- und Familien- 
politik vor dem Hintergrund des gesell- 
schaftlichen Wandels durch weitreichende 
Reformen Rechnung zu tragen: Das Betreu- 
ungsgesetz für unter Dreijährige, das 4 
Mrd.-Euro-Programm für den Ganztags- 
schulausbau, die reformierte Elternzeit, die 
um insgesamt 50% erhöhte Familienförde- 
rung und vieles andere mehr. Die Regie- 
rungsarbeit bewegtesich dabei stets auf ei- 
ner umfangreichen Beschiusslage der Par- 
tei-die mit den Anträgen.Kinder- Familie - 
Zukunft" 2001 in Nürnberg sowie..Deutsch- 
land 2010 -Zukunftfür Kinder und Zukunft 
mit mehr Kindern"2003 in Bochum wichtige 
Wegmarken gesetzt hatte. 
In sozialdemokratisch geführten Bundeslän- 
dern wurden in den zurückliegenden Jah- 
ren klare Schwerpunktsetzungen bei der 
Förderung von Kindern und Familien vor- 
genommen, allen voran in Rheinland-Pfalz 
mit Ministerpräsident Kurt Beck an der Spit- 
ze. Dort fließt inzwischen ein Viertel des 
Landesetats in frühkindliche Förderung. Da- 
mit liegt Rheinland-Pfalz an der Spitze aller 
Bundesländer. Neben dem Ausbau der 
Ganztagsschulen, den Rheinland-Pfalz 
bereits seit 2001 massiv vorantreibt, sind 
jetzt mit dem Programm lukunftschance 
Kinder - Bildung von Anfang an" weitere 
innovative Schwerpunkte zur Förderung 
von Kindern und Familien gesetzt worden: 
Die Beitragsfreiheit des letzten Kindergar- 
tenjahres von diesem Jahr an, mit der eine 
optimale Schulvorbereitung für alle Kinder 
erreicht werden soll, und der verstärkten 
Öffnung von Kindergärten, mit der ab 2010 
alle Eltern einen Rechtsanspruch auf einen 
Kindergartenplatz für ihr zweijähriges Kind 
erhalten. Die Mehrkosten übernimmt in 
beiden Fällen das Land. 
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Auch in der Großen Koalition haben wir 
jetzt dafür gesorgt, dass die Familienpolitik 
der Bundesregierung die Handschrift der 
SPD trägt. Mit den neuen steuerlichen Ab- 
zugsmöglichkeiten für Kinderbetreuungs- 
kosten leisten wir einen Beitrag für die bes- 
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf - 
auch für Eitern mit eher geringem Einkom- 
men.Weitere wichtige Schritte haben wir in 
den Koalitionsverhandlungen durchgesetzt: 
die Fortsetzung des Betreuungsausbaus für 
Kleinkinder bis 2010 und die Einführung ei- 
nes Elterngeldes nach skandinavischem 
Vorbild vom Jahr 2007 an. 
Aber auch unabhängig von der Regierungs- 
arbeit wollen wir weiterhin als Partei Pers- 
pektiven für eine zukunftsorientierte sozial- 
demokratische Familien- und Kinderpolitik 
entwickeln. Der Parteivorstand hat daher 
am 16. Januar diesen Jahres auf seiner 
Klausurtagung in Mainz eine Kampagne un- 
ter dem Titel ,,Zukunft mit Kindern" be- 
schlossen, mit der wir die familienpolitische 
Debatte in die Gliederungen der Partei und 
in die Gesellschaft tragen wollen. Grundla- 
ge dafür ist unser Beschluss mit dem Titel 
.Wir sichern Deutschlands Zukunft", der die 
aktuellen Herausforderungen beschreibt 
und Handlungsstrategien benennt. Für uns 
steht fest: Nur eine kinderfreundliche Ge- 
sellschaft ist zukunftsfähig: 
,,Wir wollen, dass in unserem Land wieder 
mehr Kinder geboren werden. Eine Familiezu 
gründen. Kinder zu bekommen und später 
dann auch Enkel -das ist und bleibt für die 
meisten Menschen die entscheidende 
Grundlage für Lebenszufriedenheit. Zugleich 
können allein Kinder und Familien den Fort- 
bestand unserer Gesellschaft garantieren. Ein 
Land ohne Kinder ist in jeder Hinsicht ein 
Land ohne Zukunft - so-zial. wirtschaftlich 
und kultureli.Nur eine kinderfreundliche Ge- 
sellschaft kann eine dynamische und eine 
wachstumsstarke Gesellschaft sein. Deshalb 
braucht Deutsch-land eine Familienpolitik, 
die es jungen Frauen und Männern leichter 
macht ihre Kinderwünsche zu erfüllen ohne 
dabei ihre beruflichen Wünsche und Perspek- 
tiven zu gefährden. Genauso wichtig ist es 
aber auch, dass wir kein einziges Kind auf sei- 
nem Entwicklungsweg zurücklassen. Alle Kin- 
der haben dasselbe Recht auf gute Betreu- 
ung und Bildung von Anfang an!" 

vorsitzende und Oberbürgermeisterin von Bonn 

Grundlage für die Weiterentwicklung unse- 
rer Familienpolitik sind also im wesentlichen 
fünf Annahmen: 
1. Familienpolitik ist die zentrale Zukunfts- 
aufgabe. Nur wenn wir Kinder und Familien 
in den Mittelpunkt der Politik stellen, wer- 
den wir sowohl den demographischen Wan- 
del als auch den Übergang in diewissensge- 
sellschaft bewältigen. 
2. Frühe Förderung ist entscheidend. Le- 
bens- und Bildungschancen werden bereits 
im frühesten Kindesalter vergeben. Was in 
den ersten Lebensjahren eines Menschen 
versäumt wird, ist später nur mit größter 
Anstrengung nachzuholen. Nur wer Kinder 
früh fördert, verhindert langfristig Ausgren- 
zung und Armutsrisiken. 
3. Bevölkerungsentwicklung und Wohlstand 
bedingen einander. Eine Gesellschaft mit 
mehr Kindern ist nicht nur menschlich rei- 
cher, sondern auch ökonmisch stärker. We- 
niger Kinder bedeuten schon jetzt weniger 
Wohlstand für alle. 
4. Dienstleistungen für Familien sind ein 
Wachstumsmarkt. Bildung, Betreuung und 
andere Dienstleistungen für Familien sind 
eine Zukunftsbranche mit erheblichen Be- 
schäftigungspotenzialen. Die steigende 
Nachfrage kann dabei nicht alleine über 
den privaten Markt abgedeckt werden. 
Auch in Zeiten knapper Kassen muss der 
Staat hier eine finanzielle Mitverantwortung 
übernehmen. 
5. Familie und Beruf müssen vereinbar sein. 
Frauen und Männer wollen heute partner- 
schaftlich zusammenleben und sich berufli- 
che und familiäre Aufgaben teilen. Familien- 
freundliche Arbeitsbedingungen und unter- 
stützende Betreuungsangebote sind dafür 
dievorsaussetzung. 
Daraus ergeben sich aus unserer Sicht 
sechs Handlungsstrategien: 
1. Konsequente Verbindung von Bildung 
und Betreuung. Insbesondere für die Kleins- 
ten müssen die Betreuungsangebote aus- 
gebaut werden. Unser Ziel ist ein bedarfsge- 
rechtes Angebot für Kinder unter drei Jah- 
ren ab 2010 und ein Rechtsanspruch auf Be- 
treuung ab dem zweiten Lebensjahr. 
Zumindest im letzten Jahr vor der Schule 
sollte jedes Kind einen Kindergarten besu- 
chen. Die Beitragsfreiheit für das letzte Kin- 
dergartenjahr- wie jetzt in Rheiniand-Pfalz 
- ist ein wichtiger Schritt dahin.Wir wollen 
zudem die Zahl der Ganztagsschulen weiter 
deutlich erhöhen - Eltern brauchen mehr 
verlässliche Ganztagsbetreuung, die Schü- 



lerinnen und Schüler brauchen Zeit zum 
Lernen. 
2. Stärkung von Kindern und Familien. El- 
tern brauchen Unterstützung. Damit 
möglichst alle Kindergut aufwachsen, brau- 
chen wir eine Kultur der öffentlichen Ver- 
antwortung für jedes Kind. Eltern müssen in 
die Lage versetzt werden, ihrer Erziehungs- 
Verantwortung gerecht zu werden.Familien 
brauchen leicht erreichbare, verstärkt auch 
aufsuchende und frühe Hilfen. Diese kön- 
nen in Kindertagesstätten, Gesundheitsein- 
richtungen, Nachbarschaftshäusern, Eltern- 
cafes oder Familienzentren angesiedelt sein. 
3. Eine humane Arbeitswelt. Junge Frauen 
und Männer erhalten gerade im Familien- 
gründungsalter zunehmend befristete Ver- 
träge. Zugleich sind die Anforderungen an 
räumliche Mobilität und zeitliche Flexibilität 
erheblich gestiegen. Schwangerschaft stei- 
gert in diesen Fällen für Frauen das Risiko, 
arbeitslos zu werden. Junge Männer fürch- 
ten um ihre berufliche Stellung, wenn sie 
Elternzeit beanspruchen; entsprechend 
nehmen nur fünf Prozent der jungen Män- 
ner in Deutschland Elternzeit in Anspruch. 
Die Tarifpartner tragen Verantwortung, fa- 
miliengerechte Arbeit zumThema vonTarif- 

verhandlungen zu machen. In Betriebsver- 
einbarungen können konkrete Schritte in 
Richtung auf familienfreundliche Arbeits- 
platz- und Zeitgestaltung festgelegt wer- 
den. 
4. Ein neuer Blickauf die Lebensarbeitszeit. 
Angesichts der gestiegenen Lebenserwar- 
tung (81.5 Jahre bei Frauen und 75,9 Jahre 
bei Männern) müssten Familiengründung, 
Berufseinstieg und Karriere nicht, wie das 
momentan der Fall ist, parallel in den Jah- 
ren zwischen 30 und 35 stattfinden. Diese 
..Rush- hour des Lebens" kann nur dann auf- 
gelöst werden, wenn Familiengründung 
zum Beispiel stärker als bisher bereits in der 
Ausbiidungsphase möglich ist: durch un- 
terstützende Strukturen an Hochschulen 
und eine Ausbiidungsförderung, die jun- 
gen Menschen die frühere ökonomische 
Selbständigkeit ermöglicht. 
5. Allianzen für Familie. Wir haben mit der 
Allianz für Familie und den Lokalen Bünd- 
nissen einen innovativen Weg eingeschla- 
gen, um die Kooperation von Politik, Wirt- 
schaft und Gesellschaft auch auf der lokalen 
Ebene zu verankern und dort konkrete 
Strategien für mehr Familienfreundlichkeit 
zu entwickeln. 

6. Bessere Unterstützung von Familien. Bei 
den familienpolitischen Ausgaben stehen 
wir im internationalen Vergleich in der Spit- 
zengruppe. Das ist angesichts von Gebur- 
tenrückgang sowie Armutsrisiken für Famili- 
en in Deutschland eine paradoxe Situation. 
Es verdeutlicht, dass der von uns in den zu- 
rückliegenden Jahren eingeleitete Paradig- 
menwechsel weg von den direkten Leistun- 
gen, hin zu Investitionen in Infrastr~ktur~er- 
gänzt durch zielgenauere Förderinstrumen- 
Te wie Kinderzuschlag und Elterngeld, über- 
fällig war. 
Um diese Themen weiter zu begleiten 
und zu entwickeln, hat der SPD-Parteivor- 
stand ein Forum,,Kinder, Jugend und Fa- 
milie" eingesetzt. das von Kerstin Griese, 
Björn Böhning und mir geleitet wird. Es 
wird sich im Frühjahr konstituieren und 
mit dezentralen Veranstaltungen zu 
Schwerpunktthemen gezielte Impulse so- 
wohl in die Parteigliederungen als auch in 
die Öffentlichkeit geben. Klar ist: Mehr 
Förderung für Kinder, Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf für Eltern und gleiche 
Lebenschancen für Frauen und Männer 
sind und bleiben die Ziele sozialdemokra- 
tischer Familienpolitik. W* 2 1 me 

Entgrenzungen von Arbeit und Familie 
Herausforderungen an Familien- und Gesellschaftspolitik 

Von Andreas Lange 

1.Grenzveiletzungen und Fusionen: Auf Konfiguration ge ebt (Coontz 20051 Die ak- Pokemons,Te etubbies, D gimons Uno vor al- 
dem Weg zu einem neuen gesellrchaftli- ti.ellen lrr!rationPn der straffen Z~weislin. len Harrv Potter als W cnt aste F quren aer 

~ ~~ ~ ~ - 
chen ~ a i a d i ~ m a ?  gen sozialer Logiken zu voneinander sepa- globalen Kinderkultur wandern in die Lebens- 
Beobachtet man die gesellschaftliche Ent- rierten gesellschaftlichen Systemen sind un- welten von Familien und ihrer Kinder ein. Sie 
wicklung, dann fällt auf, dass viele Sortie- übersehbar: finden sich beim Essen auf der Milchtüte, beim 
rungen des Sozialen derzeit sich zwar nicht Frank Schirrmachers Buch,,Das Methusalem- Spielen auf dem Pausenhof, beim Schlafen auf 
völlig auflösen, aber doch neu verhandelt Komplott" führt uns in typischerjournalisti- der Bettwäsche 
werden müssen, wenn man die kompakte scher Rhetorik die Entgrenzung der Lebens- Weitere Indizien für Fusionen und Grenzver- 
lndustriegesellschaft der späten sechziger Zeit vor Augen. Es ist die Rede von einer Auf- letzungen sind Begriffe wie ,.EdutainmentV 
und frühen siebziger Jahre aisVergleichsfo- weichung von Generationengrenzen. So ent- oder ,,Verschulung der Freizeit". Bildung wird 
lie beizieht. Sie markierte historisch einen deckt die Marktforschung die Kidults: Frauen als Unterhaltung inszeniert, Lehrer mutieren 
Höhepunkt der gegenseitigen Separierung um die 50 kaufen Giriie-Mode, Frührentner zu Animateuren und verschiedenste Pro- 
von Arbeits- und Privatleben und stellte den brechen auf zum erotischen Abenteuerur- gramme versprechen ein spaßiges Lernen. 
Zenit des bürgerlichen Familienmodells dar. laub. Auch der Drogengebrauch scheint sich Umgekehrt wird die Freizeit der Kinder und 
Nie zuvor in der Geschichte hatten Men- doppelt zu entgrenzen: er ist nicht mehr an Jugendlichen zu einem umkämpften Feid,auf 
schen realiter in den westlichen Industriege- die Jugendphasen und nicht mehr an be- dem zusätzliche Qualifikationen für einen 
sellschaften in diesem Umfang in dieser stimmte Szenen gebunden. möglichen zukünftigen beruflichen Vorteil an- 

gehäuft werden. Es ist daher auch von einer 
Entgrenzung der Bildungsorte und der Päda- 
gogikdie Rede. 

PD Dr.Andreas Lange ist wissenschaftlicherReferentarn DJI München, Privatdozent fürSoziolo- In vielen beruflichen Feldern und Bereichen 
gie an der Uni Konstanz. Arbeitsschwerpunkte:Modernisierung von Kindheit, Spannungsfelder sind mannigfacheverschleifungen von,,Privat- 
zwischen beruflicher und familialer Arbeit, Analyse von Familien- und Kinderdiskursen leben" und professionellem Handeln zu beob- 
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achten. Anders als noch vor dreißig Jahren 
sind diese Verschleifungen und diffusen 
Übergänge von Arbeiten. Freizeit, berufli- 
chem Handeln, Weiterqualifikation nicht 
mehr auf wenige Prozent der Erwerbstäti- 
gen beschränkt, sondern greifen auf immer 
mehr berufliche Sparten über (Kratzer/Sau- 
er 2005). Ganz wichtig für das weitere Ver- 
ständnis des Verhältnisses von Familie und 
Erwerb ist dabei,dass auch Facetten des Ar- 
beitslebens zunehmend den Charakter von 
Privatheit erlangen - so 2.B. die Nutzung 
des E-Mails und lnternets für Zwecke der 
Freizeitorganisation oder der Synchronisie- 
rung des abendlichen Familienmitein- 
anders. Aufgrund dieser hier beispielhaft 
aufgezeigten wechselseitigen Einflüsse von 
Familie und Erwerbsbereich und um einsei- 

~ ~ ~~ 

tige kausale Zuschreibungen in der Art-die 
Arbeit wirkt auf die Familie"zu verhindern, 
bietet es sich an. von gegenseitigen und 
permanenten ..Verschränkungen" zu spre- 
chen. 
Übereinstimmend können diese Einzelphä- 
nomene als Bruch in der modernen Sozial- 
struktur interpretiert werden (Rosa 2005), 
die als,,Entgrenzungen" und ,,Verflüssigun- 
gen" des Sozialen bezeichnet werden. Aus- 
gehend vom Modell einer modernen diffe- 
renzierten Gesellschaft mit mehr oder weni- 
ger rigiden Grenuiehungen zwischen Sys- 
temen und Handlungslogiken werden in 
der spätmodernen Gesellschaft zeitliche, 
räumliche, sachliche und emotionale Über- 
schreitungen ehemals getrennter Zusam- 
menhänge sichtbar: 
Zeitliche Entgrenzungen auf der Ebene der 
Alltagszeit meinen, dass Arbeits- und ande- 
re Zeiten, man denke an die Abschaffung 
des Sendeschlusses, sich flexibiiisieren und 
fragmentarisieren (Bauer u.a. 2004).Veriän- 
gert man diese Betrachtungsweise auf die 
lebenszeitiiche Achse von Biographien, 
kann man auch von Entgrenzungen des Le- 
benslaufs insofern sprechen, als Weiterbil- 
dung über den gesamten Lebenslauf statt- 
findet, jugendliche Attitüden schon von 10- 

jährigen gezeigt werden und junge Erwach- 
sene zunehmend mehr auf..Support" ihres 
Elternhauses angewiesen sind. 
Räumliche Entgrenzung auf der Mikro- und 
Mesoebene heißt, dass Arbeit nach Hause 
mitgenommen und an jedem Ort gearbei- 
tet werden kann. Aber auch viele andere 
Ortszuweisungen lösen sich auf. Auf der 
Makroebeneentgrenzen sich örtlich gebun- 
dene Sozialbeziehungen. 
Sachliche Entgrenzung bedeutet, dass die 
soziale Logik von Tätigkeiten nicht mehr 
trennscharf an Institutionen und Logiken 
gebunden ist. sondern sich die Logiken des 
Arbeitens. Lernens, der Freizeit und des 
Events durchdringen. 
Emotionale Entgrenzungen sind darin zu 
sehen, dass die Gefühiscodes des privaten 
und öffentlichen Bereiches sich ebenfalls 
von den bürgerlichen Zuschreibungen Iö- 
sen,die scheinbar rationale Wirtschaft zu- 
nehmend auf Emotionalisierung setzt, die 
Arbeitenden aber dadurch keinesfalls nur 
ausgebeutet werden, sondern Aspekte 
des Emotionsmanagements bewusst zur 
Steigerung der Erlebnisqualität und Kun- 
denorientierung ihrer Arbeit einsetzen. 
Umgekehrt werden Teile des Privaten rati- 
onalen Kalkülen unterworfen (Neckel 
2005). 
In der sozialwissenschaftlichen Diskussion 
wird unterstrichen, dass Entgrenzungen 
vormals starrer Grenzen nicht bedeuten 
müssen. dass sie sich einfach aufiösen.Viel- 
mehr können sich neue Grenzziehungen 
etablieren. Für die Diagnose des Verhältnis- 
ses Familie und Erwerbsbereich heißt dies, 
dass man nicht mit linearen Entwicklungen 
zu rechnen hat,sondern mit Verwerfungen. 
Wird aber gesellschaftlich entstrukturiert, 
entdifferenziert, entgrenzt, gemischt, dann 
wird es zu einer Aufgabe der jeweils be- 
troffenen Individuen und Familien mit den 
unschärfer gewordenen, uneindeutigeren 
fragmentierten Sozialbezügen umzugehen 
(Pongratzl Voß 2003). eventuell selbst 
neue Grenzziehungen zu erfinden.Sie dür- 
fen aber nicht alleine gelassen werden. 
was die Frage nach angemessenen sozial- 
und familienpolitischen Antworten auf die 
Fusionierungen und Entgrenzungen auf- 
wirft. 

2. Arbeitswelt: Schleichende, wider- 
sprüchlich, aber nachhaltige Entgren- 
zungen 
Nun zu den wichtigsten Eckpunkten der Di- 
agnose einer schleichenden, differentiellen, 
gleichwohl nachhaltigen und immer auch 
widersprüchlichen Entgrenzung des Arbei- 
tens und Wirtschaftens. Der Hintergrund 
dieser Entwicklung kann und soll hier nur 
stichwortartig umrissen werden: 

Internationalisierung und Transnationali- 
sierung von Güter- und Produktmärkten; 
Die Bedeutungszunahme und Steuerungs- 

macht des Finanz- und Kapitalmarkts; 

Kosten- und Effizienzdruck. Vermarktli- 
chung aller Unternehmensbereiche und Ab- 
teilungen; 

Übergang von der fordistischen Massen- 
produktion zu flexibler produktion; 

Bedeutungszugewinn von symbolischen 
und emotionalen.Gütern"; 

Übergang in eine Dienstleistungs- und 
Wissensgeseilschaft. 
Diese makrogesellschaftlichen und makro- 
ökonomischen Veränderungen schlagen auf 
alle Beschäftigen in Betrieben und Verwal- 
tungen als handfesrevermarktlichung und 
Kostenorientierung durch - wenn auch mit 
unterschiedlicher Wucht. Unübersehbar do- 
kumentieren sich Prozesse der Entgrenzung 
in den Trendsetter-Branchen und zukunfts- 
weisenden Wirtschaftssektoren: In der Kul- 
tur- und Medienwirtschaft (Henningerl 
Gottschall 2005; Volmerg/MaderlMields 
2005). den Finanzdienstleistungen (Biair- 
Loy/Jacobs 2004). der [T-Branche und der 
Biotechnologie (FehreIMelis 2005). 
Entgrenzung meint gerade hier weit mehr 
als zeitlich variables und räumlich verteiltes 
Arbeiten - namentlich ein verändertesver- 
ständnis von Leistung und die Umstellung 
der Arbeitssteuerung auf Ergebnisorientie- 
rung. Gefordert wird von den Beschäftigten 
vor allem eines: Selbstorganisation..Das er- 
öffnet Spielräume für mehr Autonomie und 
Selbstorganisation. Es kann die Beschäftig- 
ten veranlassen, selbst zu überlegen, wel- 
che Arbeitsweise die rationellste und der Si- 
tuation angemessene ist. Diese Selbstorga- 
nisation Iässt die Orientierung an zeitlichen 
Grenzen irrational erscheinen, ebenso die 
Gleichsetzung von Arbeit mit räumlicher 
Anwesenheit; auch die sozialen und sachli- 
chen Eingrenzungsmodi verlieren ihre Plau- 
sibilität. In der Ergebnisorientierung liegt 
zugleich die Gefahr, das Maß zu verlieren, 
an dem die Angemessenheit der Arbeitsleis- 
tung zu beurteilen wäre." (VoswinkellKocy- 
ba 2005: 76). Das meint dann ganz konkret, 
dass man das Maß verliert, ein dauerndes 
latentes Gefühl verspürt, nicht genug gear- 
beitet zu haben, um die auch durchaus mit 
eigener Leidenschaft besetzten Ziele zu er- 
reichen. Das führt zur weiteren Ausdeh- 
nung von Arbeitszeiten und verunmöglicht 
das Abschalten zuhause. Solche Phänome- 
ne sind insbesondere auf Arbeitsmärkten zu 
beobachten, die wesentlich von Kontakten 
und Reputation gesteuert werden: Medien, 
Wissenschaft, Kultur.Hier komme es zum Er- 
halt der eigenen,,employability" darauf an, 
im Gespräch zu sein, von Jobs zu erfahren 
und empfohlen zu werden. Bekanntschaf- 
ten werden auch immer unter dem Ge- 
sichtspunkt des aktiven Netzwerkens be- 
trachtet. freundschaftliche gehen in instru- 
mentelle Beziehungen über. "Charakteris- 
tisch für die Netzwerklogik im Unterschied 
zur Mitgliedschaft in einem Unternehmen 
ist, dass Zugehörigkeiten grundsätzlich vor- 
behaltlich und oft befristet sind und jeweils 



neu über das Eingehen zeitweiliger Bindun- 
gen entschieden wird. Die damit einherge- 
hende Unkalkulierbarkeit zukünftiger emp- 
loyability zwingt dazu, verschiedene mögli- 
che künftige Erwerbsverhältnisse zu antizi- 
pieren. Die Subjekte sind dazu veranlasst, 
Kompetenzen, Erfahrungen und Kontakte 
zu entwickeln, ohne kalkulieren zu können, 
ob diese,lnvestitionen' sich jemals auszah- 
len ... Hieraus resultiert ein prinzipiell ent- 
grenztes Engagement mit vagen Erfolgs- 
chancen, das mit dem Gefühl des jeweils 
ungenügenden, weil unsicheren Einsatzes 
verbunden ist." (Voswinkel/Kocyba 2005: 
76). 
Eine weitere Facette entgrenzten Arbeitens 
hat mit der Aufwertung von Emotionen zu 
tun. Sie sind nicht mehr Störfaktor einer ra- 
tional konzipierten Ökonomie, sondern die- 
nen als neue Leitwährung im Marketing von 
Produkten und Dienstleistungen, sie wer- 
den von den Beschäftigten eingefordert 
und sind auch in betrieblichen Abläufen er- 
wünscht. Auf der einen Seite macht das die 
Arbeitswelt menschlicher - auf der anderen 
Seite resultieren neue mögliche Überforde- 
rungen durch Grenzverwischungen: ,,Über- 
anstrengt davon, nunmehr auch für die 
letzten persönlichen Strebungen selbst ver- 
antwortlich zu sein und am Ende frustriert 
darüber, am Ideal der totalen Machbarkeit 
des glücklichen und erfolgreichen Individu- 
ums immer wieder zu scheitern, verwandelt 
sich das notorische Gefühl des persönlichen 
Mangels in seelische Dunkelheit. Depression 
ist danach die moderne Zeitkrankheit der 
dauerhaften Empfindung eigener Unzu- 
länglichkeit." (Neckel2005:428). 
Bilanzierend ist festzuhalten, dass sich die 
verschiedenen Prozesse der Entgrenzung 
von Arbeit und Leben als uneinheitlich und 
unverbunden - eben als ambivalent dar- 
stellen: Verjüngung von Belegschaften bei 
gleichzeitiger Heraufsetzung des Rentenein- 
trittsalters; wachsender Anspruch an Be- 
schäftigte bei gleichzeitiger Unternehmens- 
programmatik für die Work-Life-Balance 
und Familienfreundlichkeit. Die besondere 
Ambivalenz des entgrenzten Arbeitens liegt 
darin, dass die als positiv erlebten großen 
Gestaltungsspielräume im Arbeitsprozess 
und die subjektive Bedeutung der Arbeit für 
die eigene Identität eine Eigendynamik ent- 
wickeln können, welche dann wieder diese 
positiven Momente der Entgrenzung 
schmälern. wenn nicht sogar konterkarieren 
können. Forciert wird die Uneindeutigkeit 
der entgrenzten Arrangements des Arbei- 
tens dadurch, dass nicht nur in den ge- 
nannten aufstrebenden Branchen und Sek- 
toren ein Zuviel an Arbeit und Engagement 
be-grenzt und mit Hinblick auf private Re- 
produktionsinteressen kanalisiert werden 
muss. Es gibt eben auch eine immer breiter 
werdende Zone von Beschäftigungsformen, 
die im weitesten Sinne als prekär zu kenn- 
zeichnen sind und eine ganz andere Form 

von ,,Entgrenzung" mit sich transportieren: 
..Für Beschäftigte in einer prekären Erwerbs- 
lage sind Unsicherheit und Diskontinuität 
ein generalisiertes Erfahrungsmuster, wo- 
durch soziale Desintegration begünstigt 
wird. Die Ungewissheit, die mit derartigen 
Beschäftigungsformen einhergeht, erstreckt 
sich über weite Bereiche der sozialen Exis- 
tenz, erfasst sowohl berufliche als auch pri- 
vate Zukunftserwartungen und spiegelt 
sich nicht zuletzt in der Einschätzung der 
eigenen Stellung auf dem Arbeitsmarkt und 
im betrieblichen Alltag. Diese generalisierte 
Unsicherheit kann als fluide Schwebelage 
ohne kalkulierbare Verortung im betriebli- 
chen und außerbetrieblichen Sozialraum 
beschrieben werden." (KraemerlSpeidel 
2005: 380). In welchem Zusammenhang 
stehen Entgrenzung von Arbeit und die 
Formen familialer und individueller Lebens- 
führung? 

3. Umgang mi t  Entgrenzung oder von 
,,fleißigen Marktbienen" und Widers- 
tändlern 
Auch Familien der Gegenwart entgrenzen 
sich partiell (Jurczyk 2005). Sie sind nicht auf 
einen Haushaltskontext beschränkt, die Be- 
griffe und Vorstellungen dessen, was eine 
Familie ausmacht, lösen sich von eng ge- 
schnittenen Vorgaben und im Alltag ent- 
grenzen sich Familien durch die unter- 
schiedlichen Einbindungen der Kids und ih- 
rer Mütter und Väter in Bildung. Freizeit und 
- neuerdings forciert der Erwerbswelt. Die 
Verschränkung von Arbeit und Privatheit 
bzw. Familienleben wurde in die breite 
Fachöffentlichkeit durch eine Publikation 
der amerikanischen Sozlalwissenschaftlerin 
Arlie Hochschild (2002) gebracht. lhre The- 
sen zur Umwertung der beiden Sphären - 
die Arbeit wird gleichsam zur zweiten Fami- 
lie, während daheim nur Arbeit wartet - 
sind breit rezipiert worden. Für unseren Zu- 
sammenhang instruktiv ist eine nochmalige 
Auswertung ihres Materials, die sie jüngst 
vorgelegt hat. Diese zeigt nämlich einen dif- 
ferentiellen Bewältigungsstil von Entgren- 
zungstendenzen auf. Es deutet sich hierin, 
sicherlich für deutsche Verhältnisse empi- 
risch nachzuprüfendes, Spektrum des Um- 
gangs mit den Zumutungen entgrenzten 
Arbeitens an; ein Spektrum, das auch die 
Chancen und Grenzen des individuellen 
bzw. familialen Handelns in Bezug auf Ar- 
beitsformen illustriert. Eingebettet sind die 
Analysen Hochschilds in eine profunde Aus- 
einandersetzung mit der zumindest in den 
USA auf Familie immer stärker ausgreifen- 
den Marktkultur. Ein aktueller Ausdruck des- 
sen ist ein Dienstlelstungsservice ,,Familie 
360"In die Welt gesetzt von einer Manage- 
mentberatungsfirma kann man sich für 
1000 Dollar seine Leistung als Elternteil und 
als Partner evaluieren und zertifizieren las- 
sen. Kinder und Partner und andere Ver- 
wandte beleuchten den Probanden aus al- 

len Blickrichtungen - daher der Namenszu- 
satz,360".Danach trifft man sich, um einen 
Entwicklungsplan zur Stärkung von Famili- 
enbeziehungen zu entwerfen. Dazu kom- 
men spezielle Investmentpläne, die eine 
möglichst effektive (!I Interaktion mit der Fa- 
milie ermöglichen sollen. Die Hintergrund- 
prämisse dabei stammt aus der Arbeitswelt, 
angestrebt wird eine in beiden Sphären zu 
optimierende Effizienz und Effektivität. 
Wie gehen nun aber die Beschäftigten mit 
dem permanenten .Overwork" und Zelt- 
druck um? 

Die Erdulder 
Diese Strategie des Aus- und Durchhaltens, 
ohne viel Zeit mit Kindern oder Partnerin zu 
finden, mündet in resignative Reflexionen: 
Das Leben sei einfach kein Rosenganen, man 
müsse sich halt durchschlagen, und man 
passt dann auch die Erwartungen an ein ge- 
lingendes Familienleben nach unten hin an. 

Die Aufschieber 
Diese Gruppe verschiebt ihre Bedürfnisse 
und privaten Anliegen auf ein"späterf.'Diese 
temporale Bestimmung bleibt aber oftmals 
diffus und variiert sehr:.,Später" kann hei- 
ßen: einen Tag später (dann werden wir 
miteinander Qualitätszeit haben); eine Wo- 
che später (am Wochenende gehen wir an 
den See). 

Die fleißigen Bienen 
Die wiederum schoben nichts auf, sondern 
versuchten, in das schmalere Zeitbudget 
einfach mehr reinzupacken. Teilweise wird 
der Beschleunigungsstress Teil der eigenen 
Person und Identität. Sie waren energeti- 
siert durch den Druck, und versuchten auch 
dieanderen Familienmitglieder zu überzeu- 
gen, dass Schnelligkeit und Druck eine feine 
Sache ist. die Spaß macht. 

Die Delegationskünstler 
Hier wurden Stellvertreter als Ressource ge- 
sucht, um der Zeitnot entgegenzutreten. 
Dabei wird allerhöchster Wert auf die per- 
sönliche Auswahl der Personen, die sich vor 
allem um die Kinder kümmern. gelegt. 

Die Widerständler 
Hier wurden große Anstrengungen unter- 
nommen, die Zeitpläne selbst umzustrutu- 
rieren,,They envisioned and tried to allocate 
time as to fit the purpose at hand to an op- 
timum amount of time." (5.350). 
Es waren vor allem die Aufschieber und die 
fleißigen Bienchen, die weder ihre Zeitstruk- 
turen umstellten, noch ein dringendes Be- 
dürfnis hatten,dies zu tun. Ihnen schien also 
die Assimilation an die Marktkultur die rich- 
tige Lösung für das Dilemma zwischen Ar- 
beit und Familie zu sein.Man könne zusam- 
menfassend sagen,dass neben dem Fernse- 
her die beständige Busyness das mächtigste 
OpiumfürsVolkabgibt. 
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4. Sozial- und gesellschaftspolitische 
Herausforderungen der permanenten 
Verschränkung von Familie und Er- 
werbsarbeit 
Hochschilds Arbeit veranschaulicht die rela- 
tiven Spielräume des Umgangs mit ent- 
grenzten Arbeitsverhältnissen und unter- 
streicht somit, dass eine einseitige Kausalbe- 
Ziehung - hier die dominante Arbeit, dort 
das sich total anpassende Familienleben - 
nicht gegeben ist. Gleichzeitig macht sie 
aber auch deutlich, dass es nicht zuletzt auch 
die verfügbaren Ressourcen sind, die es be- 
stimmten Akteuren erlauben, die positiven 
Momente der Entgrenzung für sich fruchtbar 

tralen ökonomischen Gewand des Kosten- 
Nutzen-Denkens daherkommende kultur- 
kritische Familienrhetorik - Stichwort Kin- 
derlose als Sozialschmarotzer - in ihre 
Schranken zu verweisen. da sie die eigentli- 
chen skandalösen sozialen Ungleichheiten, 
die Ungleichverteilung von Einkommen 
und Vermögen, verschleiert. Überdies ge- 
fährdet sie in fahrlässiger Weise das mannig- 
fache kreative und generative Potenzial, 
das Personen - auch solche ohne eigene 

nicht nur die Kompetenzen zur Beteiligung 
an der Erwerbswelt erlernen, sondern heute 
auch in hohem Maße bereit sind, diese sub- 
jektiven, lebensweltlichen Potenziale in ihre 
Arbeit mit einzubringen. Sechstens muss 
eine Lebenslaufpolitik entworfen werden, 
die es erlaubt, dass die produktiven Potenzi- 
ale in Familie und Beruf nachhaltig einge- 
bracht werden können, was angesichts der 
längeren Lebenserwartung nur durch eine 
klugen, reflexiven und institutionell abgefe- 
derten Umgang mit der Lebenszeit realisiert 
werden kann. sw 21% 

leibliche Kinder - unterschiedlicher ~enera-  
tionszugehörigkeit jetzt schon in vielfacher 
Weise in Form von ehrenamtlichen Enaaae- - < 

mentin dieGesellschafteinbringen.Viertens 
brauchen Familien zur Bewältigung der He- 
rausforderungen entgrenzter Arbeits- und 
Umweltverhältnisse qualitätsreicher Infra- 
strukturen im sozialen Nahraum - angefan- 
gen von einem qualitätsrelchen ÖPNV über 
innovative Modelle generationsübergrei- 
fender Kommunikationszentren in den 
Kommunen bis hin zu verlässlichen Betreu- 
ungs- und Bildungseinrichtungen. Fünftens 
brauchen Familien in Zeiten der Entgren- 
zung Formen von Beratung und Familienbil- 
dung,diean dievorhandenen Kompetenzen 
der Eltern, die sie beispielsweise aus ihrer Ar- 
beitserfahrung mitbringen, anknüpfen und 
die Hilfen zur Decodierung der Uneindeutig- 
keiten und Fusionierungen des Sozialen an- 
bieten.Familienberatung und -bildung sollte 
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nige lnteressenverfolgung ausschöpfbar 
sein, um Familienleben gelingend organisie- 
ren zu können. Zweitens geht es auf der 
Ebene von Deutungsmustern und Leitbil- 
dern darum. Erwerbsarbeit und Soraearbeit 
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in der Familie als gleichwertig dazustellen, 
insbesondere mit Blick auf die gerade für 
Väterso familienfeindliche Kulturder Anwe 
senheit in vielen deutschen Betrieben und 
Verwaltunaen. Drittens ist die derzeit wieder sich parallel zur Steigerung der ~ompeten- 

Zen der einzelnen Eltern und Familienmitglie- 
d ~~ ~ 

grassierende und derzeit im scheinbar neu- 
der auch als Beitraa - 
zu etner politischen 
Bildung verstehen, 
die die Familien bes- 
ser in die Lage ver- 
setzt. ihre Interessen 
gebündelt und 
schlagkräftig zu for- 
mulieren - und diese 
lnteressenartikulation 
eben nicht den aus 
bestimmten großbür- 
gerlichen Kreisen 
stammenden selbst- 
ernannten .Familien- 
exoerten" bei Sabine 
christiansen zu über- 
lassen. Denn diese 
vergessen in Ihren 
wohlfeilen Rezepten 
- alle Eltern müssen 
sich eben nur noch 
mehr anstrengen, 
mehr lernen und 
Konsumverzicht be- 
treiben - dass die 
Wirtschaftauf Indivi- 
duen als Produzen- 
ten und Konsumen- 
ten angewiesen ist, 
die in ihren privaten 
und familialen Zu- 
s a m m e n h ä n q e n  



Arbeitnehmer zweiter Klasse? 
Politik der Entprekarisierung statt Klassenkampf zwischen 
Arbeitnehmern 

Von Klaus Dörre 

Lange Zeit eher verdrängt, hat das 
Thema prekäre Beschäftigung inzwischen 
auch die Medien erreicht. Freilich erfährt es 
dort mitunter Zuspitzungen, die mit den 
Anliegen einer kritischen Prekarisierunsfor- 
schung nur noch wenig gemein haben. So 
präsentierte ein Beitrag des ZDF-Magazins 
frontal21 jüngst eindrucksvolle Beispiele für 
die Entstehung von,,Arbeitnehmern zweiter 
Klasse". Doch diesen Befund wendeten die 
verantwortlichen Redakteure mitVehemenz 
gegen die Gewerkschaften und die laufen- 
den Tarifauseinandersetzungen. Den Ge- 
werkschaften wurde eine ständische Inter- 
essenpolitikvorgeworfen,die lediglich dazu 
diene, Privilegien von ,,Arbeitnehmern ers- 
ter Klasse" zu verteidigen. Eine solche Kom- 
mentierung, für die ich selbst als Kronzeuge 
ins Bild gerückt wurde, nutzt die.Arbeitneh- 
merzweiter Klasse", um Tarifforderungen in 
noch vergleichsweise geschützten Sektoren 
zu delegitimieren:.Steinkühlerpause", 38.5- 
Stunden-Woche - ein Privileg derer, denen 
es ohnehin besser geht als vielen anderen! 
So lautet die unmissverständliche Botschaft. 
(Ich habe mich dazu in einem Brief an die 
Redaktion geäußert und dagegen verwahrt, 
derart benutzt zu werden.) 

,,Klassenkampf" zwischen Arbeitneh- 
mern? 
Handelte es sich lediglich um einen durch- 
sichtigen journalistischen VersuchTin laufen- 
de Tarifauseinandersetzungen zu interve- 
nieren, so könnte man die Sache rasch ad 
acta legen. Es darf jedoch nicht übersehen 
werden, dass außerhalb des gewerkschaft- 
lich aktiven und organisierten Spektrums 
viele genau so denken, wie die Redakteure 
von frontal21. Schon deshalb macht es Sinn, 
dieThese einer,,KIassenspaltungw innerhalb 
der Arbeitnehmerschaft genauer zu unter- 
suchen.Trifft es tatsächlich zu, dass wir bei 
den Lohnabhängigen inzwischen unter- 
schiedliche Klassen von Existenzbedingun- 
gen vorfinden? Muss man gar davon ausge- 
hen, dass die Verteidigung von Privilegien 
der.Arbeitnehmer erster Klasse"den Preka- 
risierungsprozess der .zweiten Klasse" ver- 
schärft? Nachfolgend will ich diese Fragen 
anhand der Ergebnisse einer empirischen 
Untersuchung zur prekären Beschäftigung 

Prof. Dr. Klous Dörre, spw-Mitherausgeber, lehrt 
Jena. 

diskutieren, die ich mit meiner Forscher- 
gruppe durchgeführt habe. Es handelt sich 
um eine qualitative Untersuchung, die auf 
knapp 100 themenzentrierten Interviews. 
auf einigen Gruppendiskussionen sowie gut 
30 Expertengeprächen basiert. Zu der von 
mir geleiteten Forschergruppe gehören 
Klaus Kraemer und Frederic Speidel (beide 
FlAB Recklinghausen) sowie Ulrich Brink- 
mann und Silke Röbenack (FSU Jena). Zwi- 
schenergebnisse der Studie sind u.a. in der 
seitens der Friedrich-Ebert-Stiftung in Auf- 
trag gegebenen Expertise:..Prekäre Beschäf- 
tigung. Ursachen, Ausmaß, soziale Folgen 
und politische Verarbeitungsformen unsi- 
cherer Beschäftigung, Bonn 2006"veröffent- 
licht. (Die Buchfassung der Studie erscheint 
im Frühsommer 2006 im Wissenschaftsver- 
lag). Dabei geht es mir nicht um einedetail- 
lierte Darstellung von Einzelbefunden, son- 
dern um eine zugespitzte Anwendung von 
Ergebnissen auf die skizzierte Fragestellung. 
Neue Spaltungslinien 
Zunächst belegt unsere Studie tatsächlich 
eine Entwicklung,auf die dieThese von den 
,,Arbeitnehmern zweiter Klasse" zielt. Am 
Arbeitsmarkt sind seit den 1980er Jahren 
neue Segmentationslinien entstanden, die 
eine eigene Konfliktdynamikerzeugen.Wie 
es eine Hypothese des französischen Sozial- 
wissenschaftlers Robert Castel (2000,2005) 
besagt, spalten sich die nachfordistischen 
Arbeitsgesellschaften mehr und mehr in 
drei Zonen. Die Mehrzahl der Lohnabhängi- 
gen ist noch immer in einer - allerdings 
schrumpfenden -,,Zone der Integration" mit 
formal gesicherten Normbeschäftigungs- 
verhältnissen tätig. Dazwischen expandiert 
eine,,Zone der Prekarität" mit heterogenen 
Beschäftigungsformen, die sich allesamt 
dadurch auszeichnen, dass sie nicht ober- 
halb eines kulturellen Minimums dauerhaft 
Existenz sichernd sind. Am unteren Ende 
bildet sich eine- in Deutschland noch rela- 
tiv kleine -,,Zone der Entkoppelung" heraus, 
die die von regulärer Erwerbsarbeit Ausge- 
schlossenen,die.Entbehrlichen"der Arbeits- 
gesellschaft umfasst. Über das Ausmaß von 
Prekarisierungsprozessen wird in der sozial- 
wissenschaftlichen Debatte gestritten. 
Inzwischen besteht jedoch Konsens, dass 
auch in Deutschland eine,Zone der Prekari- 
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tät" existiert und dass diese Zone wächst. 
Der Anstieg so genannter nicht-standardi- 
sierter Beschäftigungsverhältnisse auf - je 
nach Maßstab - 29- 36 %aller Erwerbsver- 
hältnisse in Ost und West ist hier nur ein 
sehr grober Indikator. Einerseits übertreibt 
er, weil erz. B. erwünschte Teilzeitarbeit er- 
fasst, andererseits reduziert er aber auch das 
Problem. Denn in den genannten Zahlen 
fehlt nicht nur die Gruppe der Langzeitar- 
beitslosen, auch der Niedriglohnsektor (Ein- 
kommen von weniger als 213 des Median- 
lohns).der schon 2001 Ca. 17.4 % allervoll- 
zeitbeschäftigten umfasste, bleibt unbe- 
rücksichtigt. Gleiches gilt für die Informali- 
sierung,also für dieTendenzzur informellen 
Korrektur kollektiver Regelungen, die sich 
innerhalb formal intakter Vertragsverhält- 
nisse vollzieht. Über das Ausmaß dieser Ten- 
denz, die nach unseren Recherchen in vie- 
len Betrieben und Bereichen weit fortge- 
schritten ist (CandeiaslRöttger 2005). gibt 
aus nahe liegenden Gründen keine zuver- 
lässigen Statistiken. Bedenkt man ferner, 
dass das Normalarbeitsverhältnis in Bran- 
chen wie dem gesamten Bereich Nahrung 
und Genuss, speziell dem Fleischereihand- 
werk oder dem fast-food-Bereich, im Einzel- 
handel, der Logistik-Branche, dem Reini- 
gungs- und auch im Baugewerbe tendenzi- 
ell zu einer Beschäftigungsform von Min- 
derheiten wird, so liegt auf der Hand, das 
prekäre, weil ungeschützte und nicht dau- 
erhaft Existenz sichernde Arbeitsverhältnis- 
se längst zu einem Massenphänomen ge- 
worden sind (genauere Daten finden sich 
in: Brinkmann u.a. 2006). 

Typische Verarbeitungsformen 
Ausmaß und Wirkungen von Prekarisie- 
rungsprozessen lassen sich letztlich aber 
nur angemessen erfassen,wenn die subjek- 
tiven Verarbeitungsformen unsicherer Be- 
schäftigung in die Analyse einbezogen wer- 
den. Auf der Grundlage unseres empiri- 
schen Materials, das anhand ausgewählter 
Problemkonstellationen in allen Zonen der 
Arbeitsgesellschaft gesammelt wurde, las- 
sen sich neun typischeVerarbeitungsformen 
(Schaubild 1) unterscheiden, die 
gewissermaßen eine soziale Hierarchie der 
nachfordistischen Arbeitsgesellschaft abbil- 
den. 
Arbeitskraft- (sichere Beschäftigung, mehr 
als Existenz sicherndes Einkommen) und Tä- 
tigkeitsperspektive (Professionalitätsstre- 
ben, befriedigende Sozialbeziehungen, 
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Identifikation mit den Arbeitsinhalten) bein- 
halten die orimären lnteorationsootentiale 
einer ~rwekbstätigkeit. in der eriten Zone 
bilden drei Typen (1,3,4) die lntegration in 
formal gesicherte Normbeschäftigung (Ar- 
beitskraftperspektive) ab. Im Fall der 
ebenfalls integrierten Selbstmanager (Typ 2) 
dominiert das lntegrationspotential der Tä- 
tigkeitsperspektive über den atypischen Be- 
schäftigtenstatus. In der .Zone der Prekari- 
tät" sind unstete Beschäftigungsverhältnis- 
se angesiedelt, die jedoch subjektiv höchst 
unterschiedlich bewertet werden. Die,,Zone 
der Entkoppelung" umfasst dauerhaft von 
regulärer Erwerbsarbeit ausgeschlossene 
Gruppen mit ebenfalls divergierenden sub- 
jektiven Orientierungen. Was besagt diese 
Typologie nun für unsere Ausgangsfrage 
nach einem .Klassenkampf" zwischen Ar- 
beitnehmern? 

Verstetigung von Prekarität 
Zunächst zeigt sich, dass die neuen Seg- 
mentationslinien in den Köpfen der Beschäf- 
tigten tatsächlich eine Rolle spielen. In ge- 
wisser Weise bestimmen sie die Klassifikati- 
onssysteme der Befragten. Zugleich wird 
deutlich, dass soziale Unsicherheit sowohl in 
der ,,Zone der Prekarität" als auch in der 
.Zone der Entkoppelung" höchst unter- 
schiedlich bearbeitet wird. In beiden Zonen 
stoßen wir auf ähnliche Grundmuster. 
Gruppen (Typ 5.8I.die wir als Hoffende oder 
als Veränderungswillige bezeichnet haben, 
klammern sich im Grunde an den Glauben, 
eines Tages doch noch den Sprung in die 
Normalität zu schaffen. Sie setzen auf den 
.Klebeeffekt" eines unsicheren Beschäfti- 
gungsverhältnisses oder vertrauen auf ei- 
nen anvisierten Bildungsabschluss. 
Daneben finden sich in beiden Zonen Verar- 
beitungsformen, die auf eine Verstetigung 
von Prekarität und Ausarenzuno hinauslau- - < 

fen (Typ 6,7,9). Die Realisten,die Zufriede- 
nen und die Abgehängten entwickeln aus 
unterschiedlichen Gründen Strategien, um 
in einer Lebenssituation, die durch struktu- 
relle Unsicherheit gekennzeichnet ist und 
eine Art .Provisorium im Dauerzustand" 
konstituiert, überleben zu können. Das Ziel 
einer Überwindung von Prekarität oder 
Ausgrenzung haben diese Gruppen im 
Grundeaufgegeben. ihnen geht es in erster 
Linie darum, in einer Lebenslage 
einigermaßen handlungsfähig zu bleiben, 
die sie zu permanenter Benachteiligung 
verurteilt. 

Drinnen und Draußen 
In dem Maße, wie sich Prekarität und Aus- 
schlussverstetigen, entstehttatsächlich eine 
neue gesellschaftliche Konfliktlinie. Unstrit- 
tig ist. dass klassenspezifische Verteilungs- 
konflikte, Konflikte zwischen Kapital und 
Lohnarbeit, wieder an Brisanz gewinnen. 
Daraus resultierende Auseinandersetzun- 
gen werden jedoch von einer Konfliktlinie 

überlagert, die das Drinnen und Draußen 
reguliert (Kronauer 2002).Teiihabe an,,gu- 
ter", akzeptabel bezahlter, unbefristeter, in- 
haltlich anspruchsvoller, mit gesellschaftli- 
cher Anerkennung und befriedigenden So- 
ziaibeziehungen verbundener sowie mit in- 
stitutionalisierten Partizipationsrechten ver- 
knüpfter Arbeit lässt sich - samt der damit 
verbundenen Lebenschancen - im Grunde 
nur mittels Zugehörigkeit zur schrumpfen- 
den,,Zone Integration" erreichen. Alles, was 
jenseits dieser Zone positioniert ist, zeichnet 
sich durch Grade des Ausschlusses von ma- 
teriellem Wohlstand, sozialer Sicherheit, rei- 
chen Sozialbeziehungen und Partizipations- 
chancen aus. 
Für die prekarisierten Gruppen hat Erwerbs- 
arbeit ihren Charakter als Basis eines stabi- 
len Lebensplans längst verloren. im Unter- 
schied zu den subproletarischen Existenzen 
des 19. Jahrhunderts führen unsichere Be- 
schäftigungsverhältnisse in den Arbeitsge- 
sellschaften der Gegenwart aber nicht. 
jedenfalls nicht zwangsläufig, zu vollständi- 
ger Entwurzelung und Pauperisierung.Vie1- 
mehr befinden sich die prekär Beschäftigten 
in einer eigentümlichen Schwebelage. Die 
modernen Prekarier müssen nicht nur alle 
Energien mobilisieren. um den Sprung in si- 
chere Verhältnisse vielleicht doch noch zu 
schaffen. Permanente Anstrengungen sind 
auch nötig. um einen vollständige~~bsturz 
zu vermeiden.Wer in seinen Anstrengungen 

nachlässt, dem droht der Fall in die .Zone 
der Entkoppelung". Insofern besitzen die 
modernen Prekarier keine Reserven, kein 
Ruhekissen. Sie sind die ersten, denen in Kri- 
senzeiten Entlassungen drohen. Ihnen wer- 
den bevorzugt die unangenehmen Arbei- 
ten aufgebürdet.Sie sind die Lückenbüßer, 
die ..Mädchen für alles", deren Ressourcen 
mit anhaltender Dauer der Unsicherheit all- 
mählich verschlissen werden. Führt man 
sich dies vor Augen, so kann man in Anleh- 
nung an den französischen Soziologen Pier- 
re Bourdieu (2000) tatsächlich eine Heraus- 
bildung unterschiedlicher,,KIassen von Exis- 
tenzbedingungen" diagnostizieren. 

Produktion gefügiger Arbeitnehmer 
Die arbeitspolitische Brisanz dieses Befundes 
liegt auf der Hand. Die gewerkschaftlich or- 
ganisierten. handlungsfähigen Teile der 
Lohnabhängigen finden sich vornehmlich in 
der,,Zone der Integration". In der,Zone der 
Prekarität" sind Organisationsansätze wenn 
überhaupt, so nur schwach entwickelt. Zur 
Prekarisierung gehört, dass sie mit einer ge- 
wissen .Entkollektivierung" verbunden ist, 
doch die strukturelle Schwächung der Fähig- 
keit zu organisiertem Interessenhandeln ist 
oewissermaßen eine kollektive Situation. die 
auf die Interpretations- und Deutungskämp- 
fe in der gesamten Arbeitsgesellschaft zu- 
rückwirkt. Prekär Beschäftigte sind häufig 
besonders geduldige und gefügige Arbeit- 

Schaubild 1: (Des-)integrationspotentiale von Erwerbsarbeit - eine 

Typologie 

Zone der lntegration 

1. Gesicherte lntegration (,,Die Gesicherten") 

2. Atypische lntegration (,,Die Unkonventionellen" oder ,.Selbstmanager") 

3. Unsichere lntegration (,,Die Verunsicherten") 

4. Gefährdete lntegration (,,Die Abstiegsbedrohten") 

Zone der Prekarität 

5. Prekäre Beschäftigung als Chance I temporäre lntegration (.Die Hoffenden") 

6. Prekäre Beschäftigung als dauerhaftes Arrangement (,,Die Realistischen") 

7. Entschärfte Prekarität (,,Die Zufriedenen") 

Zone der Entkoppelung 

8. Überwindbare Ausgrenzung: (.Die Veränderungswilligen") 

9. Kontrollierte Ausgrenzung I inszenierte lntegration (,,Die Abgehängten") 
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nehmer (BoltanskilChiapello 2003:262). Wer 
befristet beschäftigt ist, keine Reseiven hat, 
nicht in Kontakt mit einer Interessenvertre- 
tung steht und seine Arbeit dringend 
braucht, um sich einigermaßen über Wasser 
zu halten, der scheut oftmals den Konflikt mit 
Vorgesetzten und Beschäftigern. 
Doch das ist nicht alles. Gerade weil sich die 
prekär Beschäftigten im unmittelbaren Er- 
fahrungsbereich der über Normarbeitsver- 
hältnisse lntegrierten bewegen, wirken sie 
als ständige Mahnung. Festangestellte, die 
Leiharbeiter zunächst als wünschenswerten 
,,Flexibilisierungspuffer" betrachteten, be- 
schleicht ein diffuses Gefühl der Ersetzbar- 
keit, wenn sie an die Leistungsfähigkeit der 
Externen denken. Sie sehen, dass ihre Arbeit 
zu gleicher Qualität auch von Personal be- 
wältigt werden kann, das für die Ausübung 
dieser Tätigkeit Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen in Kauf nimmt, die in der Stammbe- 
legschaft niemals akzeptiert würden. 
Wenngleich Leiharbeiter und befristet Be- 
schäftigte betrieblich meist nur Minderhei- 
ten sind. wirkt ihre bloße Präsenzdisziplinie- 
rend auf die Stammbelegschaften zurück. In 
Bereichen mit hoch qualifizierten Angestell- 
ten produzieren Freelancer und abhängig 
Selbständigeeinen ähnlichen Effekt. Sofin- 
den sich im Grunde in allen Beschäftigungs- 
Segmenten Wechselbeziehungen zwischen 
Stammbelegschaften und flexiblen Arbeits- 
kräften, die dennBesitz" eines unbefristeten 
Vollzeiterwerbsverhältnisses als verteidi- 
genswertes Privileg erscheinen lassen. Aus 
diesem Grund ist die Prekarisierung kein 
Phänomen an den Rändern der Arbeitsge- 
sellschaft. Sie bewirkt eine aliaemeine sub- > 

jektive Unsicherheit. die bis tief hinein in die 
Lebenslagen der formal lntegrierten reicht. 
Prekarität wirkt desintegrierend und 
zugleich als disziplinierende Kraft. Insofern 
stützt die Prekarisierung ein Krontrollsys- 
tem, dem sich auch die lntegrierten kaum 
entziehen können. 

Kulturkampf um Flexibilität 
Das gilt umso mehr, als neben der Arbeits- 
marktsegmentation noch eine weitere. eher 
kulturelle Konfliktlinie wirkt.Die Welt der re- 
gulierten Normalarbeitsverhältnisse gerät 
nicht nur in den unteren Etagen der Ar- 
beitsgesellschaft unter Druck. Für die inte- 
grierten,,Selbstmanger" in der,,Zone der in- 
tegration" hat sie ebenfalls keinen Bestand 
mehr. Diese Gruppen von Arbeitnehmern 
profitieren zweifellos von einem Arbeitsma- 
nagement. das sie.,zur Freiheit verdammt". 
Sie,,maximieren ihreChancen,bauen ihr Po- 
tential aus, entdecken an sich ungeahnte 
unternehmerische Fähigkeiten, die unter 
bürokratischen Zwängen und strengen Re- 
gelungen bisher verkümmerten"(Castel 
2005: 63f.). Zugleich verfügen sie über die 
eigentliche gesellschaftliche Definitions- 
macht bei der Bewertung flexibler Arbeits- 
verhältnisse. Es gehört wenig Phantasie 

dazu, einen Großteil der Journalisten dieser 
Gruppe zuzuordnen.Wer heute in der Film- 
und Fernsehindustrie oder bei den Printme- 
dien arbeitet, der besitzt in der Regel einen 
stressigen, nervenaufreibenden Job mit ein- 
gebauten Flexibilitätszwängen. Sofern sie 
sich in einigermaßen sicheren Beschäfti- 
gungsverhältnissen befinden, haben die Be- 
treffenden oft selbst eine Kette prekärer An- 
stellungen durchlaufen. Der Einstieg in die 
Branche erfolgt auch für Hochschulabsol- 
venten häufig über geringfügig bezahlte, 
auf wenige Wochen befristete Beschäfti- 
gungsverhältnisse. Und doch ist es das Inte- 
resse am Job, das viele bei der Stange hält. 
In diesem Segment kreativer Arbeit er- 
scheint die Welt der regulierten Normalar- 
beitsverhältnisse antiquiert. Erholzeiten für 
Bandarbeiter werden in der Wahrnehmung 
zu bezahiten,,Pinkelpausen";der Widerstand 
gegen Arbeitszeitverlängerungen im öf- 
fentlichen Dienst erscheint angesichts des 
eigenen,,,entgrenzten" Arbeitstages als blo- 
ße Privilegienreiterei. 
Aufgrund ihrer eigenen Arbeitsbedingungen 
verbindet die.Selbstmanager" mit den pre- 
kär Beschäftigten mehr als mit den noch 
vergleichsweise geschützten Normalarbei- 
tern. Es ist nicht einfach ideologische Ver- 
blendung, sondern durchaus eigener Lei- 
densdruck, der zu symbolischen Allianzen 
führen kann. Und doch ignoriert die Sicht- 
weise vieler Selbstmanager einige der neuen 
,,Trennlinien", die Arbeitswelt und Gesell- 
schaft durchziehen (Castel 2005: 63 f.). Die 
Selbstmanager agieren allesamt oberhalb ei- 
ner,,Schwelle der Berechenbarkeit" oder,,des 
Unternehmensgeistes". welche wesentlich 
von der Verfügung über Einkünfte und Res- 
sourcen abhängt, die von der Sorge um die 
Subsistenz dauerhaft entlasten" (Bourdieu 
2000: 92). Nicht nur bei den prekär Beschäf- 
tigten. auch bei einem Teil der formal Inte- 
grierten,die sich an der.Schwelle der Sicher- 
heit", gekennzeichnet .,durch eine feste Ar- 
beitsstelle und ein regelmäßiges Einkom- 
men", befinden.ist das so nicht mehr der Fall. 

Abstiegsängste 
Längst wird auch ein erheblicherTeil der Be- 
fragten. die noch über ein Normalarbeits- 
verhältnis verfügen,von Abstiegs- und Pre- 
karisierungsängsten geplagt. Das Gefühl der 
Bedrohung kann insbesondere bei denver- 
unsicherten und Abstiegsbedrohten (Typ 3, 
4) deutlich ausgeprägter sein als bei den ei- 
gentlichen Prekariern. Abstiegsängste kön- 
nen eine besondere Wirkung entfalten. weil 
diese Gruppen noch etwas zu verlieren ha- 
ben. Standortkonkurrenzen und die zahlrei- 
chen Wettbewerbspakte, in denen häufig 
Zugeständnisse bei Arbeitszeiten. Löhnen 
und Arbeitsbedingungen gegen befristete 
Beschäftigungsgarantien getauscht werden, 
erzeugen auch in den Stammbelegschaften 
ein permanentes Gefühl der Verunsiche- 
rung. Im öffentlichen Dienst erzielen Privati- 

sierungsdrohungen eine ähnliche Wirkung. 
Mit anderen Worten: Prekarisierungsprozes- 
se sind auch innerhalb der,,Zone der Inte- 
gration" wirksam - und dies nicht nur als 
diffuses Gefühl der Bedrohung sondern in 
Gestalt massiver Verschlechterungen der 
Arbeits- und Lebensbedingungen. Die flie- 
ßenden Grenzen zwischen lntegrierten und 
Prekären werden in der Denkfigur derzwei 
Klassen von Arbeitnehmern" schlicht igno- 
riert.Das hat fatale Folgen. 

Ansprüche an ,,gute Arbeit" unter Druck 
Denn wo die Existenz unsicher geworden 
ist,treten.Entfernung zur Arbeit, Monotonie 
oder schlechte Behandlung" als Gründe für 
Unzufriedenheit .subjektiv in den Hinter- 
grund"; es dominiert die Sorge um den Er- 
halt ihres Arbeitsplatzes, so,,widerwärtig er 
auch sein mag" (Bourdieu 2000: 72). Auf die- 
se Weise geraten Ansprüche an,gute Arbeit" 
auch in der.Zone der Integration" immer 
stärker unter Druck. Stattdessen bricht sich 
selbst in den verbliebenen Hochburgen der 
Gewerkschaften einTrend zum,,billiger statt 
besser" Bahn, der innovative Arbeitspolitik 
durch simple Kostensenkungsstrategien zu 
ersetzen sucht (Detje u.a. 2005). Über die 
Abwäizung der Marktunsicherheit auch auf 
Zulieferer, Dienstleister und abhängige 
Kleinbetriebe strahlt dieser Trend auf die 
gesamte Arbeitsgesellschaft aus. Der,,Traum 
des Leiharbeiters ist es, ein Stammarbeiter 
zu werden. verbunden mit der schmerzli- 
chen Ahnung, es nicht zu schaffen" (Castel 
2000: 358). Gegenüber diesem Traum vom 
Sprung in die Normalität verblassen selbst 
die Widrigkeiten belastender, monotoner 
Tätigkeiten. Das Streben nach einer Entloh- 
nung, die ein dauerhaftes Auskommen si- 
chert. beginnt alle anderen Anspruchsdi- 
mensionen zu überlagern. Und gerade des- 
halb ist ein prekärer Status der Albtraum je- 
nerverunsicherten und Abstiegsbedrohten, 
aus denen sich inzwischen die Masse der 
Gewerkschaftsmitglieder rekrutiert. 

Aktivierung 
Wie Iässt sich diese fatale Abwärtsspirale 
stoppen? Jedenfalls nicht, indem die ge- 
werkschaftlich noch handlungsfähigen Teile 
der Lohnabhängigen kampflos alles preis- 
geben, was lange Zeit wie selbstverständ- 
lich als Maßstab für gute Arbeit diente. Alle 
Erfahrungen der zurückliegende Jahre be- 
sagen, dass der Verzicht z. B. auf die.Stein- 
kühlerpause" die andere Seite nur zum 
Nachlegen ermuntern würde. Erholzeiten 
sind eben keine ..bezahlten Pinkelpausen", 
sondern ein erkämpftes Recht von Produkti- 
onsarbeitern, die auch in der Gegenwart - 
selbst in einem hochmodernen Montage- 
werk wie bei Daimler-Chrysler in Rastatt - 
unter Bedingungen arbeiten (Taktzeiten 
unter einer Minute, Überkopfarbeit etc.). die 
es schwer machen, das Rentenalter 
einigermaßen gesund zu erreichen. Hier, in- 
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nerhalb der Zone der Integration, hat eine 
Politik der Entprekarisierung anzusetzen. Ihr 
muss es darum gehen, das auch in Stamm- 
beiegschaften inzwischen verbreitete Ohn- 
machtsempfinden zu durchbrechen. Wich- 
tig ist, dass die Gewerkschaften zu einer ak- 
tivierenden Mitgliederpolitik zurückfinden. 
Häufia ausder Not aeboren. haben sichz. B. - * 

im Organisationsbereich der IG Metall sol- 
che Ansätze herausgebildet. So werden in 
vielen Fälien.,betriebliche Bündnisse" nicht 
mehr ohneVotum der gewerkschaftlich or- 
ganisierten Belegschaftsmitglieder abge- 
schlossen.Teilweise ist die Zustimmung an 
Quoten gebunden. in anderen Betrieben 
wird ein bestimmter Organisationsgrad zur 
Voraussetzung von Verhandlungen ge- 
macht. Ein Effekt ist, dass Managementpoli- 
tiken, die Unsicherheit gezielt als Machtsres- 
source nutzen, nicht mehr passiv hinge- 
nommen werden. Ansätze wie die ,,Besser- 
statt-billiger-Kampagne" einiger IG Metall 
Bezirke oder das Projekt.Gute Arbeit" der IG 
Metall sollen zudem dafür sorgen, dass qua- 
litative Arbeitsansprüche nicht vollends un- 
ter die Räder geraten. Offenkundig kann 
eine beteiligungsorientierte Politik dazu 
beitragen, dass die Mitgliederbindung auch 
in schwierigen Zeiten wächst. Großen IG 
Metall-Bezirken ist es in jüngster Zeit 
jedenfalls gelungen, die Mitgliedewerluste 
auf diesem Weg zu stoppen (Huber 2005, 
Pickshaus 2005: 137 ff., Urban 2005: 187 ff.). 

Mindestlohn 
Eine offensive Partizipationspolitik in den Be- 
trieben kann dauerhaft aber nur erfolgreich 

sein, wenn es auch in 
den unteren Etagen 
der Arbeitsgesell- 
Schaft gelingt, soziale 
Mindeststandards zu 
verankern. Ange- 
sichts rückläufigerTa- 
rifdeckung macht es 
Sinn, für die gesetzli- 
che Regelung eines 
Existenz sichernden 
Mindestlohns einzu- 
treten. Die Arbeitsre- 
alität der Prekarier 
vor Augen, beinhaltet 
das von einigen Ge- 
werkschaften bislang 
favorisierte Modell 
branchenspezifischer 
Mindestlöhne, die 
sich jeweils an der 
untersten Tarifgrup- 
pe orientieren, einige 
Probleme. Neben 
den expandierenden 
tariffreien Zonen gilt 
es zu beachten, dass 
in vielen Bereichen 
(Reinigungsgewerbe, 
Überwachungsge- 

werbe,Textilindustrie etc.) Tariflöhne im un- 
teren Bereich teilweise Armutslöhne sind. In- 
sofern besitzt das Modell eines einheitlichen 
gesetzlichen Mindestlohns für alle Branchen, 
dessen Höhe periodisch unter Beteiligung 
der Tarifparteien und des Staates auszuhan- 
deln wäre, trotz der bekannten Risiken eini- 
gen Charme (Schulten 2005). Die Mindest- 
lohnkampagne, die Verdi und die NGG be- 
gonnen haben, verdient daher m. E. alle Un- 
terstützung. Gleichwohl sollte die Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns in der Um- 
setzung als reflexiver Prozess angelegt wer- 
den (Übergangszeiten, Begleitforschung, Be- 
fristung von Regelungen),um mögliche Fehl- 
Steuerungen (Druck auf das Tarifgefüge. Ar- 
beitsplatzverluste) rasch korrigieren zu kön- 
nen. 

Gewerkschaften müssen aktives ,,Orga- 
nizing" betreiben 
Ein Mindestlohn wäre freilich zunächst nicht 
mehr als eine Norm für einem fairen Lohn, 
die aktiv durchgesetzt werden müsste. 
Dazu ist die Selbstorganisation der ver- 
meintlich Unorganisierbaren unabdingbar. 
Trotz der bekannten Schwierigkeiten, die 
unstete Beschäftigung für die Definition 
und Durchsetzung von Kollektivinteressen 
mit sich bringt, haben wir auch bei den Hof- 
fenden, den Realistischen und den Zufriede- 
nen ein erhebliches Aktivitätspotential fest- 
gestellt. Gewerkschaften. die dies als An- 
satzpunkt für aktives Organizing nutzen 
wollen, können z. B. von einigen US-ameri- 
kanischen Gewerkschaften lernen. Mit dem 
Rücken zur Wand haben diese Gewerkschaf- 

ten Organisationserfolge bei Migranten und 
prekär Beschäftigten erzielt. Voraussetzun- 
gen waren lokale Bündnisse mit sozialen 
Bewegungen, Kirchen und Selbsthilfeorga- 
nisationen, die erheblich zur Revitalisierung 
gewerkschaftlicher Strukturen beigetragen 
haben (VosslShermann 2000: 303 ff.). Diese 
Ansätze lassen sich, ebenso wie die Erfah- 
rungen der italienischen Gewerkschaften, 
nicht umstandslos auf Deutschland übertra- 
gen. Die inzwischen durchaus vorhandenen 
Ansätze, Leiharbeiter zu organisieren (z. B. 
IGM Berlin), regionale Bestandaufnahmen 
prekärer Beschäftigung zu machen (z. B. 
DGB Oldenburg, Köln), neue Organisations- 
formen zu erproben (Verein der Wanderar- 
beiter, IG BAU) und in Kampagnenform in 
prekäre Bereiche einzudringen (Ver.di), be- 
nötigen einen langen Atem. Selbst dort, wo 
Ressourcen und Engagement ausreichend 
vorhanden sind, stellen die schwierigen Or- 
ganisationsbedingungen im prekären Sek- 
tor eine hohe Hürde dar. Rasche. durch- 
schlagende Erfolge sind daher nicht zu er- 
warten. Eines ist jedoch sicher. Wer die.Ar- 
beitnehmer zweiter Klasse" gegen die ver- 
meintlich priviiegierten..Arbeitnehmer ers- 
ter Klasse" ausspielt. betätigt eine Konfliktlo- 
gik,dieAnsprüchevon Festangestellten sys- 
tematisch in Frage stellt. Nicht Begrenzung, 
die Verstärkung von Prekarisierungsprozes- 
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Vorfahrt für Familien! 
Der DGB engagiert sich für eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf 

Von Christina Stockfisch 

Familienpolitik und eine familien- 
freundliche Arbeitswelt stehen in politi- 
schen und gesellschaftlichen Debatten 
derzeit hoch im Kurs. Mit dem demografi- 
schen Wandel gewinnt dievereinbarkeits- 
frage an Bedeutung und rückt auf der po- 
litischen Agenda weiter nach vorn. Der 
Handlungsbedarf ist hoch. So heißt es z.B. 
in der Koalitionsvereinbarung der Großen 
Koalition ,,familienfreundliche Arbeitsbe- 
dingungen" müssen ein,,gesellschaftliches 
Anliegen" werden. Die Bundesfamilienmi- 
nisterin betont, dass eine familienfreundli- 
che Arbeitswelt und Unternehmenspolitik 
wesentlicherTeil nachhaltiger Familienpo- 
litik sind und will mit ihrem neuen Pro- 
gramm ,,Erfolgsfaktor Familie" bis Jahres- 
ende ein Netzwerk von 1000 Betrieben 
knüpfen, die in ihren Branchen und ihrem 
regionalen Umfeld als Motor für eine fa- 
milienfreundliche Arbeitswelt wirken. 
Die Gewerkschaften fordern schon seit 
Jahrzehnten bessere Rahmenbedingun- 
gen zur Vereinbarkeit von Familie und Be- 
ruf. Denn nicht erst seit gestern steht 
Deutschland in der Familienpolitik im eu- 
ropäischen Vergleich schlecht da, ist fast 
ein Entwicklungsland. Frauen müssen sich 
hierzulande noch allzu oft zwischen Beruf 
und Familie entscheiden. 70% der Mütter, 
die zuhause bleiben, wären lieber er- 
werbstätig. Doch dazu fehlt ihnen oft eine 
zuverlässige, wohnortnahe, flexible und 
hochwertige Kinderbetreuung. 
Hier setzen die familienpolitischen Aktivi- 
täten des DGB an, 2.B. das Anfang 2005 
gestartete Projektes ,,Vorfahrt für Famili- 
eni". das vom Bundsfamilienministerium 
und vom Europäischen Sozialfonds geför- 
dert wird. 

Lokale Bündnisse für  Familie - ein Teil 
der Allianz für die Familie 
Seit 2003 sind unter dem Dach der Allianz 
für die Familie mittelfristig angelegte Initiati- 
ven für eine bessere Balance von Familie 
und Arbeitswelt gebündelt. Für den DGB 
engagiert sich der Vorsitzende Michael 
Sommer als Mitglied der Impulsgruppe, in 
der Partner aus Politik, Wirtschaft und Ge- 
werkschaften zusammenarbeiten. 

Die lnitiative Lokale Bündnisse für Familie 
(LBFF) startete im Januar 2004 und findet 
großen Anklang. Über 270 Bündnisse, 
quer durch die Republik. haben sich 
seither der lnitiative angeschlossen. Sie 
orientieren sich an den konkreten Bedürf- 
nissen von Familien und setzen aufpass- 
genaue regionale Lösungsansätze: für 
eine bessere Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, für eine flexible Kinderbetreu- 
ung, für eine gute und frühe Förderung 
von Kindern, für maßgeschneiderte 
Dienstleistungen für Familien. für Unter- 
stützung von Eltern und für ein familien- 
freundliches Umfeld. 
Seit April 2004 engagiert sich die Projekt- 
gruppe Lokale Bündnisse für Familie des 
DGB-Bundesvorstandes verstärkt für die 
Gründung kommunaler und regionaler 
Netzwerke auf Gewerkschaftsinitiative. 
Daraus entwickelte sich das DGB-Pilot- 
projekt. das im Januar 2005 als einer von 
vier lnnovationspiloten des BMFSFJ star- 
tete. Im Rahmen der Lokalen Bündnisse 
für Familie fördert das BMFSFJ mit ..lnno- 
vationspiloten" gezielt Beispiele guter 
Praxis,die zeigen,welche Verbesserungen 
für Familien durch die Zusammenarbeit 
starker Partner möglich sind. Die innovati- 
onspiloten werden zu einem Teil aus Mit- 
teln der Europäischen Union finanziert. 

Aufbau eines Netzwerks bündnisakti- 
ver Gewerkschafterlnnen 
Ziel des Projekts ist es, familienfreundliche 
Aktivitäten des DGB auf kommunaler, re- 
gionaler, Länder- und Bundesebene zu 
vernetzen, Betriebsräte zu qualifizieren 
und Gewerkschaftsmitglieder zur Beteili- 
gung an oder Gründung von lokalen 
Bündnissen für Familie anzuregen. In ei- 
nem bundesweiten Netzwerk entwickeln 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter, 
Betriebs- und Personalräte Ideen zur bes- 
seren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
und gestalten deren praktische Umset- 
zung in lokalen und regionalen Bündnis- 
sen mit anderen Akteuren mit. In über 60 
Lokalen Bündnissen für Familien engagie- 
ren sich Gewerkschafterlnnen bereits und 
vertreten die Anliegen der Beschäftigten, 
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z.B. wenn es um Arbeitszeitflexibiiisierung 
und um Kinderbetreuung geht. 
Um hier eine Ausweitung zu erreichen, sol- 
len Impulse insbesondere von den vier 
DGB-Pilotregionen ausgehen. Trier, Chem- 
nitz, Heilbronn-Franken und Vogtland- 
Zwickau setzen dabei verschiedene Schwer- 
punkte in ihrer Bündnisarbeit, denn wichtig 
ist es ihnen, konkrete Verbesserungen ent- 
sprechend den jeweiligen Bedürfnissen der 
Familien anzustoßen. Die regionalen Pro- 
bleme differieren stark - z.B. zwischen Ost 
und West:Denn während in den Alten Bun- 
desländern vor allem Kinderbetreuungs- 
plätze fehlen, sind diese in den Neuen Bun- 
desländern fast flächendeckend vorhanden. 
Dort geht es vor allem darum, die Abwan- 
derung junger Menschen zu stoppen. Loka- 
le Bündnisse für Familie versuchen jeweils 
maßgeschneiderte Lösungen zu finden. So 
auch in den vom DGB initiierten Bündnis- 
sen. 

Pilotregionen: Kinderbetreuung für 
Trier und Abwanderungsstopp für 
Chemnitz 
In Trier, der ältesten Stadt Deutschlands, 
mit einer stabilen Bevölkerungszahi von 
Ca. 100.000 Einwohnern und einer gerin- 
gen Arbeitsiosenquote von sechs Prozent 
liegt die Betreuungsquote bei den 0- bis 
3-jährigen Kindern bei nur sieben Prozent. 
Deshalb setzt sich das Lokale Bündnis u.a. 
für die Errichtung eines Familienzentrums 
mitsamt Kita für unter 3-Jährige in einem 
Industriegebiet ein. 
Die Chemnitzer können hingegen ein flä- 
chendeckendes Betreuungsangebot vor- 
weisen. von dem Trierer Eltern nur träu- 
men.Trotzdem ist Chemnitz die Stadt mit 
der ältesten Bevölkerung der Bundesre- 
publik, einer Arbeitslosenquote von 19 
Prozent - mehr als drei mal so viel wie in 
Trier - und entsprechend hohen Abwan- 
derungsraten (ca. 10.000 Menschen jähr- 
lich). Besonders,,wanderaktivn sind junge 
Frauen, wodurch sich das Problem poten- 
ziert. Sie gehen, um sich meist westlich 
der Elbe eine Zukunft aufzubauen; ihre 
Familien gründen sie also woanders. 
Das Chemnitzer Bündnis für Familie will 
der Überalterung der Bevölkerung 
(Durchschnitt 45,8 Jahre) und dem dro- 
henden Fachkräftemangel durch die Ab- 
wanderung talentierter junger Menschen 
entgegen wirken. Das Bündnis vereint ne- 



ben DGB und klein- und mittelständi- 
schen Unternehmen eine Kita, Hort, Schu- 
len, das Kinder- und Jugendhaus ,,Treff", 
ein Altenheim. eine Kunstfabrik und Ju- 
gendwerkstätten im Stadtteil Kappeln. 
Dank dieses vernetzten, sozialen Engage- 
ments von Wirtschaft, Bildung, Politik und 
Öffentlichkeit gelang es, in kurzer Zeit das 
Konzept für einen Treffpunkt von Kindern, 
Jugendlichen und älteren Menschen zu 
entwickeln, die Räume zu sanieren und 
neu einzurichten. Das lokale Bündnis 
schafft ein Bewusstsein für Probleme von 
Familien und im Miteinander von Genera- 
tionen..Wir wollen den Trend der Abwan- 
derung junger Leute aufhalten und das 
Zusammenleben von Jung und Alt ver- 
bessern", betont die DGB-Regionsvorsit- 
zende Heidi Becherer. 
Zukünftige Schwerpunkte der Bündnis- 
Partner sind die Berufsmotivation junger 
Leute, die bedarfsgerechte Anpassung 
der Betreuungszeiten in Kitas sowie der 
Ausbau generationsübergreifender Le- 
benskulturen im Stadtteil Kappeln. Auch 
Kooperationsvereinbarungen zwischen 
Unternehmen und Trägern werden ange- 
strebt - damit Kinder und Jugendliche 
schon früh die örtlichen Betriebe. ihre po- 
tentiellen Arbeitgeber, kennen lernen. 
Um interessierte Gewerkschafterlnnen für 
ein solches Engagement im Bündnis vor 
Ort fit zu machen werden sie im Rahmen 
des Projektes ,,Vorfahrt für Familien!" zu 
,,Regionalmanagerlnnen für dievereinbar- 
keit von Familie und Beruf" qualifiziert 
und sowohl regional als auch überregio- 
nal vernetzt. Diese Netzwerke aktiver ge- 
werkschaftlicher Multiplikatorlnnen wer- 
den mit der Arbeit in Lokalen Bündnissen 
für Familie verknüpft. damit dort verstärkt 
gewerkschaftliches Engagement einfließt 
bzw. Gewerkschaftsakteure selbst Bünd- 
nisgründungen initiieren können. 
Bundesweite familienpolitische Fachtagun- 
gen, ein regelmäßiger Newsletter und Ver- 
netzungs-Workshops runden die Projektak- 
tivitäten ab - unter dem Motto: Gemeinsam 
Ideen schmieden; Instrumente und Erfah- 
rungen austauschen und von den guten 
Beispielen in anderen Regionen lernen. 
Dafür wurde auch ein familienpoiitischer 
Werkzeugkoffer entwickelt, der umfassen- 
de Materialien zu zentralen Handlungsfel- 
dern der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf bereitstellt, 2.8. zu familienfreundli- 
chen Arbeitszeitmodellen, betrieblich ge- 
förderter Kinderbetreuung, zur Schulung 
von Betriebs- und Personalräten, Grün- 
dung und Organisation von Lokalen 
Bündnissen für Familie, zu familienpoliti- 
schen Positionen des DGB, Rückkehrmo- 
dellen für Beschäftigte nach der Elternzeit. 
Dieser Werkzeugkoffer wird auf CD an alle 
Interessierten verteilt und ist auch abruf- 
bar auf der Projekthomepage 
www.familie.dgb.de/projekt/tools . 

Warum engagiert sich der DGB in der 
Familienpolitik? 
Der 7. Familienbericht verdeutlicht, dass 
durch tiefgreifende Veränderungen der 
Lebensläufe der Familienmitglieder,durch 
veränderte Zeitstrukturen in der Arbeits- 
welt und durch die Verschiebung der Ge- 
nerationenverhältnisse eine neue Balance 
zwischen den Familienmitgliedern, der Le- 
bensumwelt von Familien,der Arbeitswelt 
und der Gesellschaft gefunden werden 
muss. So müsste die Verteilung der Le- 
benszeiten der jeweiligen biografischen 
Situation angepasst und damit die,,Rush- 
Hour des Lebens" entzerrt werden. Zeiten 
der Kindererziehung, häuslichen Alten- 
pflege, Fort- und Weiterbildung im Sinne 
des ,,lebenslangen Lernens" und Arbeits- 
marktschwankungen sollten in dieses 
Konzept von Lebensarbeitszeit integriert 
werden. um unterschiedliche Dynamiken 
im Lebensverlauf zu berücksichtigen. 
Hierzu sind in Skandinavien gute Beispiele 
zu finden. 
Der DGB betont die Notwendigkeit, nach- 
haltige Familienpolitik anhand von Le- 
bensverlaufsperspektiven zur Balance von 
Privatleben und Arbeitswelt neu auszu- 
richten und damit verbunden zu einem 
nachhaltigen Dreiklang von Zeitpolitik, fi- 
nanzieller Transferpoiitik und Infrastruk- 
turpolitikzu kommen. 
Vor allem zum Faktor Zeit kann die ge- 
werkschaftliche Betriebs- und Tarifpolitik 
eine Menge beitragen. Für die Vereinbar- 
keit von Beruf und Familie sind 2.B. die 
Lage und die geeignete Flexibilität der Ar- 
beitszeit entscheidend, ebenso das Ein- 
kommen,die Art derTätigkeit und die Be- 
lastungen und Beanspruchungen der Be- 
schäftigten. Dazu gibt es in einigen Tarif- 
verträgen konkrete Bestimmungen zur 
Förderung der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf und zur beruflichen Gleichstel- 
lung von Frauen und Männern, aber auch 
noch erhebliche Defizite. Die gegebenen 
Möglichkeiten werden bei Weitem noch 
nicht ausgeschöpft, z.B. durch entspre- 
chende Betriebsvereinbarungen zu famili- 
enfreundlichen Arbeitszeitreaelunaen. 
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Momentan sind auch die Effekte der di- 
rekten monetären Transferleistungen an 
Familien im internationalenvergleich eher 
gering. denn Deutschland gibt vergleichs- 
weise viel Geld für Familien und Kinder 
aus, hat aber die höchste Kinderlosigkeit. 
Heute bleiben rund 30 %der Akademike- 
rlnnen in unserem Land kinderlos. 
Einen deutlichen neuen Akzent setzt hier 
das als Lohnersatzleistung geplante El- 
terngeid. Es ermöglicht beiden Eltern, sich 
gerade im ersten Lebensjahr ohne große 
Einkommenseinbrüche ihrem Kind zu wid- 
men. 
Um das Konzept des Elterngeldes erfolg- 
reich umsetzen zu können. ist auch die 
Wirtschaft gefragt. für mehr Familien- 

freundlichkeit in den Betrieben zu sorgen. 
Die Muttermonate der Elternzeit sieht 
wohl jeder Arbeitgeber als selbstverständ- 
lich an; doch die Vatermonate sollten es 
auch werden. Denn Kinder brauchen bei- 
de Eltern. Und Beide wollen auch ihre Fä- 
higkeiten auf dem Arbeitsmarkt entfalten 
können. 
Dass Kindererziehung und Karriere 
einander nicht ausschließen, beweisen 
z.B. Dänemark, Norwegen und Schweden. 
Fast 40 Prozent der schwedischen Männer 
nutzen die Vatermonate. Und Schweden 
hat seit langem die höchste Frauener- 
werbsquote in Europa (über 70 Prozent) - 
mit zunehmender Vollzeitquote. 
Diesen Ländern, ihrer Wirtschaft und ihren 
Kindern hat es nicht geschadet, sondern 
genutzt. Das beweisen auch die Ergebnis- 
se der PISA-Studie. 
Der DGB hält auch das Modell einer Fami- 
lienkasse für eine prüfungswerte Option, 
wenn es darum geht treffsicherer, zielge- 
nauer und effektiver Familien zu fördern 
und soziale Ungleichheiten abzubauen. 
Darin liegt auch eine Chance, den gesell- 
schaftspolitischen Stellenwert von Familie 
zu erhöhen. 
Oberste Priorität gilt jedoch dem Ausbau 
bedarfsgerechter,qualitativ hochwertiger, 
bezahlbarer Kinderbetreuung für unter-3- 
Jährige; sprich die unverzügliche Umset- 
zung des 2005 in Kraft getretenen Tages- 
betreuungsausbaugesetzes (TAG). Dabei 
darf der Besuch einer Kindertagesstätte 
nicht vom Einkommen der Eltern abhän- 
gen, sonst beginnt schon hier die Aus- 
grenzung: Kinder von sozial schwachen, 
arbeitslosen und Familien mit Migrations- 
hintergrund blieben oft außen vor. Damit 
würde ein trauriger deutscher Rekord un- 
termauert: schon jetzt hängen die Bil- 
dungschancen der Kinder nirgendwo in 
Europa so stark vom Einkommen der El- 
tern ab wie hierzulande. 
Für den DGB i s t  es deshalb an der Schnitt- 
stelle von Familien- und Geschlechterpo- 
litik besonders wichtig, die soziale Chan- 
cengerechtigkeit in Deutschland zu ver- 
bessern. 
Es geht um Chancengleichheit in mehre- 
ren Hinsichten: 

um Chancengleichheit für Frauen und 
Männern an Beruf und Familie teilzuha- 
ben, 
u m  Chancengleichheit für jedes Kind im 
Bildungssystem, unabhängig von seiner 
sozialen Herkunft, 

um Chancengleichheit für sozial benach- 
teiligte Gruppen, wie Alleinerziehende, 
sozial Schwache oder Menschen mit Mig- 
rationshintergrund. 
Weitere Informationen zum Projekt ,,Vor- 
fahrt für Familien" gibt es im lnternet un- 
ter www.familie.dgb.de. DerNewsletter 
kann unter: www.familie.dab.delAktuelll 
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Familienfreundlichkeit in Betrieben 
Anspruch und Wirklichkeit 

Von Christiane Lindecke 

1. Einleitung: Der familienfreundliche 
Betrieb - Wunsch und Wirklichkeit 
Wer aufmerksam die tagespolitischen Mel- 
dungen verfolgt, erhält den Eindruck, dass 
familienfreundliche Betriebe die "Wachs- 
tumsbranche" der Bundesrepublik sind. 
Auch nach dem Wechsel der Bundesmini- 
Sterin für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend stehen familienfreundliche Unterneh- 
men weiterhin ganz oben auf derTagesord- 
nung. Durch eine Neuorientierung des Un- 
ternehrnensprogramms,,Erfolgsfaktor Fami- 
lie" will die Ministerin (noch) mehr Unter- 
nehmen als bisher mit den Vorzügen famili- 
enfreundlicher Arbeitsbedingungen be- 
kannt machen und zu farnillenfreundliche- 
ren Unternehmenskulturen führen. Dieses 
Programm führt eine Politik weiter,die sich 
mit Appellen, Expertisen, Modellprojekten 
und einer Vielzahl anderer Programme an 
Betriebe wendet, um diese vom Sinn und 
Nutzen einer familienorientierten Unter- 
nehmensphilosophie und Unternehmens- 
politik zu überzeugen. Allerdings reicht das 
..Sendungsbewusstsein" der Regierung 
dann doch nicht so weit, mit gesetzlichen 
Regelungen zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf - von Gleichstellung von Frauen 
und Männern ganz zu schweigen - Unter- 
nehmen in die Pflicht zu nehmen. 
Eine wichtige Frage in der Debatte um un- 
ternehmenspolitische Maßnahmen zuguns- 
ten einer besseren Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist die nach den Instrumenten 
und Methoden, mit denen Arbeitsbedin- 
gungen familienfreundlicher gestaltet wer- 
den sollen.Was wünschen sich die Beschäf- 

aufgaben und Vermittlung von Betreuungs- 
angeboten liegen auf den nächsten Plätzen 
(ZU den Ergebnissen im Einzelnen 8. Klenner 
2004). 
Auf Seiten der Beschäftigten gibt es ergo 
deutlich artikulierte Interessen und Wün- 
sche, Erwartungen an einen familienfreund- 
lichen Betrieb. Die Politik des Bundesminis- 
teriums für Familie, Senioren, Frauen und 
J-gena legt einen Scnwerpunkt auf mehr 
Fam lienfre-nd 'chkeit in den Betrieben.Wie 
reagiert nun der Akteur Betrieb auf die An- 
forderungen und Erwartungen sowohl der 
Bundespolitik als auch der Beschäftigten? 
Der folgende Beitrag untersucht diesesThe- 
ma anhand folgender Fragestellungen: 
1) Kommen die Appelle, Modellprojekte und 
freiwilligen Vereinbarungen der Politik 
überhaupt dort an. wo sie ankommen sol- 
len? Anders gefragt: Welchen Stellenwert 
haben dieThemen in Betrieben,deutlich in 
Betriebsvereinbarungen? 
2) Wie familienorientiert sind die Arbeitsbe- 
dingungen in deutschen Betrieben oder 
werden die Wünsche von Beschäftigten er- 
füllt? 
Um zu untersuchen,ob und wie dasThema 
Familienfreundlichkeit in Betrieben aufge- 
griffen wird, greife ich auf Ergebnisse der 
WSI-Betriebs- und Personalrätebefragun- 
gen 2003 sowie 2004120052 zurück (vgl. 
LindeckeIKlenner 2005, Lindecke 2005). Die 
Befragung wurde durch infas in der Zeit 
vom 3. Januar bis 7. März 2005 als telefoni- 
sche Befragung bei betrieblichen Interes- 
senvertretungen in Unternehmen durchge- 
führt. Grundgesamtheit der Untersuchung 

Das Schlusskapitel stellt die Frage nach der 
Qualität familienfreundlicher Maßnahmen 
in Unternehmen und den zugrunde liegen- 
den Vorstellungen. 

2. Betriebliche Maßnahmen zur Famili- 
enfreundlichkeit 
Familienpolitik - ohne dass sie explizit so 
benannt wird und auch ohne dass es den 
Handelnden bewusst ist - ist Teil vieler Un- 
ternehmenskulturen und auch der Kultur 
von Organisationen. Durch die Ausgestal- 
tung der Arbeitsbedingungen,durch impli- 
zite Anforderungen an Beschäftigte kön- 
nen Unternehmen bestimmte Familienmo- 
delle fördern und andere benachteiligen. 
Häufig setzen Betriebskulturen immer 
noch auf den Eineinhalb-Personen-Beruf 
(Beck-Gernsheim 1989); sie fördern Be- 
schäftigte, die sich voll und ganz der Er- 
werbsarbeit widmen (können), da ihnen 
ein anderer Mensch, meist weiblich, den 
Rücken von Haus- und Famiiienarbeit frei- 
hält. 
Neben diese Festschreibung des Status Quo 
treten nun vermehrt Anstrengungen und 
Maßnahmen,Menschen mit Familienaufga- 
ben dabei zu unterstützen, Erwerbsarbeit 
und Familie in eine gute Balance zu bringen 
(vgl.Wagner 2005).Wer setzt sich in den Be- 
trieben aktiv zugunsten familienfreundli- 
cher Bedingungen ein, wer beschäftigt sich 
mit dem Thema und welchen Stellenwert 
erreicht es? 

2.1. Betriebliche Aktivitäten zur Förde- 
rung familienfreundlicher Arbeitsbedin- 

t gten, welche Erwartungen haben Mitaroe - sind alle Betrieoe m t mehr als 20 Bescnaf- gungen 
terinnen und Mitaroeater an e nen fam Iien taten n Deutschland. In oenen ein Be- Eine "nrersuchunq von Beb oiWolf (2004, 
freundlichen Betrieb? Diese Leitfrage stellte 
sich eine repräsentative telefonische Be- 
schäftigtenbefragung zurück. die im Jahr 
2003 durchgeführt wurde (zu den Details 
der Befragung 8. Klenner 2004). Zusammen- 
gefasst zeigt diese Untersuchung den ho- 
hen Stellenwert, den Menschen mit Famili- 
enaufgaben familienfreundlichen Arbeits- 
zeiten zuschreiben. Knapp ein Drittel der 
antwortenden Frauen und Männer sehen 
hier den größten Handlungsbedarf in ihrem 
Betrieb, gefolgt von finanzieller Unterstüt- 
zung. Freistellungsmöglichkeiten für Pflege- 

- 
triebs- bzw.Personalrat tätig ist.Die Brutto- 
stichprobe umfasste n=11.536 Unterneh- 
men,für die eineTelefonnummer zurverfü- 
gung stand. Insgesamt konnten daraus 
~ 2 . 0 0 7  lnterviews mit Betriebsräten und 
n=1.300 Interviews mit Personalräten reali- 
siert werden (8. WSI-Mitteilungen 612005). 
Die Befragung 2003 war eine schriftliche 
Befragung mit dem Themenschwerpunkt 
Chancengleichheit von Frauen und Män- 
nern sowie Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Hier gehen 2.477 Antworten in die 
Untersuchung ein. 

Dr. Christiane Lindecke ist Sozialwlssenschaftlerin und u.a. für das WS1 tätig. 

zeigt, dass Betriebsräte ein wichtiger Ein- 
flussfaktor für die Umsetzung von Maßnah- 
men zur Chancengleichheit und Vereinbar- 
keit ist.Welche Rolle die Betriebsräte dabei 
übernehmen, wird in den Ergebnissen der 
WSI-Sonderbefragung 2003 deutlich. Nach 
ihrer eigenen Einschätzung sind es vor al- 
lem die Betrieb~räte~die sich mit derverein- 
barkeit von Familie und Beruf beschäftigen. 
In den - wenigen -engagierten Betrieben 
sind es zu 70 Prozent die Betriebsräte, die 
sich aktivfürfamilienfreundliche Arbeitsbe- 
dingungen einsetzen und die den Anstoß 
gaben, sich mit Vereinbarkeit zu beschäfti- 
gen.Daherwerden dieseThemen auch eher 
in den Betriebsratssitzungen angesprochen, 
als dass sie von der Personalabteilung auf- 
gegriffen werden. 
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Ein wichtiger Indikator für die Bedeutung 
einesThemas im Unternehmen können Be- 
triebsvereinbarungen sein. Betriebsverein- 
barungen lassen vermuten,dass das Thema 
im Betrieb diskutiert wurde und dass die 
Betriebsparteien in einem Aushandlungs- 
Prozess zu einer Einigung gelangten. Hin- 
weise darüber, wie die Betriebsvereinba- 
rung dann in der täglichen Praxis gelebt, 
wie sie umgesetzt wird, lassen sich alleine 
aus ihrer Existenz leider nicht erschließen. 
Allerdings lässt sich aus der Tatsache. dass 
nur 7.2 % aller antwortenden Betriebe der 
Befragung 200412005 eine Betriebsverein- 
barung zu familienfreundlichen Arbeitsbe- 
dingungen etablierten, auf den ersten Blick 
schließen. dass diesem Thema keine sehr 
große betriebliche Relevanz zukommen 
mag. Auch auf den zweiten Blick zeigt sich 
eine eher randständige Rolle, die Betriebs- 
vereinbarungen zurvereinbarkeit von Fami- 
lie und Beruf (noch?) haben. Betriebsverein- 
barungen zu Gender Mainstreaming und zu 
familienfreundlichen Arbeitsbedingungen 
belegen die Plätze 13 bzw. 14 einer Ranglis- 
te von 19 möglichen Themen, die den Be- 
triebsräten zur Auswahl gestellt wurden. 
Deutlich häufiger finden sich Betriebsver- 

barkeit von Familie und Beruf zu beschäfti- 
gen (KlennerILindecke 2003). Daher - so 
eine These - kann es sein, dass sich dieses 
neue Aufgabenfeld noch nicht direkt in Be- 
triebsvereinbarungen niedergeschlagen 
hat. da Betriebsräte erst beginnen, sich mit 
dem Thema auseinanderzusetzen. Hier ge- 
ben die Antworten auf die Frage, ob Be- 
triebsräte sich mit der Fragefamilienfreund- 
licher Arbeitsbedingungen beschäftigten. 
erste Hinweise über den Stellenwert dieses 
Themas. Laut eigener Aussage beschäftig- 
ten sich rund 30 %aller antwortenden Be- 
triebsräte mit der Frage familienfreundli- 
cher Arbeitsbedingungen. Mit Fragen der 
Chancengleichheit von Frauen und Män- 
nern, mit Gender Mainstreaming allerdings 
beschäftigten sich noch deutlich weniger 
Betriebsräte (16 %).Führende Themen sind 
Fragen des Arbeitsschutzes, der Weiterbil- 
dung, des Leistungsdrucks und der Beschäf- 
tigungssicherung. Ähnliche Relevanz wie fa- 
miiienfreundliche Arbeitsbedingungen er- 
halten dieThemen Mobbing. Ausgliederung 
und Druck seitens des Arbeitgebers. Auch 
dieTatsache,dass nur 4.4 %aller antworten- 
den Betriebsräte besondere Aktivitäten in 
dem Themenfeld entfalteten, spricht für 

einbarungen zur Arbeitszeit und Eingrup- eine eher nachrangige betriebliche Bedeu- 
pierung. Irn Umfeld der familienfreundli- tungfamilienfreundlicherArbeitsbedingun- 
chen Arbeitsbedingungen liegen Regelun- 
gen zu Sozialleistungen, Kommunikation, 
Sucht und Mobbing - eherdie weichen Fak- 
toren der Betriebsratsarbeit. 
Allerdings ist das Thema .Familienfreundli- 
che Arbeitsbedingungen" für Betriebe und 
Betriebsräte bzw.dessen hoher Stellenwert 
in der Debatte noch eine relativ aktuelle 
Entwicklung. Betriebsräte erhielten erst mit 
der Novellierung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes im Jahr 2001 explizit die Aufgabe, 
sich mit Maßnahmen zur besseren Verein- 

2.2. Charakteristika der aktiven Betrie- 
be und Dienststellen 
Nur wenige Betriebe haben ÜberhauptVer- 
einbarungen zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf abgeschlossen. Die 
Chance für Frauen und Männer, in einem 
der wenigen Unternehmen zu arbeiten, die 
sich mit der Frage befassen und hierzu Re- 
gelungen und Programme entwickeln, ver- 
teilen sich auch noch sehr unterschiedlich. 

So zeigen aktuelle Studien, dass es Faktoren 
gibt,die diewahrscheinlichkeitfrauen- und 
familienfreundlicher Maßnahmen in Betrie- 
ben beeinflussen (MöllerlAllmendinger 
2003; Beckmann/Möller 2002; BeblolWolf 
2004). Die Branche, die Existenz einer be- 
trieblichen lnteressenvertretung, die Lage 
des Unternehmens sowie die Betriebsgröße 
sind wicnrige E'nfl..ssfaktoren. 
Auch oie Eraebnisse der WS1 Betr'ebs- und - 
Personalrätebefragung 2004/2005 bestäti- 
gen diese Befunde. Betriebsvereinbarungen 
zu familienfreundlichen Arbeitsbedingun- 
gen finden sich deutlich häufiger in West- 
deutschland als in Ostdeutschland sowie in 
Unternehmen mit mehr als 1.000 Beschäf- 
tigten. Bei den Branchen fallen die Banken 
und Versicherungen überdurchschnittlich 
positiv auf, das Baugewerbe hingegen hat 
deutlich unterdurchschnittlich oft Maßnah- 
men vereinbart. 

2.3. Inaktive Betriebe - Ursachen und 
Begründungen 
Der vorangehende Teil widmete sich den 
aktiven Betrieben, also der Minderheit der 
Unternehmen, die Familienfreundlichkeit 
thematisierten oder Vereinbarungen hierzu 
abschlossen. Die Mehrheit der untersuchten 
Betriebe allerdings hat sich diesen Themen 
weder gestellt noch Maßnahmen und In- 
strumente etabliert, um auch auf betriebli- 
cher Ebene die Gleichberechtigung zu för- 
dern. In der WSI-Befragung 2003 fragten wir 
nach den Gründen, warum das Thema Ver- 
einbarkeit betrieblich keine Rolle gespielt 
hat. Mehrheitlich geben die Betriebsräte an, 
dass bisher niemand Handlungsbedarf ge- 
äußert hat. In je einem Drittel der antwor- 
tenden Betriebe wird dasThemaVereinbar- 
keit privat durch die Beschäftigten geregelt 
oder von dringenderen Themen verdrängt. 
In einem Viertel der Fälle wurden betriebli- 
che Einzellösungen gefunden, auch hier 
wird Vereinbarkeit ein Individualproblem, 
ähnlich wie bei der privaten Lösung. In 22.0 
% der Betriebe verdrängen Leistungsver- 
dichtung und verschlechterte Arbeitsbedin- 
gungendie sozialen Belange. Deutlich mehr 
Betriebsräte in Ostdeutschland als in West- 
deutschland nennen dies als Ursache. In fast 
10 % der Betriebe gibt es deshalb keinen 
Handlungsbedarf,weil es kaum Beschäftigte 
mit Kindern gibt. Und schließlich äußerten 6 
%der Betriebsräte, dass es bereits familien- 
freundliche Regelungen gab- wahrschein- 
lich informelle Regelungen, da es in diesen 
Betrieben keine Betriebsvereinbarung zum 
Thema gibt. 

3. Familienfreundlichkeit - selten i m  Be- 
tr ieb 
Noch haben - allen politischen Appellen 
zumTrotz- bisher nur wenige Leuchtturm- 
Unternehmen ihre Arbeitsbedingungen fa- 
milienfreundlich gestaltet. Bei den meisten 
Unternehmen scheint noch die Idee vorzu- 
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herrschen,dass Familie und Beruf getrennte 
Welten sind, dass Beschäftigte ihre Familien- 
und Sorgearbeit individuell und privat zu 
regeln haben. Damit bewegen sich Betriebe 
im Rahmen einer Gesellschaft, die in 
Deutschland immer noch starkvom Leitbild 
des männlichen Familienernährers und der 
dazuverdienenden Ehefrau geprägt ist. Vor 
diesem Hintergrund bleibt die Reichweite 
betrieblicher Maßnahmen begrenzt. Betrie- 
be können an einigen Stellen kompensato- 
risch wirken durch Teilzeitangebote, be- 
triebliche Kinderbetreuung. Aber Unterneh- 
men haben nurwenig Einfluss auf Rahmen- 
bedingungen, die ein .modernisiertes Er- 
nährermodell" fördern. d.h. der Mann arbei- 
tet Vollzeit, die Frau arbeitet Teilzeit und 
trägt die Hauptlast der Familienverantwor- 
tung. Hier sind die altbekannten Themen 
wie Ehegattensplitting im Steuerrecht, Mit- 
versicheruno in der Sozialversicheruna zu - > 

nennen, die Anreize für unterschiedlich star- 
ke Erwerbsbeteiligung bieten. 
Allerdings zeigen Fallstudien (wie bspw. 
Wagner 2005). dass Betriebe auch in dem 
Bereich, in dem sie Handlungsmöglichkeiten 
haben, nur sehr begrenzte Angebote bieten 
und selbst die geschlechterhierarchische 

Arbeitsteilung reproduzieren. Maßnahmen 
zu Arbeitszeit und Arbeitsorganisation als 
originär betriebliche Handlungsfelder für fa- 
miienfreundliche ~rbe i tsbedfn~un~en kon- 
zentrieren sich häufig darauf Maßnahmen, 
sich an Frauen zu wenden - auch, wenn 
Männer immer mit genannt werden - und 
den Frauen ein bisschen Arbeit neben der 
Familie zu ermöglichen. Teilzeitangebote, 
Rückkehroptionen aus dem Erziehungsur- 
laub - alles unbestritten wichtige Instru- 
mente als Unterstützung für Menschen mit 
Familienaufgaben. Aber parallel dazu läuft 
in vielen Betrieben weiterhin ein heimliches 
Programm, das Karriere mit voller zeitlicher 
Verfügbarkeit gleichsetzt..Familie und Beruf 
ja -Familie und Karriere nein",jedenfalls für 
die Person, die hauptverantwortlich für die 
Sorgearbeit ist, lautet dann das Fazit auch 
für Betriebe, die Maßnahmen zugunsten fa- 
milienfreundlicher Arbeitsbedingungen 
etablierten. SV 21- 
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von Eltern und Kindern 
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Von Svenja Pfahl 

1. Einleitung: Arbeitszeitforschung - 
nicht ohne die Kinder! 
Der Wandel der Arbeitszeiten, inklusive der 
sich daraus ergebenden Folgen für die ge- 
sellschaftlichen Zeitstrukturen, wurde bisher 
vor allem auf Ebene der einzelnen, betroffe- 
nen Personen diskutiert. Erst langsam setzt 
sich in der Zeitforschung eine Perspektive 
durch, die die familiale Lebenssituation in 
den Mittelpunkt rückt. so dass auch die Zeit- 
strukturen des sozialen Umfeldes sowie die 
notwendigen zeitlichen Abstimmungen in- 
nerhalb von Familien in den Blick geraten. 
Mit der Modernisierung der Geschlechter- 
verhältnisse. der Ablösung des männlichen 
Alleinernährermodells sowie der steigenden 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ist das Aus- 
balancieren von Arbeits- und Familienzeiten 
für die Familien komplexer geworden -weil 
zwei erwerbstätige Partner ihre (Arbeits- 
)Zeiten miteinander abstimmen müssen. 
Der Blickwinkel der Kinder auf die Familien- 
Zeit wird dabei allerdings fast gar nicht ein- 
bezogen, sie werden allenfalls als Auslöser 
für Zeitprobleme der Eltern berücksichtigt. 
Hintergrund dafür ist das Bestreben um Ab- 
trennung der kindlichen Lebensbedingun- 
gen von der Welt der Erwachsenen, wie sie 
typisch für das moderne gesellschaftliche 
Verständnis von Kindheit ist. Familie und Bil- 
dungssystem werden als ,,Schonraum" für 
Kinder konstruiert, wo sie geschützt vor den 
Anforderungen und Auswirkungen der Ar- 
beitswelt aufwachsen sollen (Zeiher 2005). 
Dies funktioniert so aber nicht: Alltagsleben 
und Zeitumgang der Kinder werden viel- 
mehr stark durch die Arbeits- und Lebens- 
welt der Eltern geprägt. Die voranschreiten- 
de Flexibilisierung der Arbeitszeiten ihrer El- 
tern berührt den Alltag der Kinder unminel- 
bar. In meinem Promotionsvorhaben, in 
dem ich die Abstimmungen von Eltern und 
Kindern zugunsten ausbalancierter Arbeits- 
und Familienzeiten untersuche, beziehe ich 
daher die Perspektive der Kinder explizit ein. 
Dazu habe ich in Familien, in denen beide 
Elternteile erwerbstätig sind und flexible Ar- 
beitszeiten haben, Interviews mit Eltern und 
ihren Grundschulkindern (6-12 Jahre) ge- 

2. Ausbalancieren von Arbeitszeiten 
und Betreuungszeiten - eine Herausfor- 
derung für Eltern und Kinder 
Der Alltag von Familien mit jüngeren Kin- 
dern wird ganz wesentlich durch zwei Zeit- 
Strukturen beeinflusst: Zum einen durch die 
Arbeitszeiten der Eltern, zum anderen 
durch die Schul-1 und Betreuungszeiten der 
Kinder. In der Mehrzahl der Familien in 
Deutschland mit Kindern unter 15 Jahren 
sind heute beide Elternteile erwerbstätig 
(60%). Insofern gilt es in den meisten Famili- 
en, die unterschiedlichen Arbeitszeiten von 
zwei Elternteilen sowie die möglicherweise 
differierenden Schul- und Betreuungszeiten 
von mehreren Kindern miteinander auszu- 
balancieren. Die grundlegende Passfähig- 
keit von Arbeitszeiten sowie von Schul- bzw. 
Betreuungszeiten bildet den Grundstein 
dafür, wie gut die alltägliche Balance der 
Arbeits- und Familienzeiten dann im Detail 
klappt. welche gemeinsamen Familienzeiten 
und -aktivitäten sich realisieren lassen und 
wie zufrieden Eltern und Kinder mit ihrem 
Alltag sind. 
Wie in den letzten Jahren vielfach unter- 
sucht und belegt, sind die Arbeitszeiten von 
Eltern wenig kompatibel zu den vorhande- 
nen Schul- und Betreuungszeiten ihrer Kin- 
der. Dies liegt erstens daran. dass immer 
mehr Eltern auch zu ungewöhnlichen Zei- 
ten am Samstag1 Sonntag, während der 
Nacht oder am Abend arbeiten. Eine Befra- 
gung von erwerbstätigen Müttern mit Kin- 
dern unter 14 Jahren in Nordrhein-Westfa- 
len zeigt, dass nur 7% der vollzeitbeschäftig- 
ten Mütter und rund ein Drittel der teilzeit- 
beschäftigten Mütter in keiner Weise von 
abweichenden Arbeitszeitlagen betroffen 
sind (Stöbe-Blossey 2004). Zweitens vertei- 
len sich die Arbeitszeiten heute häufiger un- 
gleichmäßig über die Woche oder den Mo- 
nat alsfrüher.Diese stärkerevarianzvon Ar- 
beitszeiten ist gleichbedeutend mit weniger 
Voraussicht und weniger Planbarkeit der 
Alltagszeiten für vollzeit- wie teilzeitbe- 
schäftigte Eltern. 
Ein weiteres Problem stellt die tatsächliche 
Arbeitszeitdauer der Eltern dar. Werden Ar- 

führt. Diese Forschungen sind die Basis für beitszeiten mit familienunfreundlicher Lage 
die folgenden Ausführungen. oder schlecht planbarer Verteilung dann 
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auch noch im Rahmen von Vollzeiterwerbs- 
verhältnissen (olus Überstunden) ausaeübt. 

. d .  

lassen sie sich nur schwerlich sinnvoll mit 
den eigentlich gewünschten Familienzeiten 
ausbalancieren. Zumindest dann nicht, 
wenn beide Elternteile erwerbstätig sind, 
oder es sich um eine Ein-Eltern-Familie han- 
delt. Angesichts der übermäßig langen tat- 
sächlichen Arbeitszeiten von Vätern, wie sie 
in der repräsentativen Befragung des WS1 in 
der Hans Böckler Stiftung unter erwerbstäti- 
gen Vätern und Müttern nachgewiesen 
werden (46% der Väter arbeiten länger als 
45 Stunden pro Woche), wundert es nicht, 
dass dieVäter mit dervereinbarkeit von Ar- 
beitszeiten und Familienleben noch unzu- 
friedener sind als die Frauen (Klenner 2004). 
Auch lückenlos ineinander greifende Be- 
treuungszeiten der Kinder oder die Einhal- 
tung einer Mindeststundenzahl an gemein- 
sam verbrachter Familienzeit sind noch lan- 
ge keine Garanten für eine zufrieden stel- 
lende Balance von Arbeits- und Betreu- 
ungszeiten. Konkrete Zeitwünsche und -in- 
teressen entstehen bei Eltern wie Kindern 
immer vor dem Hintergrund ihrer tatsächli- 
chen Lebenssituation. Diese Basisstrukturen 
des familialen Zusammenlebens haben wir 
als.familiales Grundarrangement" bezeich- 
net (KlennerIPfahl 2005, KlennerIPfahll 
Reuyß 2002). In dieses Grundarrangement 
gehen sowohl die Rahmenbedingungen, 
aber auch Vorstellungen und Präferenzen 
der Familienmitglieder ein. Daher unter- 
scheidet es sich von Familie zu Familie. Die 
zentralen Dimensionen, des familialen 
Grundarrangements sind: 

Erwerbskonstellation und Arbeitszeiten 
der Eltern, 

häusliche Arbeitsteilung der beiden El- 
tern. 

Art und Zeiten der Kinderbetreuung, 
zugrunde liegenden Vorstellungen der I 

Eltern in Bezug auf Kindheit und Erziehung. . Art und Weise der gemeinsamen Le- 
bensführung,inkl.der gemeinsamen Famili- 
enzeit sowie 

räumliche Faktoren (wie Wohnform, 
Wohnort, Siedlungsgröße) 
Das familiale Grundarrangement ist zwar 
Ergebnis der Handlungen und Entscheidun- 
gen der Familienmitglieder im Kontext der 
jeweiligen Arbeitsbedingungen - ist es je- 
doch erst einmal vorhanden, wirkt es je- 
doch in mittelfristiger Hinsicht als zeitliche 
Vorgabe für die Gestaltung des familialen 
Alltagslebens. 
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Zwar prägen vorrangig die Vorstellungen, 
Entscheidungen und Wünsche der Eltern 
das familiale Grundarrangement - gänzlich 
unbeteiligt sind die Kinder daran jedoch 
nicht. Zum einen denken die Eltern beim 
Ausbalancieren von eigenen Arbeitszeiten 
und gemeinsamen Familienzeiten die Be- 
lange der Kinder laufend mit - und bezie- 
hen so die Kinderinteressen in die Gestal- 
tung des Familienalltags ein.Zum anderen 
können die Kinder auch direkt das von den 
Eltern vorgesehene Alltagsarrangement 
befördern oder aber unterlaufen bzw.durch 
ihr Handeln erschweren. Letztlich sind ihre 
Zustirnmung und ihr Beitrag unverzichtbar 
für das Funktionieren des familialen Grund- 
arrangements. Besonders deutlich wird dies 
im Alltag, wenn Kinder ihre Zustirnmung 
verweigern: Kinder im Grundschulalter, die 
sich gegen Ferienfahrten mit ungeliebten 
Anbietern verwehren, die nicht länger den 
Hort besuchen wollen. die unbedingt auf ei- 
nem dritten Trainingstermin pro Woche im 
Fußballverein bestehen, oder die auf mehr 
Selbständigkeit pochen und sich lieber mit- 
tags allein zu Hause etwas zum Essen auf- 
wärmen als weiterhin zum Essen zur Oma 
zu gehen - sie können ein familiales Grund- 
arrangement ins Schleudern bringen und 
Umstrukturierungen im Alltag und auch in 
den elterlichen Arbeitszeiten erforderlich 
machen. 
Insgesamt Iässt sich feststellen, dass Kinder, 
die in die Gegebenheiten ihres jeweiligen 
familialen Grundarrangements hineinge- 
wachsen sind, dieses zunächst als etwas Ge- 
gebenes akzeptieren. Sie stellen das Alltags- 
gefüge ihrer Familie nicht leichtfertig in Fra- 
ge, sondern formulieren ihre davon eventu- 
ell abweichenden Zeitwünsche den Eltern 
gegenüber vorsichtig. Andererseits haben 
Kinder durchaus eigene zeitliche Interessen 
in Bezug auf den Familienalltag, sie haben 
Bedürfnisse, Vorlieben und Abneigungen. 
Diese bringen sie zum Teil in Form echter 
Verhandlungen mit den Eltern, überwie- 
gend jedoch durch Kooperation oder Nicht- 
Kooperation in den Familienalltag ein. 

3. Zeitinteressen von Eltern 
Aktuell sind erwerbstätige Eltern weder der 
Ansicht, dass das Thema Kinderbetreuung 
in Deutschland bereits zufrieden stellend 
gelöst sei, noch dass die betrieblichen Ar- 
beitszeiten bereits hinreichend familien- 
freundlich wären. Jenseits aller Differenzen 
zwischen Familien.die auf unterschiedliche 
familiale Grundarrangements zurückgehen, 
Iässt sich unter Eltern ein Bedarf nach aus- 
gedehnteren und flexibleren Betreuungsan- 
geboten sowie nach familienfreundlicheren 
Arbeitszeiten feststellen. 
Hinsichtlich der Betreuungsangebote be- 
steht bei den Eltern vor allem Interesse an 
Ganztagsangeboten mit warmen Mittages- 
sen für die Kinder.lnsbesondere erwerbstäti- 
ge Eltern wünschen sich eine Ausdehnung 

von Betreuungsangeboten auf Zeiten am 
späten Nachmittag (16.30 - 19.00 Uhr) so- 
wie am Samstag (Stöbe-Blossey 2004). Sie 
möchten vorhandene Betreuungsangebote 
flexibler und bedarfsgerechter nutzen, so 
z.B.an bestimmtenTagen gezielt zusätzliche 
Betreuungsstunden in Anspruch nehmen, 
ohne diese Zeiten gleich pauschal als.Maxi- 
malvariante" für alle Wochentage fest bu- 
chen (und bezahlen) zu müssen. Sie wün- 
schen sich etwa Krippenplätze, die sie nur 
an 2-3 festenTagen pro Woche in Anspruch 
nehmen (2.B. wenn sich die Arbeitszeiten 
der beiden Elternteile mal überschneiden). 
Oder sie wünschen Kita-Plätze, bei denen 

Erwerbstätige Eltern halten,,familienfreund- 
liche Arbeitszeiten" für den Bereich mit dem 
größten Handlungsbedarf im Betrieb, um 
mehr Familienfreundlichkeit in der Arbeits- 
welt zu verwirklichen (Klenner 2004). Ent- 
sprechende qualitative Studien zeigen, dass 
erwerbstätige Eltern sich Arbeitszeiten 
wünschen, die nicht zu lang und eher 
gleichmäßig und planbar gestaltet sind und 
die sie zugleich bedarfsgerecht an ihre fa- 
milialen Bedarfe anpassen können. Zudem 
soll die Lage der Arbeitszeiten nicht mit 
wichtigen Sozialzeiten am frühen Abend, 
am Samstag oder Sonntag kollidieren (Klen- 
nerl Pfahl1 Reuyß 2003). Eltern wünschen 

das Kind mal vormittags, mal nachmittags sich eher keine Arbeitszeiten. die außerhalb 
kommen kann. In Hinblick auf den Jahres- der üblichen Schul-IBetreuunaszeiten ihrer < 

verlauf benötigen erwerbstätige Eltern An- Kinder liegen. 
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stimmen 90% der Eltern in einer Forsa Befra- zeitgestaltung. Sie haben den Wunsch. ihre 
gung (2005) der Aussage zu. dass sich auch Arbeitszeiten sowohl auf regelmäßige, wö- 
Arbeitaeber und Unternehmen selbst für chentliche Termine ihrer Kinder abzustim- - 
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len. Die WSi-Studie belegt zudem, dass die auch auf kurzfristig auftretende Besonder- 
Mehrheit der erwerbstätigen Eltern betriebli- heiten und Einzelfälle im Leben ihrer Kinder. 
che Betreuungseinrichtungen nutzen würde, Es ist ihnen wichtig, an Schulfesten teilzu- 
wenn sie denn häufiaer vorhanden wären. nehmen. die Kinderzum Arzt bealeiten. bei 
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Aktuell finden nur 6%der abhängig beschäf- 
tigten Eitern mit Kindern bis B Jahren 
überhaupt eine betriebliche Betreuungs- 
möglichkeit am Arbeitsplatz vor (Klenner 
2004). Darüber hinaus werden von erwerbs- 
tätigen Eltern betriebliche Angebote für eine 
Notfallbetreuung von Kindern gewünscht. 
Das Interesse der Eltern daran ist knapp vier- 
mal so hoch (83%) wie das bisher vorhande- 
ne Angebot in den Betrieben. 

2 

Krankheit und Kummer Zeit für die Kinder 
zu haben, mit den Kindern für Prüfungen zu 
lernen, oder ihnen in Phasen von Liebes- 
kummer beizustehen. Auf den Punkt ge- 
bracht bedeutet dies, dass Arbeitszeiten so- 
wohl planbar und verlässlich als auch spon- 
tan an familiale Erfordernisse anpassbar 
sein sollen.Was sich als gemeinsames Anlie- 
gen von Eltern in Bezug auf Arbeitszeiten 
formulieren Iässt, ist also der Wunsch nach 



einer selbst bestimmten flexiblen Stabilität 
der Arbeitszeiten. 

4. Zeitwünsche von Kindern 
Für Kinder im Grundschulaiter sind gemein- 
same Zeiten mit den Eltern grundsätzlich 
wichtig. Sie sind Voraussetzung für quali- 
tätsvolle Beziehungen zu den Eltern (LBS 
Kinderbarometer 2000). Allerdings gilt 
hierbei auch für sie. was insgesamt für die 
ganze Familie gilt: Die reine Quantität an 
gemeinsamer Familienzeit ist noch kein Be- 
leg für die Zufriedenheit mit der gemeinsam 
verbrachten Zeit. Aus Sicht der Kinder geht 
es dabei weder um ein Maximum an Famili- 
enzeit, noch ersatzweise um eine besonders 
intensiv und hochwertig genutzte,,quality 
time" zwischen Eltern und Kindern (Hoch- 
Schild 2002).Vielmehr geht es aus ihrer Sicht 
um einen Mix aus verschiedenen Zeitquali- 
täten im Alltag, die sich zudem in der richti- 
gen Dosierung und richtigen Verteilung 
über den Tag oder die Woche erstrecken 
sollen. Dies umfasst, in Bezug auf die Eltern, 
mindestens so unterschiedliche Zeiten wie: 
a. Aktiv miteinander genutzte, qualitativ 
hochwertige Zeiten im Familienkreis (Spiele, 
Gespräche) 
b. eine bloße Anwesenheitszeit der Eltern 
im Hintergrund (Eltern sind im Bedarfsfall 
für das Kind erreichbar) 
C. Zeiten, in denen die Eltern Anteil an den 
Erlebnissen der Kinder nehmen 
d. Versorgungs- und Begleitzeiten durch 
die Eltern (Mahlzeiten,Wegebegleitung) 
e. sowie strikt eiternfreie Zeiten (freies 
Spielen, Allein-Sein) 
Die von mir befragten Grundschulkinder 
wünschen sich zum ganz überwiegenden 
Teil keine allumfassende Anwesenheit der 
Eitern und keine lückenlose Betreuungsket- 
te mehr. Sie begrüßen die Erwerbstätigkeit 
ihrer Eltern und deren zeitweise Abwesen- 
heit und formulieren darüber hinaus kon- 
krete. auf die Familiensituation bezogene 
Zeitwünsche. Entsprechende quantitative 
Studien bestätigen, dass diejenigen Kinder 
am zufriedensten sind, deren Eltern ein 
mittleres Arbeitsvolumen aufweisen.Kinder, 
deren Eltern besonders viel oder besonders 
wenig arbeiten, bewerten ihre familiale Si- 
tuation hingegen überwiegend als belas- 
tend (Roppelt 2003). 
Die Abwesenheit der Eltern, genauso wie 
gezielte Lücken in der täglichen Betreu- 
ungskette, bieten den Kindern von ihnen 
geschätzte Möglichkeiten zur Erprobung 
von Autonomie und fördern ihre Selbst- 
ständigkeit. So berichtet Anneli (10 Jahre), 
die seit neuestem nicht mehr in den Hort 
geht, sondern nach der Schule ca. 2-3 Stun- 
den allein zu Hause verbringt, wie sie sich 
inzwischen alleine mittags was zu essen 
macht:,,Und dann hab ich gesagt, nee, ei- 
gentlich schmeckt mir das nicht so doll I= 
im Hort1,dann mach ich's mir lieber hier zu 
Hause aileine." Über das gestrige Mittages- 

sen, an dem sie Besuch von zwei Freundin- 
nen hatte, berichtet sie stolz: .Wir haben 
Kartoffeln mit Fleisch gegessen. Das Fleisch 
ist mir'n bisschen angebrannt. Aber das 
mussten wir dann mit der Hand essen, weil 
es nicht mehr zu schneiden war." ~ ~ 

In Bezug auf die konkreten Arbeitszeiten ih- 
rer Eltern zeigt sich, dass die Kinder diese 
zunächst nicht grundsätzlich in Frage stel- 
len.Sätze wie:,. ... weil meine Eltern gehen ja 
arbeiten" tauchen in fast jedem Kinderinter- 
views als Erklärung auf. So differenziert das 
jeweilige Familienarrangement auch ist, so 
lassen sich trotzdem übergreifende Interes- 
sen der Kinder in Bezug auf die elterlichen 
Arbeitszeiten zusammenfassen: 
1. Kinder wünschen sich etwas kürzere Ar- 
beitszeiten für ihre Eltern, so dass diese spä- 
ter zur Arbeit gehen bzw. die Arbeit früher 
verlassen können. Damit verfolgen sie zwei 
Anliegen: a) Den Wunsch nach Entlastung 
für die von der Arbeit gestressten Eltern, so- 
wie b) den Wunsch nach zusätzlichen Fami- 
lienzeiten. Letztere sollen auf die Kinder ab- 
gestimmt sein und dem gemeinsamen Spiel 
bzw. gemeinsamen Unternehmungen die- 
nen. In diesem Zusammenhang spricht sich 
einTeil der Kinder vehement gegen - unan- 
gekündigte - Überstunden aus:,, ... ich finde, 
das müsste er nicht machen, weil er hat, ei- 
gentlich hat er nur bis um fünf ... Ich finde, 
ich meine, man braucht auch seine Kinder 
und seine Frau.Man muss ja auch für die Fa- 
milie da sein und Freizeit haben." (Anneli, 10 
Jahre). 
2. Kinder sprechen sich gegen familienun- 
freundliche Arbeitszeiten aus und wün- 
schen sich Arbeitszeiten, die regelmäßig auf 
familiale Routinen und Rituale Rücksicht 
nehmen. Henrike (9 Jahre) kritisiert dabei 
Spätdienst ihrer Mutter. Das Problem sei. 
.dass wir uns am Abend nicht mehr so rich- 
tig sehen können, weil sie erst später 
kommt." Geraldine (9 Jahre) ist gegen Ar- 
beitszeiten am Freitagnachmittag:,,Weil frei- 
tags, da machen wir auch meistens was zu- 
sammen und spielen manche Spiele zusam- 
men." Beatrice (8 Jahre) lehnt die arbeitsbe- 
dingte Abwesenheit der Mutter an Feierta- 
gen,wie 2.B. Heiiigabend,ab,„wo das Christ- 
kind eigentlich kommt". Die vorgezogene 
Bescherung an einem anderenTag ist für sie 
keine wirkliche Alternative. Sie wünscht sich 
arbeitsfreie Feiertage. 
3. Zudem wünschen sich Kinder Arbeitszei- 
ten, mit denen Eitern (ggf. auch spontan) 
auf besondere Ereignisse im Leben der Kin- 
der Rücksicht nehmen können. Sie sprechen 
sich hier für eine gewisse Flexibilität der El- 
tern aus. So berichtet Geraldine (9 Jahre) 
voller Stolz, dass die Mutter sich zu ihrem 
letzen Geburtstag den Tag frei genommen 
hat. Zumindest telefonisch kann sich die 
Mutter von Raoul (12 Jahre) spontan wäh- 
rend der Arbeitfür ihn Zeit nehmen. Er kann 
sie tagsüber am Arbeitsplatz anrufen, wenn 
er auf dem Pausenhof steht und Kummer 

hat:,,Sie ist nicht wütend. Und sie redet dann 
mit mir immer.50 lang wie die Pause ist." 
4. Insgesamt sprechen sich die Kinder für 
eine stärkere Orientierung der elterlichen 
Arbeitszeitgestaltung an den kindlichen Be- 
dürfnissen aus. Die Kinder wissen ziemlich 
genau, wann und wie sich die Anwesenheit 
der Eltern wünschen. Carlotta (10 Jahre) 
schlägt Arbeitszeiten für die Eitern vor, die 
sich nach den täglichen Schulzeiten von ihr 
und ihrer Schwester richten. Sie möchte, 
dass die Mutter., ... mit uns sozusagen aus 
dem Haus geht, und dann mit uns wieder 
nach Hause geht." Besonders pointiert 
drückt es Wanja (9 Jahre) aus:.lch finde,es 
soll immer so sein, dass, wenn ich möchte, 
dass sie (= die Mutter( zu Hause ist, dann 
wenn ich nach Hause komme, dass siedann 
auch zu Hause ist. Wenn ich nach Hause 
komme und ich möchte lieber, dass sie 
dann noch nicht da ist, dass sie dann auch 
noch nicht da ist." 

5. Ausblick: Arbeitszeitpolitik aus Kin- 
dersicht 
Die Berücksichtigung der Kinderperspektive 
bei der Gestaltung von Arbeits- und Betreu- 
ungszeiten - dies bedeutet, sich für ein wei- 
tes, optionshaltiges und abgestimmtes An- 
gebot an Betreuungszeiten und Arbeitszei- 
ten einzusetzen, welches Eltern dann zu ei- 
nem für Eitern wie Kinder stimmigen Famili- 
enalltag verknüpfen können. Bisher ergibt 
sich der Familienalltag jedoch viel zu oft 
daraus. dass Arbeitszeiten und Betreuungs- 
Zeiten aufeinander treffen, die jeweils nur 
ihrer eigenen Logikfolgen und schlecht bis 
gar nicht kompatibel sind. Es bleibt dann 
dem Geschick der Eltern überlassen, daraus 
einen Familienalltag zu ,,basteln". Die Kin- 
derperspektive ernst nehmen, bedeutet 
aber auch, den Kindern eine eigene Stimme 
im Feld der Zeitpolitik zuzugestehen. In ei- 
ner Zukunft, in der die Kinder als Zeit-Ex- 
pertlinnen die Arbeitszeiten ihrer Eltern ge- 
stalten könnten, würde sich jedenfalls eini- 
ges ändern. Hier abschließend ein Überblick 
über die Arbeitszeitreformen, die dann wohl 
ZU erwarten wären: - Die Vollzeitarbeitszeitdauer würde ge- 
senkt. 

Es gäbe ein ausgeprägtes Angebot an 
Wahlarbeitszeiten (bezüglich der Arbeits- 
zeitdauer). 

Die Arbeitszeit würde nicht mit Betreten 
des Betriebes, sondern bereits mit dem Ver- 
lassen der heimischen Wohnung bzw. mit 
derTrennung vom Kind beginnen. . Alle Eitern wären auf der Arbeit telefo- 
nisch erreichbar. Ihre Telefonzeiten mit den 
Kindern wären Bestandteil der Arbeitszeit. . Beschäftigte Eltern wären fast gar nicht 
mehr erschöpft, gestresst, überarbeitet, un- 
ausgeschlafen oder bedrückt. da sich Ar- 
beitszeitdauer und -lage am Wohlergehen 
und an den persönlichen Vorlieben der El- 
tern orientieren würden. 

C 
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Es gäbe noch Überstunden - ihre An- 
zahl wäre aber eingeschränkt und ihre 
Übernahme strikt freiwillig. Voraussetzung 
wäre, dass sie in den Zeitplan der ganzen 
Familie passen. 

Damit wäre insbesondere das tägliche 
Arbeitsende planbarer und verlässlicher. 

Arbeitszeiten am späten Nachmittag 
und frühen Abend würden dramatisch zu- 
rückgehen. sie wären auf wenige Ausnah- 
men beschränkt. 

Arbeitszeiten am Wochenende kämen 
noch gelegentlich vor. Sie wären aber mit 
einem attraktiven Begleitprogramm für die 
Kinder in den Betrieben verbunden, so dass 
die Kinder die Eltern gerne begleiten wür- 
den. 

Die Urlaubszeiten der Eitern würden 
sich deutlich erhöhen, orientiert an den 
Schulferien der Kinder. 
Kinder wirken in den Familien zentral an der 
Gestaltung der Balance zwischen Arbeits- 

und Familienzeiten mit, sie können ihre fa- 
milialen Zeitinteressen formulieren und ha- 
ben klare Vorstellungen für eine Verbesse- 
rung der elterlichen Arbeitszeiten. Warum 
sollten sie also nicht einbezogen werden? 
Ihre Arbeitszeitvisionen sind zwar meilen- 
weit von der heutigen betrieblichen Realität 
entfernt, wären aber für jeden .runden 
Tisch, an dem beschäftigte Eltern, Arbeitge- 
ber und Gewerkschaften über die Gestal- 
tung von Arbeitszeit diskutieren, eine Berei- 
cherung. Das Mindeste sollte sein, dass Ge- 
werkschaften ihre Anliegen in punkto Zeit- 
politikim Kopf mitdenken. $Pu 2 1 2 ~ 0 ~  
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Frauenpol i t ik  ist mehr als Famil ienpol i t ik 
Anknüpfungspunkte für eine linke Frauenpolitik 

Von Bettina Kohlrausch 

Gelegentlich drängt sich in öffentli- 
chen Debatten der Eindruck auf,Frauen- und 
Familienpolitik seien dasselbe. Dies ist nicht 
der Fall.Die strukturelle Benachteiligung von 
Frauen in Deutschland gründet sich 
keinesfalls ausschließlich darauf, dass sie 
Mütter sind bzw. Mütter werden könnten. 
Der Grund für die Missachtung dieser Tatsa- 
che ist vermutlich, dass das eigentliche Inter- 
esse der aktuellen (Frauen)Politik der Erhö- 
hung der Geburtenrate und nicht der 
Gleichstellung von Frauen und Männern gilt. 
Die hartnäckige Weigerung vieler Frauen, un- 
ter den gegeben arbeitsmarkt- und sozialpo- 
litischen Bedingungen Kinder zu gebären. 
führt zu ideologischen Verschiebungen. Bis 
weit in das bürgerliche Lager hinein hat sich 
die Deutung durchgesetztdass dieverbesse- 
rung der Möglichkeiten zurvereinbarkeit von 
Familie und Beruf der Schlüssel zur Erhöhung 
von Fertilitätsraten (deutscher) Frauen sind. 
(Denn um diese scheint es ja zu gehen. Eine 
andere Einwanderungspolitik wird 
zumindest als Lösung des,demographischen 
Problems' nicht diskutiert) 
Wie eine Lösung der,Vereinbarkeitsproble- 
matik' aussehen soll, lassen die geplanten 

Neuregelungen zum Eiterngeldgesetz und 
zur Absetzung von Kinderbetreuungskos- 
ten erahnen. Geplant ist ein einkommens- 
abhängiges Elterngeld, welches nur das vol- 
le Jahr gezahlt wird, wenn jedes Elternteil 
jeweils mindestens zwei Monate Elternzeit 
in Anspruch nimmt. Kinderbetreuungskos- 
ten sollen zukünftig großzügiger von der 
Steuer abgesetzt werden können. Diese po- 
litischen Vorhaben zeigen zwei Dinge auf: 

Erstens zielt diese Form von Familienpolitik 
vor allem auf die Mittelschicht Im Gegensatz 
zu Geringverdienerlinnen, zu denen häufig 
auch Ein-Elternfamiiien zählen, wird diesevon 
den geplanten Neuerungen profitieren. Häu- 
fig scheint die Debatte über die Gleichstellung 
von Frauen von den lebensweltlichen Erfah- 
rungen der betreffenden Akteurinnen ge- 
prägt zu sein - und dies sind nun einmal über- 
wiegend Akademikerinnen. Für diese mag es 
tatsächlich eine Entlastung darstellen, wenn 
sie Kinderbetreuung individuell organisieren 
und von der Steuer absetzen können. 
* Im Gegensatz zum Duktus der öffentii- 
chen Debatte wird die Schlechterstellung 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt durch 
verbesserte Möglichkeiten zu Kinderbetreu- 
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ung nicht automatisch beseitigt. Die Erfah- 
rungen der skandinavischen Länderzeigen. 
dass trotz deutlich stärker ausgebauter Kin- 
derbetreuungsmöglichkeiten die ge- 
schlechtsspezifische Segregation des Ar- 
beitsmarktes nicht überwunden wurde. 

Wie Ungleichheit von Frauen entsteht 
Die Diskriminierung von Frauen (nicht nur) 
auf dem Arbeitsmarkt ist Ergebnis über 
Jahrhunderte gewachsener Strukturen, die 
sich auch heute noch in der Gesetzgebung, 
der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik aber 
auch in geschlechtspezifischen Rollenzuwei- 
sungen von gesellschaftlichen Akteur1 
innen, wie z.B. Fallmanger/innen, Lehrer1 
innen und Berufsberaterlinnen wieder fin- 
den lassen. Helga Krüger argumentiert, 
,,dass in weiblichen Lebensläufen nicht an- 
dere, sondern schlicht mehr Ungleichheits- 
Parameter sichtbar werden, die sich kumu- 
lieren. schneiden und wechselseitig beein- 
flussen" (Krüger, 2001.S.51 7). lm Folgenden 
wird die Entstehung der Ungleichheit zwi- 
schen Männern und Frauen als Prozess be- 
schrieben, der sich ganz konkret als 
Aneinanderreihung biographischer Zäsuren 
(Bildungsentscheidung, Arbeitsmarktplat- 
zierung und Erwerbsverlauf,sowie Familien- 
gründung) in Lebensläufen von Frauen 
nachvollziehen lässt. Bewusst wird dabei auf 
Erwerbsverläufe außerhalb des Arbeits- 
marktes für Akademikerlinnen geschaut. 
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Wer entscheidet über welche Bildung? 
Das Bildungssystem als entscheidender 
Weichensteller für die spätere Platzierung 
auf dem Arbeitsmarkt wird seit der Pisa-Stu- 
die vor allem als Reproduktionsfaktor 
schichtspezifischer Ungleichheit betrachtet. 
Feministische Forschung dagegen weist 
darauf hin,,,dass bei beiden Geschlechtern 
zwar gemeinsame, aus der sozialen Lage 
der Herkunftsfamilie resultierende Bildungs- 
benachteiligung vorliegen, aber diese sich 
noch einmal innerhalb des erreichten Ni- 
veaus als Geschlechter-Ungleichheit diffe- 
renzieren" (Krüger 2001: 522). Dies wird 
besonders im System beruflicher Bildung 
deutlich. Auch wenn es in der öffentlichen 
Debatte häufig anders wahrgenommen 
wird, zeichnet sich das deutsche Ausbil- 
dungssystem durch die Parallelität zweier 
Systeme aus: dem vollzeitschulischen, in 
dem 70 Prozent Frauen ausgebildet wer- 
den, und dem dualen System, welches nicht 
nur männlich dominiert ist, sondern auch 
die Frauen innerhalb des Systems aufweni- 
ge Berufe festlegt. Im Jahr 2003 konzentrier- 
ten 54% der Frauen auf 10 Berufe, wovon 
die ersten drei Plätze von den .Klassikern' 
Bürokauffrau, Kauffrau im Einzelhandel und 

Wie gelingen Einstieg und Fortkommen 
auf dem Arbeitsmarkt? 
Die Situation von Frauen im deutschen 
Ausbildungssystem ist nurein Beispiel dafür, 
dass Frauen, selbst wenn sie formal diesel- 
ben Bildungsniveaus erreichen wie Männer, 
doch mit anderen Bildungsressourcen aus- 
gestattet sind.Männer verfügen daher häu- 
fig über einen Verwertungsvorsprung eben 
jener Ressourcen auf dem Arbeitsmarkt. 
Dies betrifft keinesfalls nur die Erstplatzie- 
rung auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch 
die folgenden Erwerbsverläufe - und zwar 
unabhängig von der Frage ob Frauen tat- 
sächlich Kinder bekommen oder nicht. Die 
Schlechterstellung von Frauen auf dem Ar- 
beitsmarkt ist nicht ausschließlich Ergebnis 
vermeintlich individueller Defizite, wie der 
Zwang zur Erwerbsunterbrechung oder 
Teilzeitarbeit,sondern ein berufsstrukturel- 
les Problem. Frauenberufe unterscheiden 
sich von Männerberufen durch geringeren 
Sozialstatus, fehlende Karrierestrukturen 
und einen in Hinblick auf Entlohnung und 
Möglichkeiten zur Weiterbildung geringen 
Marktwert der Abschlüsse. Die Zweitrangig- 
keit dieser Berufe gegenüber der Familie i s t  
in diesen Berufen historisch angelegt, egal 

Arzthelferin besetzt wareni (vgl. Berufsbil- ob Frauen tatsächlich familiär eingebunden 
dunosbericht 2005. BonnlBerlin.) sind oder nicht. Es wäre interessant. dieses 
~ ~ 

~ 

Während in beiden Systemen formal dasselbe 
Ausbildungsniveau erreicht wird, werden die 
Auszubildenden dort mit sehr unterschiedli- 
chen Verwenungsmöglichkeiten dererworbe- 
nen Qualifikationen ausgestattet. Die im voll- 
zeitschulischen Svstem erworbenen Abschlüs- 
se sind häufig schlechter gegen Dequalifizie- 
rungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt ge- 
schützt.Während die nach Berufsbildungsge- 
setz geregelten Ausbildungsabschlüsse des 
dualen Systems Berufsbezeichnung und Qua- 
lifikationsprofil sichert und tariflich standardi- 
siert. ist dies im vollzeitschulischen Bildungs- 
System nicht der Fall.Dort ist allenfalls die Be- 
rufsbezeichnung gesetzlich gesichert. Dies ist 
umso ungerechterzals dass vollzeitschulische 
Ausbildung häufig Lehrgeld kostet und höhe- 
re Eingangsqualifikationen als Ausbildungsbe- 
rufe irn dualen System erfordern. 

auch einmal genauer für den Akademiker- 
innenarbeitsmarkt zu untersuchen. Ich ver- 
mute, dort ähnlicheStrukturen vorzufinden, 
denkt man z.B. an die schlechte Entlohnung 
und geringen Aufstiegsmöglichkeiten von 
Grundschullehrerlinnen. 
Welche Folgen hat die Familiengründung? 
Familienbedingte Erwerbsunterbrechungen 
verschärfen diese Situation allerdings noch. 
Vor dem Hintergrund des geringeren Schut- 
zes der Biidungsressourcen von Frauen, er- 
scheint die Entscheidung für die Frau als 
diejenige. die die Erwerbsarbeit im Falle ei- 
ner Kinderpause unterbricht nur folgerich- 
tig. Qualitative Forschungen mit Paaren ha- 
ben ergeben, dass die Entscheidung für die 
Frau aus rationalen und nicht aus ge- 
schlechts-normativen Gründen fiel. So ent- 
steht eine.Re-etablierung geschlechtsspezi- 

fischer Zuständig- 
keitsmuster, wiewohl 

m diese zugleich emo- 
tional abgelehnt 
werden - mit dem 
Resultat, dass sich 
alte Arbeitsteilungen 
wieder herstellen" 
(Krüger 2001: 530). 

A n k n ü p f u n g s -  
punkte für eine lin- 
ke Frauenpolitik 
In diesem Artikel 
wird die These ver- 
treten, dass die ge- 
s e l l s c h a f t l i c h e  
Schlechterstellung 

von Frauen keinesfalls nur aus der,Verein- 
barkeitsproblematikvon Familien und Be- 
ruP resultiert. Linke Frauenpoiitikmussdie 
Benachteiligung von Frauen daher als 
vielschichtigen Prozess begreifen und 
Antworten darauf finden. Dies bedeutet 
auch,von eigenen Erfahrungen zu abstra- 
hieren und Erwerbsverläufe außerhalb 
des Akademikerlinnenarbeitsmarktes im 
Blickzu haben. 
Es ist mir nicht möglich alle Einzelforderun- 
gen, die Schritte hin zu einer Gleichstellung 
von Männern und Frauen beschreiben, auf- 
zuzählen. Dies ist auch gar nicht nötig. Nö- 
tig ist, über einen konzeptionellen Überbau 
zu diskutieren,der einen Gegenentwurf zur 
familienorientierten Frauenpolitik der gro- 
ßen Koalition darstellt. Dabei geht es nicht 
darum zu leugnen, dass Familienpolitik die 
gesellschaftliche Situation von Frauen stark 
beeinflusst. Es geht darum zu verstehen, 
dass die Diskriminierung von Frauen struk- 
turell im Bildungssystem und Arbeitsmarkt 
angelegt ist. Sie ist nicht Ergebnis des mehr 
oder weniger individuell zu behebenden 
Problems der Erwerbsunterbrechung in der 
Kinderpause. 
Ich möchte zwei Anknüpfungspunkte für 
ein linkesfrauenpolitisches Leitbild nennen, 
die ich ausdrücklich als erstevorüberlegun- 
gen verstanden wissen möchte: 

Ein linkes Leitbild müsste ein Angebot 
machen, welches Frauen schichtüber- 
greifend anspricht. Dafür ist das Anbieten 
von kollektiven Lösungen für das,Verein- 
barkeitsproblem', z.B. durch bessere 
staatliche Kinderbetreuungsangebote si- 
cher geeignet. Interessant wäre es, die 
konsequente Unterbewertung weiblicher 
Qualifikationen zum Thema zu machen. 
Die Frage ist, ob sich eine öffentliche De- 
batte über eine gerechte Entlohnung 
von (weiblicher) Arbeit führen Iässt, in 
dem man an aktuelle Gewerkschaftspro- 
teste oder Debatten über den Mindest- 
lohn anknüpft. . Ein linkes Leitbild muss darauf fokus- 
sieren, plurale Lebensformen abzusi- 
chern. Keine Frau darf wegen ihrer Mut- 
terschaft Nachteile erfahren. Genauso 
selbstverständlich ist es, die Entschei- 
dung von Frauen gegen Kinder zu ak- 
zeptieren. Für viele Menschen werden, 
egal aus welchen Gründen. fragmentier- 
te Erwerbsbiographien immer wahr- 
scheinlicher. Diese müssen sozialstaat- 
lich abgesichert werden. Hier könnten 
Debatten über eine Bürger- und Ar- 
beitsversicherung Anknüpfungspunkte 
bieten. PP", 212006 
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Zurück an Heim und Herd? 
spw-Gespräch mit Barbara König und Petra Hepenstrick 

Claudia Walther: Herzlich willkommen zur 
heutigen Veranstaltung, die vom Juso-Lan- 
desverband NRW und der Zeitschrift spw 
organisiert wurde. Diskutieren wollen wir 
mit unseren Gästen auf dem Podium über 
die mediale Renessaince der Familienpolitik. 
Zunächst begrüße ich Perra Hepenstrick, sie 
ist Landesvorsitzende des deutschen Famili- 
enverbandes in Nordrhein-Westfalen und 
Vorsitzende der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Familienverbände NRW. Dann begrüße 
ich Barbara König. Seit etwas mehr als ei- 
nem halben Jahr ist sie Geschäftsführerin 
des von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) ge- 
gründeten Zukunftsforum Familie (ZFF), sie 

verstehen wir uns als Lobbyist für die Inter- 
essen von Familien, begleiten politische 
Prozesse, nehmen Stellung zu Gesetzge- 
bungsverfahren. Anders als der deutsche 
Familienverband sind wir aber ausdrücklich 
kein Mitgliederverband, sondern ein Dach- 
verband. Familien können nicht direkt bei 
uns Mitglied werden. Unsere Mitglieder sind 
zurzeit gut dreißig Verbände. Davon kommt 
der größte Teil noch aus der Arbeiterwohl- 
fahrt. Mitglied im ZFF sind aberz.B.auch der 
progressive Eltern- und Erzieherverband 
(PEV), oder der Bundesverband der Mütter- 
Zentren sowie die Bundesarbeitsgemein- 
Schaft Elterninitiativen. 

zusammenhängen. Ich denke, dass Frauen- 
oolitik heute verstärkt von Familienoolitik 
überlagert wird. Frau von der Leyen taucht 
als Familienministerin auf, nicht als Frauen- 
ministerin. Sie verkörpert die Familienfrau 
ja auch sehr deutlich mit ihrem eigenen 
Lebensentwurf.Aber Frauenpolitik ist nicht 
gleich Famiiienpolitik.Da gibt esvielfältige 
Facetten. Dennoch ist die Frage, in welchen 
Familienkonstellationen Frauen und Män- 
ner leben und vor allem, wie das Existenz 
sichernd mit einem Jobzu vereinbaren ist, 
zentral für die Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter. Rot-grün war u.a. mit dem Aus- 
bau der Ganztagsbetreuung auf einem gu- 

hat ebenfai s kommunalpolitische Erfahrun- ten Weg. .nd  rau von der Ieyen scheint in 
gen. zuletzt als stellvertretende Fradt'ons- Vielfältigkeit der Familien der großen Koalition et 'che Projekte fon- 
vorsitzende in Bonn. Wir sollten damit be- 
ginnen, kurz die beiden Verbände vorzustei- 
len. Beginnen Sie, Petra Hepenstrick? 

Lobbyarbeitfür Familien 
Petra Hepenstrick: Den deutschen Famiiien- 
verband gibt es seit über achtzig Jahren. 
Wir sind bundesweit von der Ortsebene bis 
zum Bundesverband organisiert. Wir sind 
die Lobbyisten für Familien.Wir verstehen 
uns als Partner aller im Landtag vertrete- 
nen Fraktionen. Wir beschäftigen uns mit 
anstehenden Projekten wie z.B. Gesetzes- 
entwürfen oder starten auch von uns aus 
Initiativen. Wir sind aber auch ein,,Mitglie- 
derverband", der ehrenamtliche Initiativen 
unterstützt, also z. B. für Kinderbetreu- 
ungsprojekte oder auch Familienberatung. 
Auf Landesebene haben wir jetzt mit Un- 

Programmatisch orientieren wir uns am 
AWO-Leitbild, das heißt, wir treten für eine 
solidarische Familienpolitik ein. die 
insbesondere Familien im Fokus hat,die we- 
nig Einkommen haben. Aber ganz wichtig 
ist, dass wir einen sehr vielfältigen Familien- 
begriff vertreten:,,Familie ist überall dort, wo 
Menschen dauerhaft Verantwortung für 
einander übernehmen, Sorge tragen und 
Zuwendung schenken." Familie muss also 
nicht dem Bild .Vater, Mutter, verheiratet 
zwei Kinder" entsprechen. Familien sind 
heute sehr vielfältig: Patchwork allein-erzie- 
hend, bis hin zu sogenannten Regenbogen- 
familien - das sind Familien mit schwul-les- 
bischem Hintergrund. 
Claudio Wolther: Vielen Dank! DieVeranstal- 
tung heiß .Zurück an Heim und Herd?" 
Wichtig ist mir hier das Fragezeichen. Geht 

setzen zu können. Deswegen begrüßen 
wir als Zukunftsforum Familie diesen Weg. 

Familienfreundliche Infrastruktur schaf- 
fen 
Wir kritisieren aber auch einige Punkte. 
Erstens wird aktuell sehr viel Wert auf Geld- 
leistungen für Familie gelegt, weniger auf 
Infrastruktur. Die rot-grüne Bundesregie- 
rung hat zwar versucht, das ein bisschen 
auszugleichen, aber die aktuellen Debat- 
ten, sei es Elterngeld, sei es die steuerliche 
Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskos- 
ten, zeigen, dass es eher um finanzielle 
Leistungen für die Familien geht als um die 
Frage, wie schaffen wir denn wirklich den 
Ausbau der Kinderbetreuung für Unter- 
Dreijährige. Man muss dabei sehen, dass 
fast ein Drittel aller Familien überhaupt 

terstützung desMinisteriumseinen Online- es im Moment nicht vielmehr darum, dass Steuern zahlt, weil ihr Einkommen zu ge- 
Familienratoeber entwickelt. Eroänzend sich die Parteien oeoenseitio überholen in rino ist.. Die Absetzbarkeit von Betreuunos- - - - 
bauen wir gerade ein lnformationssystem Sachen .Familien- und Kinderfreundlich- kosten - ob ab dem ersten Euro oder ab 
auf über Telefon, eine Art Familienrechts- keit". Das Thema Familie hat offenbar Kon- dem tausendsten - hilft diesen Familien 
beratung.Wir sind behilflich in ganz kon- junktur, nicht zuletzt vor dem Hintergrund überhaupt nicht. Und vielleicht als Rand- 
kreten Lebenslagen. z.B. Kindergeld, bei des demografischen Wandels.Wird politisch notiz:Was ist eigentlich mit dem Uraltthe- 
Hartz IV-Probleme. Darüber hinausvermit- endlich ein modernes Familien- und Frau- ma Eheoattensolittino? Das wird nach wie 
teln wir auch Freizeit- und Urlaubsangebo- 
te für Familien. 
Claudia Wa1ther:Vielen Dank. Barbara König. 
was unterscheidet das ,,Zukunhsforum Fa- 
milie"vom Familienverband? 
Barbara König: Wir sind 2002 gegründet 
worden auf lnitiativeder Arbeiterwohlfahrt. 
Ähnlich wie der deutsche Familienverband 

enbild entwickelt? 
Barbara König: Heute ist ja der internationa- 
le Frauentag. Ich komme gerade vom 
AWO-Fachausschuss, der u.a. für Frauen, 
Familie und Jugend zuständig ist. Für die 
weiblichen Kolleginnen gab es - ganz wie 
früher - noch rote Nelken und wir haben 
diskutiert, wie Frauen- und Familienpolitik 

Die Diskussion fandam 08. März2006 im Rahmen der Reihe,,Plenum Moderner Sozialismus"von 
Jusos NRW und spwmit Barbaro König, Geschäftsführerin Zukunftsforum Familie e.V. und Petra 
Hepenstrick, Vorsitzende Dt. Familienverband NRWe.K, statt. Das Gespräch führte fürspw Clou- 
dia Walrher, Aachen, vom Netzwerk FrauenZeiten. 

vor überhaupt nicht Phematisiert. Im Ehe- 
gattensplining in erster Linie ja nicht Fami- 
lien mit Kindern gefördert, sondern die 
.,Hausfrauenehen"- egal ob mit oder ohne 
Kinder - staatlich bezuschusst. Das ist kei- 
ne effektive Familienförderung, sondern 
Benachteiligung von Frauen! 
Zweitens finde ich interessant, dass mit der 
steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreu- 
ungskosten Arbeitsplätze in Privathaushal- 
ten geschaffen werden sollen., die Tages- 
mutter, die Kinderfrau, wird ja im Privat- 
haushalt angestellt. Da stellt sich die Frage: 
Geht das überhaupt? Wer kann sich das 
wirklich leisten? Und werden diese Kinder- 
frauen und Tagesmütter Existenz sichernd 
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arbeiten? Viel mehr Arbeitsplätze schafftje- 
der Euro,der in die institutionelle Kinderbe- 
treuung gesteckt wird. Arbeitsplätze zu so- 
zial verträglicheren Bedingungen in Kitas, 
aber auch durch mehr Kaufkraft in den 
Kommunen. 
Cloudio Wolther: Danke schön! - Petra He- 
penstrick! 
Petro Hepenstrick: Ich finde nicht, dass wir 
auf einem guten Weg sind. Setzen wir uns 
überhaupt ernsthaft mit den Problemen 
auseinander? Wenn wir die demografische 
Entwicklung einfach so hinnehmen, steuern 
wir in wirtschaftlicher Hinsicht auf eine Ka- 
tastrophe zu. Das wird nicht wahrgenom- 

Pefra Hepenrrrick 

men. Da wünsche ich mir, dass vor allem die 
junge Generation mal aufsteht und sagt:.So 
geht es nicht." Ich habe wirklich dasGefühl, 
dass die politischen Entscheidungen aus- 
schließlich auf den kurzfristigen politischen 
Erfolg ausgerichtet sind.Es gibt kaum noch 
Politiker,die politischeVisionen haben und 
diese auch vertreten, selbst wenn sie sich 
weder innerhalb der Legislaturperiode, 
noch innerhalb ihrer eigenen politischen 
Karriere realisieren lassen. Aber darauf 
kommt es heute an. 
Unser Familien-Bild hat sich auch geändert 
mit dem Wandel in der Gesellschaft.Das ist 
ja auch ein ganz normaler Vorgang, dass 
sich so was weiterentwickelt.Wir möchten, 
dass die Menschen selber bestimmen, wie 
sie leben wollen. Es gibt das Bedürfnisvon 
Frauen zu arbeiten, bzw. keine Einbußen in 
ihrer Karriere hin zu nehmen. Das steht ja 
im Koalitionsvertrag erstmals richtig drin, 
dass etwas unternommen wird, damit bei- 
de Elternteile für eine eigene Altersversor- 
gung, für eine eigene Eigenständigkeit sor- 

gen können, obwohl sie Kinder haben. Das 
ist ein ganz wichtiger Punkt. Noch ist das 
aber Theorie. Wenn in der Realität eine 
Frau dann ein halbes, ganzes oder auch 
zwei Jahre bei ihrem Kind zu Hause blei- 
ben will, dann ist das nicht konservativ. 
Dann soll sie das tun können. Eigentlich 
müssen wir als Gesamtgesellschaft dafür 
sorgen, dass das problemlos möglich ist. 
auch für einenVater.Sätze:wie,,Familie hat 
Konjunktur" kann ich einfach nicht mehr 
hören. Wenn wir uns vor Augen halten, 
dass wir seit dem 01.01.2004 bei einer der 
wesentlichen Leistungen, nämlich dem Er- 
ziehungsgeld, Betragsbemessungsgren- 
zen, also die Einkommensgrenzen, nahezu 
halbiert haben, heißt, dass dies jetzt zu ei- 
nem absoluten Armutshiifsmittel ver- 
kommt. Was jetzt vorgeschlagen wird, sind 
kosmetische Korrekturen, denn tatsächlich 
ist die Förderung von Familien absolut zu- 
rückgegangen. 

Erziehungsgeld, Elterngeld, Familien- 
geld? 
Cloudio Wolther: Ich möchte den Vorschlag 
Elterngeld, der jetzt im Raum steht, aufgrei- 
fen. Den hat Renate Schmidt noch ins Spiel 
gebracht. Jetzt hat eine Diskussion einge- 
setzt, ob dieses Modell die geringer verdie- 
nenden Familien eher benachteiligt. Des- 
halb die Frage an Sie beide: was ist aus Ihrer 
Sicht der richtige Ansatz? Elterngeld? Oder 
das alte Erziehungsgeld? Ist es ein Familien- 
geld. wie es auch schon mal gefordert wur- 
de) 

Borboro König: Ich finde, das Elterngeld ist 
der richtioe Wea.und zwar vor allem. weil er - -. 
Gleichstellung als politischen Prozess sieht. 
Das Erziehungsgeld ist finanziell immer wei- 
ter verschlechtert worden, da gebe ich Pet- 
ro Hepenstrick völlig Recht. Andererseits ist 
nachgewiesen. dass mindestens 70% aller 
Mütter gern wieder früh arbeiten - und 
zwar mehr als die typischen Halbtagsjobs. 
Aber das ist, U a. wegen der Arbeitsmarktla- 
ge oft nicht möglich. Das Erziehungsgeld, 
wie es früher konzipiert war, hat die Ten- 
denz zum jahrelangen Ausstieg befördert. 
Das Elterngeld ist deshalb zu Recht auf 
zwölf Monate sowie zwei obligatorischen 
Väter- bzw. Müttermonate begrenzt. Ich er- 
warte davon einen Impuls auf die Frage, wie 
wird Familienarbeit und Erziehunasarbeit in 2 

der Partnerschaft aufgeteilt? Und es fällt ein 
wichtiges Argument der Männer weg, das 
lautet .Ja, ich würde ja gern mal zu Hause 
bleiben eine Zeit lang,aber mein Verdienst 
ist der höhere und den Weofall können wir 2 

uns gar nicht leisten."67 %des Einkommens 
als Elterngeld sind da schon mal ein gutes 
Gegenargument. 
Claudia Walther hat die Armutsfrage ange- 
sprochen. Elterngeld ist kein Instrument zur 
Bekämpfung von Familienarmut - das soll 
es auch nicht sein. Dazu brauchen wir ande- 
re Instrumente. Das ZFF hat eine Kinder- 

grundsicherung vorgeschlagen, indem man 
Kindergeld und Kindeßuschlag zusammen- 
fasst und aufstockt. 
Und machen wir uns nichtsvor:Viele befür- 
worten das Elterngeld auch, weil sie sich 
mehr Kinder von Akademikerlinnen erhof- 
fen. 
Da finde ich, so lange sich unsere Gesell- 
schaft leistet, dass mehr als 10 %, aller Schü- 
lerlinnen keinen Abschluss erreichen und 
1,6 Millionen Kinder auf Sozialhilfenivau le- 
ben,, haben wir eine lange Wegstrecke vor 
uns. Die Förderung aller Kinder muss Priori- 
tät haben: wir dürfen kein Kind zurücklas- 
sen! 
Bei allen positiven Aspekten des Eltern- 
gelds bleibt schließlich die Frage:Was pas- 
siert nach einem Jahr Elterngeld? Es gibt 
zwei Problemkreise. Einmal die Frage der 
,,Unter-Drei-Betreuung". Da gibt es zwar 
ehrgeizige Ziele, aber die werden natür- 
lich nicht sofort verwirklicht. Was können 
wir dazu tun, dass das schneller geht?.. 
Und der andere Problemkreis ist: Wenn 
nach einem Jahr Väter oder Mütter wieder 
zurück in den Job wollen, gibt es dafür 
ausreichend Möglichkeiten? Laut einer 
aktuellen Studie des WS1 haben nur 7%al- 
ler Betriebe betriebliche Vereinbarungen 
zu Familienfreundlichkeit, zu Rückkehr- 
rechten, etc. - das heißt umgekehrt, in 
93% aller Betriebe gibt es gar nichts. Und 
die 7% sind vor allem Großbetriebe. 2001 
gab es einen .Pakt für mehr Gleichstel- 
lung in der Privatwirtschaft", der von Re- 
nate Schmidt initiiert wurde. Da ist fak- 
tisch nicht viel rausgekommen. Jetzt stellt 
sich die Frage, brauchen wir nicht auch 
ein Gesetz zur Gleichstellung in der Pri- 
vatwirtschaft? Ansonsten bleibt es gerade 
für Frauen nach einem Jahr Elterngeld, 
genau so schwierig, wieder in den Job 
zurückzukehren. 
Cloudio Wolthe~Vielen Dank, ich denke. wir 
kommen nachher noch mal auf die Privat- 
wirtschaft zu sprechen. Jetzt erst noch mal 
an die Petra Hepenstrick zu Frage, Eitern- 
geld, Familiengeld oder Erziehungsgeld? 
Petro Hepenstrick: Wieso denn oder? - Es 
müsste eigentlich ein ganz anderes Agen- 
da-Setting geben. Ich finde Elterngeld toll. 
Ich finde auch die Zielsetzungen mit Blick 
auf die Akademikerlnnen gut: Aber hier 
spielen ja auch noch andere Probleme eine 
Rolle, zum Beispiel dass es ja aufgrund der 
oft noch unklaren beruflichen Situation für 
sie noch schwieriger ist, sich partnerschaft- 
lich zu binden und Verantwortung auch fi- 
nanzieller Art zu übernehmen. Da gibt es 
Bedarf, etwas zu verändern. Das soll man 
tun, aber warum muss man dann das ande- 
re lassen? 
Schließlich: Dass die Abwesenheit von Kin- 
dern eine Gesellschaft verändert, ist doch 
unstrittig. Das Leben mit Kindern, auch 
wenn man selbst keine hat, vermittelt einen 
Zusammenhang, das ist, was eine Gesell- 



FAMILIE & BERUF 

Schaft dringend braucht. Kinderfordern uns 
heraus, über den Tellerrand hinaus zu gu- 
cken und so ganzandere Zusammenhänge 
zu erkennen. 
Wir brauchen ganz konkrete MaRnahmen. 
Die institutionelle, hoch qualifizierte Betreu- 
ung rechnet sich zum Beispiel, sie schafft 
Arbeitsplätze und versetzt diese Familie in 
den Stand zu konsumieren. In den skandina- 

zogen auf mehr Kinderbetreuung für Un- 
ter-Dreijährige, aber auch in Verbindung 
von Schule und Jugendhilfe, errechnet, 
was es kosten würde, solche Modelle flä- 
chendeckend einzurichten. Die sind auf 
eine Summe von etwa vier Milliarden 
EURO gekommen. Als Demografiegewinn 
wurde angenommen, dass die Ausgaben 
für Kindergeld sinken werden usw. Wenn 
wir dann auch weniger Kindergartenplät- 
ze haben, man das Volumen aber beibe- 
hält und umwidmet in die Unter-Drei-Be- 
treuung, würde es mehr oder weniger 
schon aufgehen. Aber das sind viele 
,,Wenn's".Und es muss ja auch hinsichtlich 
der Qualität aufgerüstet werden. Auch der 

Das führt aber für viele dieser Kinder un- 
mittelbar zum Marsch in die Sozialhilfe und 
zu schwierigen Lebensläufen, die die Ge- 
samtgesellschaft Geld kosten. Das heißt, 
wir brauchen künftig gute politische An- 
sätze für Frühwarnsysteme, Präventions- 
maßnahmen, die helfen Folgekosten zu 
vermeiden. Es gibt Einsparpotentiale, 
wenn wir die Pflichtleistungen der Jugend- 
hilfe und einen Teil der freiwilligen Leistun- 
gen verbessern würden, damit es diese 
Dysfunktionen nicht mehr gibt, die uns alle 
nachher ganz viel Geld kosten, und die 
zum Unglück dieser Menschen führen. 

vischen Ländern werden Erziehrinnen für 
die Kleinsten auf Fachhochschulniveau aus- 
gebildet. Denn das ist der Zeitraum, in dem 
die Menschen am meisten lernen. Das ist so 
wichtig. Es ist unverständlich, warum die 
Ausbildung bei uns auf viel niedrigerem Ni- 
veau gehalten wird. 
Wir brauchen auch einen gesellschaftlichen 
Wandel, wo junge Menschen auch mal auf- 
stehen und sagen:.So nicht! Ich habeessatt, 
Generation Praktikum zu sein. Ich will einen 
Arbeitsplan. Ich will die gleichen Bedingun- 
gen, die du auch nach dem Studium hattest. 
Ich will, dass das hier anders läuft." 
Das Ziel von 230.000 neuen Betreuungs- 
plätzen für Unter-Dreijährige, die es bis 2010 
geben soll, das ist ein Entwurf aus 2004,die 
Beschlusslage ist aus 2005. Die Aufgabe, das 
einzurichten und zu finanzieren, haben aber 
Länder die Kommunen. Und zum ersten 
Mal geprüft. ob das funktioniert hat, wird 
2008. Ja, das ist aber wirklich ein giganti- 
sches Tempo. Mich ärgert, dass das als Er- 
folg ungestraft in der Presse verkündet wer- 
den darf.Denn so viel Zeit haben wir nicht! 
Wir brauchen jetzt Lösungen für die jetzt le- 
benden Kinder! 

Arbeitszeiten - Familienzeiten 
jetzige Ausstattungsgrad von Kindergär- Claudia Walther: Es ist von einem Dreiklang 
ten ~ersonel l  und mit Sachmitteln ist bei die RedeGeld alsTransferleistunoen an Fa- 
weitem nicht ausreichend.Von der Erzie- 
herlnnenausbildung oder der Bezahlung 
gar nicht zu reden. 
Man muss man also aufpassen, dass die 
Kämmerer die so genannten Demografie- 
gewinne nicht einfach zur allgemeinen 
Haushaltskonsolidierung verwenden. Das 
Geld muss im System bleiben! Eigentlich 
müsste noch mehr Geld in das Kinderbe- 
treuungssystem. Ich glaube, da sind sich 
alle Familienverbande einig. Jetzt ist die 
Frage, wie wahrscheinlich ist das? Wie 
schnell geht es? Ich setze da schon stark 
auf die Kommunen, weil sie beginnen zu 
erkennen,dass Familienpolitikein wirklich 
harter Standortfaktor ist. Das heißt, hier 
werden auch Standards von außen ge- 
setzt, die erfüllt werden müssen, wo auch 
Unternehmen fragen:,,Was gibt es denn an 
Schullandschaft. an Kinderbetreuungsan- 
geboten usw. für unsere Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen?" 
Der Druck auf die 
Kommunen wird 
arößer. Hambura 

2 

milien, Kinderbetreuung als gesellschaftli- 
che Aufgabe und drittens hatte Barbara Kö- 
nig den Aspekt der Unternehmensverant- 
wortung angesprochen. Frau von der Leyen 
betont auch diesen Dreiklang. Wenn man 
Kind und Beruf unter einen Hut bringen will, 
ist das nicht nur eine Frage von Geld, son- 
dern auch eine Frage von Zeit. Aber 
darüber redet keiner. Und wenn darüber g e  
redet wird, dann über Arbeitszeitverlänge- 
rung -als würde das jetzt alle Probleme Iö- 
Sen. Und ein Tabuthema ist inzwischen Ar- 
beitszeitverkürzung, da wagt sich kaum 
noch jemand dran.Wie sehen das Ihrever- 
bände? 
Petra Hepenstrick: Ich finde die Zusammen- 
arbeit mit Unternehmen ganz wichtig. Es 
müssen noch mehr Angebote der betriebli- 
chen ~inderbetreuun~gemacht werden. Es 
ist manchmal leichter,über einenfreienTrä- 
ger in Zusammenarbeit mit einem Betrieb 

Familienpolitik als Standortfaktor? 
Claudia Walther: Manche Kommunen fan- 
gen ja auch an mit Subventionieren Famili- 
en anzulocken ..... 
Petro Hepenstrick: Aber man muss da genau 
aufpassen. Dieses kommerzielle Streben, Fa- 
milien zum Standortfaktor zu erheben, um 
die Schlüsselzuweisungen des Landes hoch 
zu halten, ist nicht unproblematisch. Was 
passiert mit strukturell benachteiligten Re- 
gionen,zum Beispiel im Ruhrgebiet oder in 
Ostdeutschland? Dann haben wir zwar 
einerseits die supertollen Kindertagesstät- 
ten für Besserverdienende, die Kinder mit 
Managerkalendern und Wohlstandsver- 
wahrlosung, andererseits aber in anderen 
Städten und Quartieren Familien im Müllei- 
mer. 
Es gibt diesen Begriff der Demografiegewin- 
ne. den ich pervers finde. Sämtliche Parteien 
im Landtag haben sich von ihren zuständi- 
gen Referenten errechnen lassen, was es fi- 
nanziell bringt. dass wir immer weniger Kin- 
der haben, wie hoch also zum Beispiel die 
Einsparungen im Kindertagesstättenbereich 
sind. Das nennen die dann Demografiege- 
winne. 
Barbara König: Der zwölfte Kinder- und Ju- 

- - 
zum Beispiel - eine 
geschätzte Quote 
von Familien mit 
Kindern von unter 
20 % - entwickelt 
jetzt verschiedene 
Programme für eine 
familienfreundliche 
Stadt. Diese Heraus- 
forderung stellt sich 
für viele Städte. 
Petra Hepenstrick: 
Viele Einsparmaß- 
nahmen führen zu 
Mehrausgaben an 
anderer Stelle. Die 
Inanspruchnahme von familienpädagogi- 
schen Maßnahmen nimmt zu, ebenso an- 
dere Leistungen, wie der schulpsychologi- 
sche Dienst. Es gibt z. B. im Moment den 
Trend, Pflegekinder und Kinder in Heimen 
mit Erreichen derVolljährigkeit aus den Be- 
treuungseinrichtungen zu entlassen. um 
das Geld nicht mehr ausgeben zu müssen. 

so was zu machen, weil die Unternehmen 
oft selbst überfordert sind.Da können auch 
Kommunen konkrete Leistungen bieten. Oft 
fehlt es aber schon grundsätzlich in der 
Männerwelt an Bereitschaft, in Betreuungs- 
angeboten des Betriebes einen positiven 
Aspekt zu sehen. Es ist aber trotzdem spür- 
bar, dass sich etwas tut, weil einige Unter- 

gendbericht der Bundesregierung, der vor 
einiger Zeit veröffentlicht wurde. hat be- 
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Maximilian Fuhrmann: Der Sieg Evo 
Morales und die Herausforderungen für 
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Joachim BischoffIHasko Hüning: Die an- 
tikapitalistische Linke und Regiemngsbe- 
teiligungen I *Alles entscheidet sich an 
der Verteilungsfrage~. Diskussion mit On- 
mar Schreiner, SPD-MdB 

Johannes Steffen: Mit Autopilot auf lek- 
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nehmen feststellen. dass sie qualifizierte 
Frauen auch halten wollen. Die sozialen 
Kompetenzen, die Menschen durch Famili- 
enleben und diese Mehrfachbelastungen 
erwerben, können für Unternehmen sehr 
attraktiv sein. 
Claudia Walther: Genau das wurde gestern 
von einer neuen Studie bestätigt, wo es um 
Führungsfrauen mit Kindern geht. 
Barbara König: Natürlich geht es um Be- 
triebskultur, Unternehmenskultur. Die Fra- 
ge i s t  ja: wie entsteht so eine Unterneh- 
menskultur? Und wer kann sie aktivverän- 
dern? Natürlich die Beschäftigten auf der 
einen Seite, die Arbeitgeber auf der ande- 
ren.Da sind dieTarifpartner angesprochen, 
sowohl, was die Rahmensetzung angeht, 
aber auch, was Arbeitgeber und Beschäf- 
tigte im Betrieb angeht. Betriebsräte und 
Arbeitgeber können über Betriebsverein- 
barungen zwar bestimmte Modelle verein- 
baren, aber das muss auch als Kultur in 
dem Unternehmen hergestellt und gelebt 
werden. 
Es gibt ein DGB-Projekt, (s. den Beitrag in 
diesem Heft-Schwerpunkt), das nennt sich 
.Vorfahrt für Familien". Da versucht der 
Deutsche Gewerkschaftsbund mit Einzel- 
gewerkschaften und in verschiedenen re- 
gionalen Strukturen Modelle betrieblicher 
Kinderbetreuung und Unternehmenskul- 
turveränderung zu initiieren. Die Beispiele 
sollen konkret erlebbar werden, damit sie 
verbreitert und daran auch Betriebsräte 
geschult werden, usw. Aber auch das be- 
nötigt natürlich Zeit. Eine von der Hans- 
Böckler-Stiftung durchgeführte Betriebsrä- 
tebefragung zeigt nämlich. dass Familien- 
freundlichkeit bei den Themen von Be- 
triebsvereinbarungen weit hinten rangiert.. 
Mobbing und Suchtprobleme am Arbeits- 
platz waren weiter vorne zu finden als Fa- 
milienfreundlichkeit. 
Zur Frage nach der Arbeitszeit: Nicht nur 
aus geschlechter- und familienpolitischer 
Sicht, sondern auch aus arbeitsmarktpoliti- 
scher Sicht ist es mir völlig unerklärlich, wie 
man für Arbeitszeitverlängerung eintreten 
kann. Natürlich ist mir klar, dass dahinter 
steckt. die vorhandenen Kosten auch über 
das Personal abzubauen.. Es geht aber 
nicht nur um diese 18 Minuten proTag,die 
mehr gearbeitet werden sollen. Es ist doch 
so, dass beispielsweise in den sechziger 
Jahren in Familien insgesamt 48 Stunden 
in der Woche gearbeitet wurde. zumeist 
vom Mann. Heute arbeiten aber oft beide 
Partner zusammen 70 Stunden im Durch- 
schnitt. Zwangsläufig bleibt dann weniger 
Zeit für Familie. Das wird oft völlig überse- 
hen. 
Claudia Walther: Ist das denkbar- ein,,Bünd- 
nis für Arbeitszeit" oder,.familienfreundliche 
Arbeitzeiten? 
PetraHepenstrick:Wir müssen viel genereller 
ansetzen. Das sind alles kleine Versatzstücke 
und die führen dann wieder zu einer Diskus- 

sion,die uns ständig bremst.Wir müssen ei- 
nen Hebel ansetzen, der auf bundespoliti- 
scher Ebene die Dinge konkretisiert. Wir 
brauchen eine Familienpolitik und eine 
Wirtschaftspolitik,die diesen Aspekt Familie 
berücksichtigt und zwar sowohl im eigenen 
Interesse, als auch im Interesse des Men- 
schen. 
Claudia Waither: Zum Schluss, was sind lhre 
drei wichtigsten Forderungen? 
Petra Hepenstrick: Ich tue mich schwer, das 
auf drei Punkte zu beschränken, weil es 
hunderte sind. Familie ist vielfältig und hat 
ganz unterschiedliche Bedürfnisse. Mir wäre 
wichtig, dass Bundes-, Landes- und Kom- 
munalebene zusammen an einem Strick 
ziehen, dass eine Vision für Familie entwi- 
ckelt wird.Vielleicht kann es ein Bündnis für 
einen familienpolitischen Beirat geben, der 
gut strukturiert ist. mit Vertreterlnnen aus 
Wissenschaft, der Familien-Lobby, die 
bereits vorhandene gute Konzepte zusam- 
menführen und ausarbeiten, die sich nicht 
mehr darauf einlassen, das eine gegen das 
andere zu setzen. 
Barbara König: Was brauchen Familien? - 
Zeit.Geld und Infrastruktur. Das sind auch 
die drei großen Themen. Die Arbeitszeit- 
Frage haben wir gerade angesprochen, 
wie kann sie mit Zeiten für Erziehung aber 
auch für Pflege von älteren Angehörigen 
insgesamt zusammen gebracht werden? 
Die nächste Frage betrifft das Geld. Da 
denke ich, dass wir vor allem erreichen 
müssen, Familienarmut zu verhindern,vor 
allen Dingen Kinderarmut. Armut vererbt 
sich In diesen Familien. Man muss Famili- 
enförderung bündeln und schauen, wo 
das Geld eigentlich ankommt. Das Dritte 
wäre in der Tat Kinderbetreuung. Diese 
drei Komplexe würde ich auch nicht ge- 
wichten wollen. Die sind alle drei gleich 
wichtig. 
Ich halte allerdings nichts von diesen 
Bündnissen und Pakten. Der Ausbildungs- 
pakt hat nichts gebracht, das Bündnis für 
Arbeit nicht und der Pakt für mehr Gleich- 
stellung in der Privatwirtschaft nicht. Ich 
glaube auch, dass wir nicht so sehr Er- 
kenntnisprobleme oder eine Armut an 
Ideen haben. Wir haben Umsetzungspro- 
bleme. Es muss klar sein. welche politische 
Ebene kann was umsetzen, und wie kann 
die andere ihr helfen. Die Bundesebene 
könnte da einen Impuls setzen Der Städte- 
tag hat vorgeschlagen, einen Gipfel für 
Kinderbetreuung durchzuführen, wo Kom- 
munen, Länder und Bund beteiligt sind. 
Das ist eine gute Idee, wenn man sehr kon- 
kret an einem Thema arbeitet, etwa der 
Unter-Drei-Betreuung, und sich alle Ebe- 
nen auf Zielmarken verständigen. Sonst fü- 
gen wir den vielen unverbindlichen Bünd- 
nissen und Pakten der Vergangenheit nur 
einen weiteren hinzu .... 
Claudia Walther: Vielen Dank für das Ge- 
spräch. W 21200e 



Im Süden etwas Neues? 
Um- und Aufbrüche in Lateinamerika 

Von Edgar GöII 

Im Schatten des Kampfes gegen 
den Terror der Bush-Administration (die 
doppelte Bedeutung dieser Formulierung i s t  
beabsichtigt1,der die westlichen Massenme- 
dien beherrscht, verändern sich in Latein- 
amerika die sozio-kulturellen und die poli- 
tisch-strategischen Verhältnisse. Dies hat 
nun ein Ausmaß erreicht-das die westliche 
Öffentlichkeit aufmerksam werden und in 
Washington sogar die Alarmgiocken schril- 
len Iässt. 
Um ansatzweise ermessen zu können, was 
derzeit in Lateinamerika geschieht, muss die 
Historie in Erinnerung gerufen werden: bru- 
tale Eroberung durch Europäer,Jahrhunder- 
te des Kolonialismus, seit über einem Jahr- 
hundert Dominanz durch die USA (Monroe- 
Doktrin 1823) und Neokolonialismus (inkl. 
IWF und Weltbank), Militärdiktaturen, und 

dem folgenden Krieg gegen den Terror 
wandten sich Politik und Wirtschaft der USA 
anderen Weltregionen zu. 

Umbrüchein einigen Ländern -Charakte- 
ristika 
Die Umbrüche in vielen der lateinamerikani- 
schen Staaten sind von eminent kultureller 
Bedeutung. Dass eine Frau,allein erziehende 
Mutter, Atheistin und Sozialistin Präsidentin 
im katholischen und patriarchalen Chile 
werden kann, dass ein Indio Präsident im 
bislang äußerst rassistischen Bolivien wird, 
das sind große Schritte gegen Rassismus 
und Sexismus, und deutet auf einen beacht- 
lichen Wandel hin. 
In westlichen Medien und den neoiiberali- 
sierten Parteien werden die vielgestaltigen 
Entwicklunqen in Lateinamerika in altherge- 

verscnieoene Formender US-Dominanz inkl. bracnten uno schablonennaften Mustern 
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temalternative und die unumschränkte ide- 
ologische Lufthoheit des Neoliberalismus. 
Seit den 1990er Jahren erfolgten durch die 
USAVersuche einer engeren marktförmigen 
Integration auf neoliberaler Basis zur besse- 
ren Nutzung und Beeinflussung dieserTria- 
de-Region. Die Schuldenkrise, Strukturpro- 
bieme und sozialen Polarisierungen wichti- 
ger Staaten der Region konnten nicht beho- 
ben werden, sie gerieten sogar ins Hinter- 
treffen im Vergleich zu dem Boom in Ostasi- 
en. Dieses sog.,,verlorene Jahrzehnt" wurde 
gewissermaßen gekrönt durch die Finanz- 
krise im neoliberalen Musterland Argentini- 
en 2001. 
Der erste radikale Ausbruchversuch aus die- 
sem neoliberalen Malstrom war der Auf- 
stand der südmexikanischen Zapatisten ge- 
gen das 1994 in kraft getretene Freihandels- 
abkommen mit den USA und Kanada 
(NAFTA). Der jahrelang vorbereitete und ef- 
fektvolle Aufstand wandte sich gegen die 
marktradikalen Herrschafts- und Ausbeu- 
tungsmechanismen, die gegen die Indios 
besonders menschenverachtend und rück- 
sichtslos waren. Die immensen Differenzen 
zwischen den USA und Mexiko konnten mit 
NAFTA weder ökonomisch noch sozial und 
kulturell angenähert werden,ja die Grenzan- 
lagen zwischen beiden Staaten werden suk- 
zessive weiter ausgebaut. Nach.9-11" und 
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ser eurozentrischen Beschreibungen laufen 
auf eine platte Dichotomisierung hinaus: 
gute Linke (Chile und Uruguay) und böse 
Linke (Venezuela und Kuba). Weder die je- 
weilige Geschichte, die Voraussetzungen 
und Kontexte noch die Strukturen werden 
damit,,verstehbar" gemacht. 
Bei den meisten Staaten handelt es sich um 
sehr junge (reale) Demokratien, die sich 
durch die jüngsten Wahlen stabilisierten. 
Gleichwohl sind die Bevölkerungen gegenü- 
ber der repräsentativen Demokratie. ihren 
Institutionen und ihrem Personal äußerst 
skeptisch, denn diese dienten bisher meist 
persönlicher Bereicherung. 
In vielen Ländern sind tiefgehende Umwäl- 
zungen der politischen Kultur zu verzeich- 
nen. Die Bezugnahme auf die eigene Ge- 
schichte,lokale Bedingungen,aufAlltagskul- 
tur inkl.Religion spielen einegroße Rolie.Da- 
mit einher gehen Demokratisierung und 
Öffnung der politischen Strukturen und Ver- 
fahren, eine Stärkung der Zivilgesellschaft. 
Nach Ansicht verschiedener Beobachter 
Iässt sich ein spielerischer Geist der Zusam- 
menarbeit, ein tiefgehender Dialog, intensi- 
ve Kooperation und allgemein große Solida- 
rität-auch ÜberGrenzen hinweg,feststellen. 
Auf dieser Basis erst konnte es zu einer Ab- 
stimmung gegen den Neoliberalismus kom- 
men. ergab sich die Ablehnung der Politik 

der USA innerhalb der Region. Allzu offen- 
kundig war die ungleicheVerteilung der Ge- 
winner und Verlierer dieses Kurses. 
Damit entwickelte sich ein politisches Spek- 
trum,das nun in den Wahlen siegreich war 
bzw. werden könnte. Der Soziologe Fernan- 
do Calderon definiert drei Politikansätze: 
Mitte-Links-Politik derverknüpfung sozialer 
Gleichheit mit marktrealistisch-wirtschafts- 
politischen Zielen (2.B. Chile, Brasilien, Uru- 
guay), .bolivarianische Bewegungen" mit 
partizipativen und US-kritischen Zielen (insb. 
Venezuela). indigen ausgerichtete Parteien 
und Bewegungen (2.B. Bolivien. Ecuador). 
Theoretisch-konzeptionell lassen sich drei 
grundlegende Strategien links der Mitte de- 
finieren. Sie unterscheiden sich hinsichtlich 
ihrer Distanzierung vom Neoliberalismus, ih- 
rer klassentheoretischen Ausrichtung, ihrer 
Nutzung des Parlamentarismus, ihres Anti- 
kapitalismus und Antiimperialismus. (Ellner 
2005,5.496-505). 1m Folgenden sollen einige 
wesentliche Länder und Wesensmerkmale 
kurz skizziert werden. 
Das wohl wichtigste Land des,,Linkstrends" 
in Lateinamerika i s t  Venezuela. Die aggressi- 
ven Kampagnen der starken privaten Medi- 
en und der angeheizte Putsch gegen den 
gewählten Präsidenten Chavez im April 2002 
konnten ebenso überwunden werden wie 
die manipulierten Streiks beim staatlichen 
Ölkonzern 200212003. Zudem siegte Chavez 
im Referendum von 2004 sehr deutlich. Er- 
folge der bisherigen Politik sind konkrete 
Verbesserungen der Lebenssituation der Ar- 
men (Bildung, Gesundheitswesen, Woh- 
nungsbau, lokale Entwicklung), eine sehr 
fortschrittliche Verfassung, die Schaffung 
von Freiraum für unzählige Basisinitiativen, 
solidarische Kooperation mit Nachbarlän- 
dern und Aufbau eines Gegengewichts zu 
den USA. Der Führungsstil von Chavez ist 
nicht unumstritten, aber die Menschen- 
rechtsorganisation,,Provea"z.B.prüft in ihren 
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Jahrbüchern ganz offen die Lage der politi- 
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kultu- 
rellen Menschenrechte. lnzwischen werden 
Lokalsender und Basismedien gezielt geför- 
dert und unzählige Menschen für solche Ar- 
beit qualifiziert.Gieichwohl ist die alte politi- 
sche Klasse noch stark, und die sozialen Be- 
wegungen fragmentiert und sie agieren oft 
nebeneinander. Außerdem stellt die Korrup- 
tionein weiterhingroßes Problemdar.Daher 
wird in diesem Jahr,,entscheidend sein, in- 
wieweit es Chavezgelingt,die aktive Partizi- 
pation der Bevölkerung auszuweiten, die 
Korruption zurückzudrängen und weitere 
Erfolge in der Armutsbekämpfung zu erzie- 
len. Bei den Präsidentschaftswahlen im De- 
zember kandidiert Chavez für seine zweite 
und, lautVerfassung, letzte Amtszeit.Die USA 
haben bereits in den vergangenen Monaten 
den Druck aufVenezuela verstärkt; im Laufe 
des Jahres dürfte er weiter zunehmen." (Az- 
zellini 2006:323) 
Auf dem brasilianischen Präsidenten und 
früheren Gewerkschaftsführer Lula lasteten 
große Erwartungen. Doch sein Handlungs- 
spielraum war wegen der immensen Staats- 
verschuldung,des gegnerischen Parlaments 
und einiger oppositioneller Provinzregierun- 
gen sehr beschränkt. Die Enttäuschung ist 
deshalb bereits groß und wuchs noch an 
durch eine Schmiergeldaffäre in seiner Ar- 
beiterpartei,~~ dass negative Auswirkungen 
auf das Wahlergebnis im Oktober 2006 zu er- 
warten sind. Lulas versäumte inspirierende 
Programmarbeit zu leisten, und richtete sei- 
ne Bündnisarbeit zur politischen Mitte hin 
aus, so dass er die Basisbewegungen nicht 
hinreichend integriert und mobilisiert, und 
damit keine hinreichend starken politisch-al- 
ternativen Ressourcen hinter sich hat.Den- 
noch sind auf lokaler Ebene interessante An- 
sätze partizipativer Demokratie entstanden 
wie z.B.der.BürgerhaushaIt" in Porto Alegre, 
der andernorts als Modell übernommen 
wird. Auch die (Welt-)Sozialforen erhielten 
besonders viel Zulauf und führten zu einer 
Stärkung der Basis. 
In Chile steht die bisherigeverteidigungsmi- 
nisterin und der sozialistischen (eher sozial- 
demokratischen) Partei angehörende frisch 
gewählte Präsidentin Bachelet der seit 14 
Jahren regierenden und sehrauf Marktkräfte 
setzenden Mitte-Links-Koalition vor. Das 
Land hat sowohl mit den USA als auch der 
EU Kooperationsverträge. Eine Erneuerung 
der ermüdeten ..Concertaclon" ist erklärtes 
Ziel,doch progressive Akzente können kaum 
erwartet werden. 
Der Wahlsieg von Evo Moraies in Bolivien 
war überraschend deutlich und er hat 
derzeit immerhin 70% Zustimmung in Um- 
fragen.Seine Bewegung stützt sich auf sehr 
engagierte Basisgruppen. Aber es existiert 
auch eine sehr starke Opposition in einigen 
Regionen, so dass die großen Erwartungen 
wohl nur schwer zu erfüllen sein werden. Ein 
erster Prüfstein wird die verfassungsgeben- 

de Versammlung sein und die versprochene 
Verstaatlichuna der Gasvorkommen und ih- - 
rer Nutzung.Auch hierspieleninternationale 
Akteure eine nicht unerhebliche Rolle. 
In Mexiko ist die 66-jährige Einparteienherr- 
Schaft der PR1 gebrochen und bei den Präsi- 
dentschaftswahlen im Juli 2006 hat der linke 
Kandidat reale Erfolgschancen. Noch viel 
weit reichender ist die Strategie,dle die Za- 
patistlnnen jetzt verfolgen: die »andere 
Kampagne.. (Lang, 2006,) Sie soll eine Ver- 
netzung linker und antikapitalistischer Basis- 
bewegungen herstellen - unabhängig von 
Parteien. Es beteiligen sich die bisher Ausge- 
grenzten an diesem kollektiven Versuch für 
eine neue Politikin Mexiko.Aktlvistlnnen der 
EZLN stellen die Verknüpfungen her und 
propagieren die politischen Prinzipien: Re- 
spekt vor Anderen und vor Minderheitsmei- 
nungen.Diversität und Pluralität,die kollekti- 
veverteidigung Einzelner gegenüber staatli- 
chen Repressionsversuchen und die Distan- 
zierung vom Parlamentarismus,der in Mexi- 
ko zu Klientelismus mutierte. Am Ende soll 
auch die Ausarbeitung einer neuen Verfas- 
sung für Mexiko stehen. 

Beziehungen untereinander - Integrati- 
onsbemühungen a la Bolivar 
Neben den zahlreichen neuen Entwicklun- 
gen in einzelnen Ländern sind die deutlich 
intensivierten Kooperations- und Integrati- 
onsansätze hervorzuheben. die über die 
nationalen Grenzen hinweg für eine gegen- 
seitige Stabilisierung und Unterstützung 
linker Politiksorgen soilen.lm Zentrum die- 
ser strategisch bedeutsamen Bemühungen 
steht die Kooperationvenezuela - Kuba,die 
sich seit über einem Jahr deutlich intensi- 
viert hat. Das Ziel besteht im Aufbau eines 
lateinamerikanisch-karibischen Blocks mit 
einem selbstbestimmten Entwicklungsmo- 
dell und der Mögiichkeit.eigenständig auf 
der Weltbühne agieren zu können. Dies soll 
auch vor Interventionen von außen schüt- 
zen. 
Kuba hilft Venezuela mit einer erfolgreichen 
Alphabetisierungskampagne, gesundheitli- 
chen Dienstleistungen (mit 20.000 Ärzten, 
darunter 3.000 Zahn- und 1.500 Augenärz- 
ten) und politischer Beratung.Venezuela ga- 
rantiert die Lieferung von Erdöl zu Sonder- 
konditionen nach Kuba und stellt Kreditlini- 
en für venezolanische Produkte zur Verfü- 
gung. Das nutzt der roten Insel sehr, denn 
damit ist die seit dem Umbruch Osteuropas 
forcierte Isolation endgültig überwunden. 
Die Wirtschaft wuchs 2005 um stolze 11.8% 
und intensivierter Handel z.B. mit China er- 
möglicht Kuba nunden Eintritt ineinePhase 
der Weiterentwicklung seines Gesellschafts- 
Systems. 
Im Zentrum der Kooperationsbemühungen 
von Venezuela und Kuba steht das im De- 
zember2004gestartete lateinamerikanische 
Integrationsbündnis ~Alternativa Bolivaria- 
na Para las Americasn. Die Abkürzung ALBA 

bedeutet Morgenröte und ist ein expliziter 
Gegenentwurf zur neoliberalen Marktinte- 
gration a la Bush mit der Abkürzung ALCA, 
die inzwischen kaum noch Verwirkiichungs- 
chancen besitzt. lnzwischen ist Venezuela 
auch fünftes Mitglied des Mercosur,und will 
dessen soziale Komponente deutlich stär- 
ken. 
Neben dem erkennbaren Willen einiger Re- 
gierungschefs, die lntegration Lateinameri- 
kas voranzubringen, gibt es vor allem zwei 
Ressourcen. auf die zurückgegriffen wird. 
bzw.die sich entwickelt haben:Öl und Men- 
schen. Zum einen betreibt Venezueia eine 
Art,,Erdöldiplomatie",indem es diesen Basis- 
rohstoff und die damit erwirtschafteten Re- 
kordeinnahmen für solidarische Maßnah- 
men einsetzt. So fand im Juni ZOOS in Vene- 
zuela der 1 .Energiegipfel der karibischen Re- 
gierungs- und Staatschefs statt und schuf 
mit,,Petrocaribe" eine Erdölallianz,der 13 der 
15 Caricom-Mitglieder angehören.Sie erhal- 
ten Öliieferunoen zu vorteilhaften Zahlunas- 
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bedingungen (Produkttausch,fast zinsfreie 
Kredite, lange Laufzeiten). In einen Sozial- 
fonds zahlt Venezuela jährlich 50 Mio. USS 
ein.Diese Erdölallianz ist Baustein eines kon- 
tinentalen Brennstoffverbundes,,Petroame- 
rica". Dazu gehört auch der Bau einer 8.000 
km langen Gaspipeline durch Argentinien, 
Brasilien und Venezuela. Einen Coup landete 
Chavez,indem er den armen Einwohnern ei- 
niger Ostküstenmetropolen der USA Erdöl 
zu Vorzugspreisen liefert - während die US- 
Konzerne trotz Rekordprofiten ihre Preise 
weiter erhöhten. 
Die zweite zentrale.Ressource" für die zu- 
nehmende lntegration zwischen einigen la- 
teinamerikanischen Ländern sind die akti- 
ven Menschen selbst:so hat sich eine,,Diplo- 
matie von unten" (public diplomacy) entwi- 
ckelt. Beispielsweise berät die brasilianische 
Landlosenbewegung MST die venezolani- 
sche Regierung und führt mit Bauernorgani- 
sationen dort Schulungen durch. In Venezu- 
ela werden Medien für Partizipation und zi- 
vilgesellschaftiiche Mitarbeit geöffnet bzw. 
neue auf lokaler Ebene geschaffen. Und 
Ende 2005 fand in Caracas mit Unterstüt- 
zung der Regierung der Kongress der.rück- 
eroberten Unternehmen" stati, an der über 
350 selbstverwaltete Betriebe des Konti- 
nents teilnahmen. Damit verbunden ist ein 
immenser Know-how-Transfer,der nicht nur 
Fachkenntnisse sondern auch Selbstvertrau- 
en schafft und so diesukzessive Etablierung 
einer ,,partizipative Demokratie" möglich 
macht - während die US-Demokratie mit 
Problemen von Wahlmaschinen kämpft wie 
in Fiorida. Zur wachsenden lntegration tra- 
gen auch die regionalen Sozialforen und der 
Sender,,TeleSur" (einer Alternative zu CNN) 
bei.Bleibt zu erwähnen,dass der jetzigevor- 
sitzende der Organization of American Sta- 
tes (OAS) ein Sozialist ist (und nur gegen 
starken Widerstand Washingtons sein Amt 
antreten konnte). 
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Aus dem Westen:wenig Neues 
Condoleena Rice forderte kürzlich eine,,uni- 
ted front" gegen Venezuela, denn es würde 
seine Nachbarn vom demokratischen Weg 
abbringen, und seine enge Beziehung zu 
Kuba stelle eine,,besondere Gefahr" für die 
Region dar (Voice of America News, 
17.02.2006). Ähnlich wie gegenüber Kuba 
läuft nun langsam eine Propagandamaschi- 
nerie an, mit welcher die für die Bush-Regie- 
rung nicht genehmen Entwicklungen auf 
dem Subkontinent delegitimiert und unter- 
miniert werden sollen. Mit einem solchen 
Vorgehen z.B. vermochte bereits US-Präsi- 
dent Reagan in den 1980er Jahren die sandi- 
nistische Regierung Nicaraguas aus dem 
Amtzu befördern - über diedarauffolgende 
Verelendunu dort reut sich im Westen nie- - - 
mand auf. 
Dieses imperiale Grundmusrer der US-Politik 
gegenüber den südlichen Nachbarn und 
soeziell Kuba ist bereits 1962 als,,Tragödie 
der amerikanischen Diplomatie" bezeichnet 
worden: So.war die amerikanische Einstel- 
lung zu Kuba durch eine allgemeine Unfä- 
higkeit gekennzeichnet, zwei Aspekte von 
Revolutionen per se zu begreifen und sich 
mit ihnen abzufinden.Beispielsweise konn- 
ten die Amerikaner nicht dieTatsache einse- 
hen, dass ihre eigenen Gründerväter wäh- 
rend deramerikanischen Revolution willkür- 
lich britisches Kolonialeigentum konfisziert 
hatten. Und sie brachten kaum Verständnis 
für die wirtschaftlichen und psychologi- 
schen Bedürfnisse armer Länder auf". (Wii- 
liams 1973,s. 15.) 
Derzeitiaer Höheounkt ist der,,Plan Bush" 
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(Powell-Report), der die US-Strategie gegen 
Kuba artikuliert und im Mai 2004von der mit 
hochrangigen Vertretern aus allen relevan- 
ten US-Ministerien und Behörden besetzten 
und von der von Bush berufenen.,Commissi- 
on for Assistance to a Free Cuba" vorgelegt 
worden war.Auf fast 500 Seiten werden US- 
Aktivitäten gegen Kuba zu einer general- 
stabsmäßigen Subversionsstrategie gebün- 
delt (http://state.gov/p/wha/rt/cubal). Das 
Konzept umfasst ökonomische, finanzielle. 
diplomatische und politische Maßnahmen. 
Zentrale Elemente sind unter anderem eine 
Vervielfachung der (offiziell veranschlagten) 
Finanzmittel für den Umsturz in Kuba und 
die Schaffung eines,,Transitio Coordinator" 
im US-Außenministerium (!),der kontinuier- 
lich ,,zivilgesellschaftliche" Projekte und 
künftige Unterstützungsmöglichkeiten 
beim Regimewechsel in Kuba planen soll. 
.Wir werden nicht auf den Tag der kubani- 
schen Freiheit warten, sondern für den Tag 
der Freiheit in Kuba arbeiten: kündigte US- 
Präsident Bush an -eine Warnung an allzu 
große Selbstbestimmung im,.Hinterhof". 
Derartige Aktivitäten, aber auch die Enthül- 
lungen die Misshandlungen in Guantanamo 
(dem US-Militärstützpunkt in Südostkuba) 
und anderen ~efang~nenlagern. Kriegfüh- 
rung in Afghanistan und lraketc.dürften Ur- 

sache dafür sein,dass sich die Meinung der 
Bevölkerung in Lateinamerika gegenüber 
den USA in den letzten Jahren z.T.erheblich 
verschlechterte. (Siehe www.latinobaro 
metro.org oder auch www.economist.com/ 
PrinterFriendly.cfm?story_id-5093522, 5.3.) 
Gleichwohl ist der Einfluss der USA in Latein- 
amerika sowohl in wirtschaftlicher, kulturel- 
ler und politischer als auch militärischer Hin- 
sicht enorm,worauf Noam Chomsky kürzlich 
 hinwies:,,...^^ befindet sich dort wahrschein- 
lich mehr US-amerikanisches Militärperso- 
nai als zu irgendeinem Zeitpunkt während 
des kalten Kriegs.Die Ausbildung lateiname- 
rikanischer Offiziere nimmt rasant zu." (Inter- 
view,,Nun beginnt zum ersten Mal die Inte- 
gration Lateinamerikas", siehe www.uni- 
kassel.de/fbS/frieden/regionen/Lateiname- 
rika/chomsky.html)) 
Die EU wiederum wird im Mai 2006 in Wien 
den inzwischen 4. Lateinamerikagipfel 
durchführen.Er basiert auf der strategischen 
Partnerschaft, die vor sieben Jahren einge- 
gangen wurde, und umfasst Themen wie die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, Entwick- 
lungszusammenarbeit und Dialoge zu Men- 
schenrechten, Demokratie, Nachhaltigkeit. 
Bekämpfung von Terrorismus und Drogen- 
handel.Trotz der positiven Ansätze ist zu be- 
fürchten,dass die neoliberal deformierte EU 
Positionen durchzusetzen versucht, die den 
fortschrittlichen Trends in Lateinamerika 
kaum entsprechen. Dennoch ist zu hoffen. 
dass die EU in Sachen sozialer Entwicklungs- 
politik selbst auf etwaige Nachhilfeangebo- 
te hört. Denn während in der EU der Abbau 
sozialstaatlicher Errungenschaften und die 
Unterminierung demokratischer Standards 
erfolgt, werden in einigen lateinamerikani- 
schen Ländern interessante Versuche für 
eine menschlichere Entwicklung unternom- 
men. Dies passiert in einer Zeit, in der..das 
Ende des Kapitalismus, wie wir ihn kennen" 

(Elmar Altvater) denkbar erscheint;in der die 
sozialen, ökonomischen und ökologischen 
Krisen immense Ausmaße erreicht haben,in 
der die Jahrhundertherausforderungen der 
.Nachhaltigkeit" oder auch die Verwirkli- 
chung der UN-Millenniumsziele wirksame 
Lösungen verlangen. Und die EU wäre gut 
beraten, sich bei prinzipiellen Differenzen 
zur US-Administration auch deutlich von ihr 
zu distanzieren, wie dies 2.B. beim Thema 
Irak-Krieg oder auch Guantanamo - wenn 
auch beschämend spät und brav- erfolgt. 

Perspektiven 
Die vielfältigen Wandlungsprozesse in La- 
teinamerika zeitigen teilweiseenormesozio- 
kulturelle Strukturveränderungen mit 
teilweise deutlichen politischen Auswirkun- 
gen. Während sich in einigen Staaten trotz 
sozialer Probleme und Widerstände formal- 
demokratische Verfahren konsolidiert ha- 
ben (z.B. Chile, Argentinien. Uruguay), geht 
der Wandel in anderen in eine neue Rich- 
tung bzw. über die vom Westen übernom- 
menen repräsentativen Systeme noch hin- 
aus.Gleichwohl istesvielzufrüh,dieAnsätze 
zu bewerten. Einige progressive Versuche 
wie die in Venezuela sind aufgrund der bis- 
herigen Erfolge und der zur Verfügung ste- 
henden Ressourcen durchausaussichtsreich, 
gerade auch vor dem Hintergrund der ge- 
schickten lntegrationsschritte mit Nachbar- 
Staaten. Ob diese Regierungen und Bewe- 
gungen dauerhaft handlungsfähig sind, 
werden die Auseinandersetzungen zeigen. 
Insgesamt ist aber auch Skepsis am Platze, 
denn oppositionelle alte Eliten, Korruption 
und nicht zuletzt Druckvon den USA bzw.in- 
ternationalen neoliberalen Kräften können 
nicht ignoriert werden. Und die Erwartun- 
gen lasten schwer auf den Schultern der 
neuen Helden und H0ffnungsträger;der Bra- 
silianer Lula dürfte nicht der einzige Regie- 
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i ., Network eindringlich. dass eine radikale 

., ..:, Umsteuerung gerade der westlich-kapita- 
.; . ,- listischen Gesellschaften dringend erfor- 

rungschef bleiben,der seine Anhänger und 
Wähler enttäuscht. Lateinamerika setzt aber 
neue Akzente durch intensivierte Beziehun- 
gen 2.B. zu China, Indien und Südafrika. In 
den USA wird all dies sehr misstrauisch be- 
äugt und die alten Beziehungsstrukturen zu 
den alten Eliten sind sicherlich aktivierbar. 
Die Speerspitze ist das neue Venezuela 
nicht nur in praktischer Hinsicht;auch ideo- 
logisch kommen von dort Impulse.,,Chavez 
gab ein feuriges Bekenntnis zum Sozialis- 
mus ab.Diesersei das einzige System,das in 
der Lage sei,die wirtschaftlichen und politi- 

schen Probleme Lateinamerikas zu lösen. Es 
gelte-den Sozialismus neu zu erfinden und 
diesen der heutigen Zeit anzupassen." 
(Neue Zürcher Zeitung.3.Mai 2005) Die Dis- 
kussion über einen ,,Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts" (Heinz Dieterich) scheint 
entfacht. Spannend ist dies in einer Ära der 
Krisen in den westlichen Metropolen, die 
nach Jahren neoliberalen Politik noch nicht 
die Kraft für Neuanfänge zu haben schei- 
nen. Doch fundamentale Prozesse werden 
hier für Handlungsdruck sorgen: so zeigt 
der jüngste Bericht des Global Footprint 

Alle anders - alle gleich! 

derlich ist, um das überleben derzivilisati- 
on zu sichern,denn dieverbrauche undver- 
schmutzungen sind viel zu hoch.Der aktu- 
elle Bericht der UN-Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika und des UN-Umweltpro- 
gramms untermauern dies:jährlich werden 
in ihrer Region 0,5% der Wälder zerstört 
und viele ökologische Parameter haben 
sich verschlechtert (http://www.ec 
lac.cl0. Der Leiter des UNEP-Lateinamerika- 
Büros. Sdnchez, sagte daher:..Das gesamte 
Konzept der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Region muss auf den Prüfstand. Es hat 
sich herausgestellt, dass das Modell von 
mehr liberalisiertem Handel und weniger 
Staatslenkung nicht funktioniert." 
Das lateinamerikanische Superwahljahr 
2006 wird zeigen, wohin die Reise für andere 
Staaten gehen wird:Kolumbien,Mexiko,Ecu- 
ador, Brasilien und Nicaragua.Bei aller Skep- 
sis: im Süden des amerikanischen Doppel- 
kontinents gibt es durchaus etwas Neues 
und hoffnungsvoll stimmendes. 
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Ein Aufruf zur Bearbeitung desThemas,,lntegration" bei den Jusos und 
der SPD 

Von Asiye Öztürk und Thilo Scholle 

I. Einleitung 
Die Wichtigkeit derThemen Migration und 
lntegration muss eigentlich nicht 
besonders begründet werden. Die Diskus- 
sionen um die Entstehung von Parallelge- 
selischaften in Deutschland und das an- 
gebliche,,Ende der multi-kulturellen Illusi- 
on", die Krawalle in Frankreich im Herbst 
2005, die immer wieder erhobene Forde- 
rung nach Etablierung einer .deutschen 

Leitkultur" sowiedie Betrachtung der sozi- 
alen Situation vieler Migrantlnnen in der 
Bundesrepublik sind nur einige Beispiele 
für die öffentlichen Debatten der letzten 
Zeit. 
Für Jusos waren die Themen Migration 
und lntegration immer verknüpft mit ei- 
nem klaren Bekenntnis zur Freiheit und 
Gleichheit aller Menschen. dem Bekennt- 
nis zum Internationalismus,dem Eintreten 
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für ein uneingeschränktes Recht auf politi- 
sches Asyl und dem Eintreten für soziale 
Rechte. Dementsprechend hat die Bear- 
beitung der Themen Migration und inte- 
gration bei Jusos durchaus Tradition: 
Bereits im Jahr 1973 veröffentlichte der 
Juso-Bundesvorstand ein ,,Schwarzbuch 
Gastarbeiter". Auch in den gesellschaftli- 
chen Auseinandersetzungen der folgen- 
den Jahrzehnte - beispielsweise im Rah- 
men der Asyldebatte Anfang der 1990er 
Jahre - waren Jusos immer präsent. 
Zuletzt fasste der Juso-Bundeskongress 
2001 in Köln umfangreiche Beschlüsse. 
Die Bilanz der SPD auf integrationspoliti- 
schem Gebiet fällt in den letzten Jahren 



zwiespältig aus.Zwar haben sich Sozialde- 
mokratinnen und Sozialdemokraten auf 
der politischen Ebene schon lange der Re- 
alität der Einwanderungsgesellschaft ge- 
stellt und politische Konzepte entwickelt. 
Die SPD war lange Jahre die einzige große 
Partei,die sich aktiv um die Verbesserung 
vor allem der sozialen Situation von Mig- 
rantlnnen bemühte.Zugleich trug die Par- 
tei aber auch deutliche Verschlechterun- 
gen der Lage - Stichwort ,,Asylkompro- 
miss" von 1993 - mit. 
lnnerparteilich ist die Realität der Einwan- 
derungsgesellschaft bislang noch nicht 
vollständig angekommen. Zwar gibt es 
mittlerweile eine erhebliche Zahl von Mit- 
gliedern mit Migrationshintergrund. In 
den Gremien der Partei sowie in den Parla- 
menten bleiben sie aber eher Ausnahmen. 
Insgesamt spiegeln sich diese veränderten 
gesellschaftlichen Realitäten in der Partei 
noch nicht wieder. Die wirkliche innerpar- 
teiliche Artikulationsfähigkeit von Mitglie- 
dern mit Migrationshintergrund bleibt 
also weiterhin beschränkt. In einigen Regi- 
onen haben sich mittlerweile Zusammen- 
schlüsse von Genossinnen und Genossen 
mit Migrationshintergrund gebildet, eine 
koordinierte Arbeit existiert auf diesem 
Gebiet aber nicht. In vielen Gliederungen 
der Partei ist zudem ein Bewusstsein für 
diese Thematiken und eine Bereitschaft. 
die eigenen Strukturen zu öffnen. noch 
nicht präsent.Ein aktives Bemühen die Be- 
teiligung von Menschen mit Migrations- 
hintergrund zu erhöhen.findet dort nicht 
statt. Etwas besser sieht die Situation bei 
den Jusosaus,allerdings ist auch hier noch 
einiges zu tun. 

II.Aktuelle Felder der Diskussion 

11.1. Von ,,Parallelgesellschaften" zur 
,,Leitkultur" 
Eine immer wieder aufkommende Debatte 
ist die über,,Parallelgesellschaften". Dane- 
ben existiert auch der Diskussionsstrang 
um eine ,,deutsche Leitkultur". Beide 
Schlagworte müssen als zwei Seiten der- 
selben Medaille und daher im Zusammen- 
hang gesehen werden. Die Kritik an soge- 
nannten,,Parallelgesellschaften" impliziert 
nämlich meist auch die Forderung und Le- 
gitimation einer,,deutschen Leitkultur". 
Mit dem Begriff ,,Parallelgesellschaftenn 
wird zumeist ein Rückzug in nurvon Mig- 
rantlnnen geprägte gesellschaftliche 
Strukturen beschrieben, die völlig ohne 
Bindung zur deutschen Mehrheitsgesell- 
schaft seien. Daraus wird der Vorwurf der 
fehlenden Bereitschaft sich in Deutsch- 
land zu integrieren abgeleitet. Als offen- 
sichtlichstes Beispiel für diese Tendenz 
wird die mangelnde Beherrschung der 
deutschen Sprache angeführt. 
Als Antithese zu ,,Parallelgesellschaften" 
wird dann oft die .Leitkultur" postuliert, 

die im Kern die Forderung beinhaltet,sich 
an eine - wahlweiseauch um die Adjektive 
,,deutsch" oder,,christlich-abendländisch" 
- angereicherte .,Leitkultur" anzupassen. 
Dabei impliziert der Begriff,,Leitkultur" im 
Sinne der Befürworter des Konzeptes im 
Prinzip das exakte Kopieren sämtlicher 
Strukturen eines durch bestimmte Kriteri- 
en definierten Lebensmodells. Dies 
schließt einen sehr radikalen Bruch ein. da 
abweichende Lebensstile schlicht aus dem 
vermeintlichen Konsens der Leitkultur 
ausgeschlossen werden. 
Doch aufgrund der fortschreitenden Inter- 
dependenzen im Alltag gibt es in der Bun- 
desrepublik de facto kaum komplett an- 
hand ethnischer Hintergründe voneinan- 
der abgegrenzte gesellschaftliche Struktu- 
ren - Bezugspunkte zwischen Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund sind 
in der Freizeit, im Beruf oder im Studium 
zwangsläufig vorhanden. Hier wird deut- 
lich, dass die Begriffe,,Parallelgesellschaft" 
und.Leitkultur" nicht zur nüchternen Ana- 
lyse tatsächlich bestehender Probleme 
und Herausforderungen des Einwande- 
rungslandes BRD beitragen.Vielmehr wer- 
den mit einer solchen Diskussion die tat- 
sächlichen Scheidelinien in der Gesell- 
schaft entlang von sozialen Schichten und 
Milieus auf Kosten von ethnischen Minder- 
heiten kaschiert. 
In einen ähnlichen Kontext sind die seit 
Jahresbeginn 2006 wieder vermehrt auf- 
gekommenen Debatten um ,,Einbürge- 
rungstests" einzuordnen. Ob dabei nur 
vordergründig bildungsbürgerlich-gym- 
nasiales Staatsbürgerkundewissen (Bei- 
spiel Hessen) abgeprüft,oder direkt diskri- 
minierende Fragen (Beispiel Baden- 
Württemberg) gestellt werden sollen, 
macht wenig Unterschied. Entscheidend 
ist,dass bei allen Diskussionen um,,Einbür- 
gerungstests" völlig ausgeblendet wird, 
dass es bei den Betroffenen um Personen 
geht,die seit vielen Jahren in der Bundes- 
republik leben. Menschen, die hier gebo- 
ren und zur Schule gegangen sind. wird 
damit noch einmal unmissverständlich 
deutlich gemacht. dass sie nicht als Teil 
dieser Gesellschaft begriffen werden, son- 
dern sich erst noch einmal einer genauen 
Prüfung unterziehen müssen.Damit ist die 
Debatte um .Einbürgerungstests" wenig 
mehr als ein weiteres Beispiel für das Mist- 
rauen und die Ausgrenzung von Seiten der 
deutschen Mehrheitsgesellschaft gegenü- 
ber von Menschen mit Migrationshinter- 
grund. 
Dass die grundsätzliche Forderung nach 
,,Einbürgerungstests" in der Bevölkerung 
und auch auf der politischen Linken auf 
Zustimmung stößt, macht einen weiteren 
wichtigen Aspekt der Debatte deutlich: lm 
Kern muss es darum gehen, die schlichte 
Zweiteilung in ,,Deutsche" und ,,Nicht- 
Deutsche"zu hinterfragen, und wieder Be- 

wusstsein für tatsächliche gesellschaftli- 
che Spaltungslinien zu schaffen! Was ha- 
ben denn ein,,deutsches" Oberschichten- 
kind und ein ,,deutsches" Arbeiterkind 
beispielsweise in Punkto Habitus und ge- 
sellschaftlichen Aufstiegschancen ge- 
meinsam? 
Diskussionen um .Parallelgesellschaften" 
müssen also vor dem Hintergrund der ge- 
samten Sozial- und Gesellschaftsstruktur 
diskutiert werden. Dann ließe sich bei der 
Diskussion über die Herausbildung be- 
stimmter gesellschaftlicher Gruppen her- 
ausarbeiten, was denn schlicht Prozesse 
der Formierung von gesellschaftlichen 
Schichten und Milieus auf Grund ihrer so- 
zialen Lage sind, und welche Aspekte tat- 
sächlich als die spezifischen Problemlagen 
einer Einwanderungsgesellschaft in den 
Blickzu nehmen wäremverbindendes und 
trennendes zwischen den gesellschaftli- 
chen Milieus insgesamt würde so in den 
Fokus rücken, eine schlichte Ethnisierung 
sozialer Fragen ließe sich vermeiden. 

11.2. Frauenunterdrückung und Zwangs- 
heirat 
In den letzten Jahren ist ein weiteres The- 
ma in die öffentliche Wahrnehmung ge- 
rückt: die Unterdrückung der muslimi- 
schen Frau. Hinter den Stichworten Kopf- 
tuchdebatte, Zwangsheirat, .Importbräu- 
te", und Ehrenmorde stecken tatsächlich 
schwierige Sachverhalte. Natürlich ist es 
völlig unannehmbar, Frauen dasTragen ei- 
ner bestimmten Kleidung aufzunötigen, 
über ihr Leben zu bestimmen, sie gegen 
ihren Willen zu Verheiraten und im 
schlimmsten Fall sogar bei Abweichung 
von diesen Normvorstellungen zu ermor- 
den. 
Problematisch ist allerdings,dass diese De- 
batten in der Öffentlichkeit durch eine ein- 
seitige und stereotypische Diskussionskul- 
tur beherrscht werden und dadurch zu ei- 
ner Stigmatisierung und Verallgemeine- 
rung aller Muslime führen - was im Um- 
kehrschluss nicht gerade förderlich für die 
gegenseitigeToleranz, Offenheit. Integrati- 
ons- und Aufnahmebereitschaft ist.Außer- 
dem kommt hinzu,dass es kaum verlässli- 
che Studien über die tatsächliche Reich- 
weite dieser Probleme gibt und in den Me- 
dien zumeist individuelle Lebensberichte 
dominieren. Wissenschaftliche Studien, 
die sich differenziert mit der sozialen und 
gesellschaftlichen Situation von jungen 
Frauen mit Migrationshintergrund befas- 
sen, werden kaum zur Kenntnis genom- 
men. 
Auffällig ist zudem. dass die Debatte um 
die Unterdrückung der muslimischen Frau 
mit großem Eifer auch von konservativen 
Politikerinnen und Politikern geführt wird. 
In Bezug auf die gleichstellungspolitische 
Bilanz der CDU/CSU ist das beinahe gro- 
tesk.DerVerdacht liegt nahe,dass hier die 
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Gelegenheit genutzt werden soll. von ei- 
genen Versäumnissen auf dem Rücken von 
Migrantlnnen abzulenken. 
In diesem Zusammenhang wird der Linken 
oft der Vorwurf der falschen Toleranz ge- 
macht, unter dessen Deckmantel sich eben 
diese Missstände abspielten. In derTat ist es 
kurzsichtig.die eigene Bequemlichkeit und 
das Desinteresse zur Auseinandersetzungen 
mit den kulturellen Hintergründen der in 
Deutschland lebenden Migrantlnnen als.To- 
leranz" und ,,Multikulturalismus" auszuge- 
ben. Doch darf daraus nicht die Forderung 
nach einer besonderen Regulierung des Pri- 
vatlebensvor allem von muslimischen Mig- 
rantlnnen seitens des Gesetzgebers oder der 
Öffentlichkeit resultieren. 

11.3. Darstellung von Migrantlnnen i n  
den Medien 
Medien tragen eine große Verantwortung 
bei der Bildung des öffentlichen Bewusst- 
seins und der Meinung. Die Darstellung von 
Migrantlnnen in den Medien lässt sich 
vielleicht mit der Floskel.guterTürke- böser 
Türke" umschreiben.So tauchen Menschen 
mit Migrationshintergrund meist nur in sehr 
stereotypen Zusammenhängen auf.Geht es 
um Frauen,so illustrieren oft Bilder von Frau- 
en mit Kopftuch und vielen Kindern den B e  
richt.Thematisiert werden zudem meist nur 
soziale oder kulturelle Probleme.,,Normale" 
Migrantlnnen - Frauen ohne Kopftuch, Stu- 
dierende, Akademikerlnnen, Facharbeiterln- 
nen u.a.- finden sich in den Medien kaum 
wieder. Dieses prägt zum einen die Wahr- 
nehmung bei vielen Mehrheitsdeutschen. Es 
prägt aberauch das Bild.dass Migrantlnnen 
von sich selbst produziert bekommen. Die 
Selbstverständlichkeit auch von erfolgrei- 
chen Biographien von Menschen mit Migra- 
tionshintergrund findet kaum öffentliche 
Anerkennung. 
Hinzu kommt,dass, wenn erfolgreiche Men- 
schen mit Migrationshintergrund in den Me- 
dien vorkommen, sie oft auch paternalisti- 
sche Weise eingedeutscht werden:Cem Öz- 
demir ist dann Schwabe-Hamit Altintop Gel- 
senkirchener, Rafik Schami Deutscher. Der 
Münchener Kleinkriminelle, der vor ein paar 
Jahren als 14-jähriger in die Türkei abge- 
schoben wurde,wird immer derTürke Meh- 
met bleiben. Dadurch wird suggeriert, dass 
die Problemevon jungen Migrantlnnen,wie 
Arbeitslosigkeit, sozialer Abstieg, Kriminali- 
tät,auf ihren Migrationshintergrund zurück- 
zuführen seien. 
Das Thema Migrantlnnen und Kriminalität 
ist dabei tatsächlich ein Dauerbrenner. In 
den öffentlichen Fokus sind zuletzt auch ver- 
mehrt Aussiedler aus der ehemaligen Sow- 
jetunion gerückt.Auch hier ist dasvorurteil 
weit verbreitet, Ausländer seien eben krimi- 
neller als die Deutschen. Zahlen bestätigen 
diesenvorwurfzwar nicht,trotzdem prägt er 
an vielen Stellen die öffentliche Wahrneh- 
mung. 

11.4. Flüchtlings- und Asylpolitik 
Ein Indikator für die Offenheit der politi- 
schen Debatte um die Themen Migration 
und lntegration ist auch die Diskussion um 
den Umgang mit Flüchtlingen. Wie kann 
eine Politik sein. die mit ihrem,,fortschrittli- 
chen" Menschen- und Staatsverständnis mit 
der Diskussion um Auffanglager in der Drit- 
ten Welt beschäftigt? Wie glaubwürdig wirkt 
eine Politik gegenüber den Menschen, die 
vor politischer Verfolgung, Krieg und Armut 
flüchten und dann in europäischen Flugzeu- 
gen wieder dorthin zurück gebracht wer- 
den? Eine fortschrittliche Asyl- und Flücht- 
lingspolitik setzt das Bekenntnis zur interna- 
tionalen Solidarität voraus. 
Auf Grund der ständig sinkenden Fallzah- 
len ist die Intensität der Debatte über Asyl 
in der Öffentlichkeit erheblich abgeflaut. 
EinGrund mag auch sein,dassvom eigent- 
lichen Asylrecht wenig übrig geblieben ist. 
Eine Wiederbelebung der Diskussion um 
Eckpunkte einer fortschrittlichen Asylpoli- 
tik ist deshalb wichtig. 
Zudem ist die Situation der vielen hun- 
derttausend Menschen mit unsicherem 
Aufenthaltsstatus in Deutschland unhalt- 
bar. Eine,,Altfallregelung" ist endlich anzu- 
schieben, die Menschen, die seit vielen 
Jahren hier leben,endlich auch eine gesi- 
cherte Perspektive bietet. 

11.S.Was heiBt lntegration für uns? Inte- 
gration = Annerkennung + Partizipati- 
on 
lntegration bedeutet nicht,dass sich Mig- 
rantlnnen in einer deutschen Leitkultur as- 
similieren - zumal es diese ,,Leitkultur" 
nicht gibt -, sondern sich in einer aner- 
kannten Einwanderungsgesellschaft ent- 
falten. Die Pluralität von verschiedensten 
Kulturen und unterschiedlichsten Lebens- 
stilen ist zunächst schlichte gesellschaftli- 
che Realität. Die Herausforderung ist nicht, 
diese Unterschiede in eine,,Leitkultur" zu 
pressen,sondern Strukturen für eben die- 
se plurale Gesellschaft zu schaffen. Gren- 
zen dürfen nicht entlang religiöser, kultu- 
reller oder regionaler Kriterien gezogen 
werden. 
Der Anfang liegt also darin. ein Gesell- 
schaftsbild mit Leben zu erfüllen, das 
schon längst Realität ist - das eines Ein- 
wanderungslandes. Toleranz und Offen- 
heit sind Grundprämissen dieses Gesell- 
schaftsbildes. die allerdings erst gefördert 
werden müssen. Damit zusammenhän- 
gend müssen dem latenten Rassismus in 
der öffentlichen Meinung sowie dem insti- 
tutionellen Rassismus entgegengewirkt 
werden! 
Die Bewusstseinsbildung auf Seiten von 
Mehrheitsgesellschaft und auf Seiten von 
Migrantlnnen ist ein langwieriger Prozess 
und muss seinen ersten Schritt in der Aner- 
kennung der Minderheiten durch die Mehr- 
heit finden. Jedem muss bewusst werden, 

dass es verschiedene Kulturen und verschie- 
dene Lebensweisen gibt, die sich gegensei- 
tig nicht ausschließen,sondern jede für sich 
legitim ist.Entscheidend kann einzig und al- 
lein der Konsens darüber sein,Konflikte in ei- 
nem demokratischen und solidarischen 
Rahmen zu lösen. 
Diese Aufforderung zur Toleranz und Of- 
fenheit richtet sich sowohl an die Mehr- 
heits- wie auch Minderheitsgesellschaft. 
Klar ist:Ein.Gefühl"von Anerkennung und 
Partizipation kann erst dann entstehen, 
wenn es auch sein Fundament in gesell- 
schaftlichen Realitäten findet. 

III. Handlungsfelder u n d  Herausforde- 
rungen für Jusos und d ie  SPD 
Angeblich höhere Kriminalität, mangelnde 
lntegrationsbereitschaft und der Vorwurf 
der kulturellen oder religiösen Andersartig- 
keit werden genutzt, um die Gesellschaft zu 
spalten. Die tatsächlichen Scheidelinien in 
der Gesellschaft entlang von Klassen und 
Milieus werden damit auf Kosten von Men- 
schen mit Migrationshintergrund verdeckt. 
DiesenTendenzen gilt es entgegenzutreten 
und eigene,fortschrinliche Konzepte von In- 
tegration und vom Zusammenleben der 
Menschen zu entwickeln. 
Diese neuen und modernen Konzepte sol- 
len zuletzt auch zur Verbesserung der Le- 
benssituation von Migrantlnnen beitra- 
gen. Ein .Recht auf Zukunftschancen" 
muss für alle Menschen in der Bundesre- 
publikexistieren! 
Entsprechend müssen sich diegesellschaftli- 
chen Realitäten auch innerhaibder Sozialde- ~~ ~ 

mokratie abbilden. Der Anteil von jungen 
Menschen mit Migrationshintergrund bei 
den Jusos und damit auch in der SPD nimmt 
zwarzu;dies gilt nach und nach auchfürden 
Anteil derjenigen in Funktionen.Trotzdem 
spiegelt er nicht die tatsächliche Bevölke- 
rungsstruktur wider. Dabei muss es An- 
spruch von Sozialistinnen und Sozialisten 
sein,allen Menschen mit einem fortschrinli- 
chen, linken Politikverständnis eine politi- 
sche Heimat zu bieten! 
Darüber hinaus bringen junge Menschen 
mit Migrationshintergrund einige Erfahrun- 
gen mit,die die meisten SPD-Mitglieder nie 
machen werden.A-sgrenz~ng. scn echtere 
Moolichkeiten auf dem Arbeitsmarkt abf- 
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grund der eigenen ethnischen und sozialen 
Herkunftoder auch die Begegnung mit insti- 
tutionellem Rassismus. Es kann allerdings 
nicht darum gehen. diese Gruppe nur als 
,,Opfer der Verhältnisse" auf paternalistische 
Weise anzusprechen. Zudem kann es nicht 
darum gehen, Genossinnen und Genossen 
mit Migrationshintergrund auf eine Rolle als 
.Expertlnnen für Integration" zu reduzieren. 
Vielmehr geht es darum, die individuellen 
Potentialevon allen zu nutzen und gemein- 
sam politische Projekte auf allen Politikfel- 
dern- und nicht nurim Bereich lntegration - 
zu entwickeln! rpw z izm 
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Weit entfernt von einer Geschlechter- 
demokratie 
Gender und die UN-Milleniumsziele 

von Christa Randzio-Plath 

Sechs Jahre nach der Millenniums- 
erklärung der Vereinten Nationen und elf 
Jahre nach derweltfrauenkonferenzvon Pe- 
king 1995 nimmt die Feminisierung der Ar- 
mut zu.Dabei i s t  die Bekämpfung der abso- 
luten Armut oberstes Ziel der UN-Organisati- 
onen.Die Stimmen der Frauen werden über- 
hört. Gerade neun der 191 UN-Staaten ha- 
ben eine Regierungs- oder Staatschefin, in 
den Top-Etagen von Wirtschafts- und Finan- 
zen sind Frauen nicht zu Hause, nur 10% der 
Management-Posten sind weltweit in Frau- 
enhand.Dabei machen Frauen mehr als die 
Hälfteder Menschheitaus.DieGeschlechter- 
gerechtigkeit, die die Millenniumsziele der 
Vereinten Nationen versprechen. bleibt aber 
aus.Sie wird von den meisten Staaten in ih- 
ren Berichten zu den Millenniumszielen nur 
pflichtgemäßerwähnt.ohne dasseineaktive 
Orientierung der Entwicklungszusammen- 
arbeit zu Ziel 3 der Millenniumsziele zu er- 
kennen ist: ,,die Gleichstellung der Ge- 
schlechter und die politische. wirtschaftliche 
und soziale Beteiligung von Frauen fördern, 
besonders im Bereich der Ausbildung". Auch 
dievereinten Nationen lassen konkrete Um- 
setzungsstrategien zur Geschlechtergerech- 
tigkeit und Frauenförderung vermissen. 
Dabei machen Frauen und Kinder über 70% 
der 1.2 Milliarden Armen aus,die von 1USS 
proTag leben müssen,dabei stellen Frauen 
213 aller Analphabeten und schon über die 
Hälfte der HIVIAids-Infizierten. 
Theoretisch ergänzen sich die Aktionsplatt- 
form von Peking und die Millenniumsziele. 
Beide Konzepte, die auch Teil der europäi- 
schen Chancengleichheitpolitik sind,ergän- 
Zen sich überdasGenderMainstreamin9,die 
Geschlechtergerechtigkeit und die gezielte 
Frauenförderung. Die reale Welt der Frauen 
haben sie nicht verändert.Dabei ist die Dop- 
pelstrategie der Frauenförderung und des 
Gender Mainstreamings richtig. Die Stär- 
kung der Frauen und ihre Förderung sind ein 
zentrales Thema, wenn die Feminisierung 
der Armut beendet werden soll. Es bedarf 
aber auch des Gender Mainstreaming in al- 
len Politikbereichen,vor allem in der Steuer- 
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und Handelspolitik in der Wirtschaftspolitik, 
im Staatshaushalt und in allen Institutionen. 
Die nordischen Staaten sind hier weltweit 
Vorbild.Sie nutzen die Politik der Chancen- 
gleichheit aber auch zurVerbesserung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit. Sie demonstrieren. 
dass sie genauso wettbewerbsfähig sein 
können wie die USA. obwohl sie auf einen 
starken Staat, hohe Steuern und leistungsfä- 
hige soziale Dienstleistungen setzen. In der 
weltweiten Gender-Statistik stehen sie auf 
den ersten Plätzen. 

11 Jahre Weltfrauenkonferenz i n  Peking 
Die Konferenz Peking +10 im Februar 2005 
unterstrich, dass die Durchsetzung der Ge- 
schlechtergleichheit und die Stärkung der 
Frauenrechte grundlegende Voraussetzung 
für den Erfolg aller Politikmaßnahmen sind. 
Jedes Zurückfallen hinter die Vereinbarun- 
gen zur Pekinger Aktionsplattform wäre ein 
dramatischer Rückschritt für die Frauen,aber 
auch für die Verwirklichung der Millenni- 
umsziele gewesen.insofern war die lapidare 
Beschlussfassung, dass an der Peking-Akti- 
onsplattform festgehalten wird. angesichts 
der fundamentalistischen Tendenzen welt- 
weit ein Fortschritt.Die Beschlüsse sind zen- 
tral für die Umsetzung der Millenniumsent- 
wickiungsziele und dürfen nicht durch die 
weiteren Ziele der Millenniumsrunde ver- 
wässert werden.Armutsbekämpfung war in 
der Aktionsplattform von Peking oberstes 
Ziel.Allerdings hatten die Armutsprogram- 
me nur sehr begrenzte Effekte. Lediglich in 
Ländern Asiens wie China und Vietnam 
konnte die Feminisierung der Armut einge- 
dämmt werden. Frauen bleiben gefährdet, 
auch weil sie 60% der,,working poor" stellen 
(110). 
Zehn Jahre Weltfrauenkonferenzvon Peking 
1995 erinnern daran, was alles seit dem In- 
ternationalen Jahr der Frau 1975 erreicht 
worden ist. In Mexiko City wurde die Welt 
erstmals auf die Diskriminierung und nicht 
haltbare Marginalisierung der Frauen auf- 
merksam, realisierte,dass Frauen ihrer Rech- 
te beraubt waren. nicht teilhatten an Ent- 
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wicklungs- und Friedensprozessen. Dieses 
Band einigte die Frauen aus Nord und Süd, 
Ost und West. 
In Kopenhagen 1980 wurden die Anliegen 
der Frauen konkret: Es ging um Arbeitspiät- 
ze, Bildung, Eigent~msrechte~aber auch um 
Frauenrechte und die UNO-Konvention ge- 
gen jegliche Diskriminierung. Es ging um 
Frieden.Es ging auch um Spannungen zwi- 
schen der Ersten und Dritten Welt.Die Nairo- 
bi-Weltfrauenkonferenz 1985 war eine Kon- 
ferenzvoll ansteckender Fröhlichkeit.Macht- 
und Selbstbewusstsein und Aufbruch über 
Partizipationsstrategien auf allen Ebenen 
und in allen Gebieten:,,Frauen können alles" 
war die Botschaft. Die Weltfrauenkonferenz 
in Peking 1995 machte nicht Halt bei Strate- 
gien gegen Diskriminierung und für Gleich- 
stellung, sondern war ein einziges Plädoyer 
für die Integration der Frauen in alle Ent- 
scheidungsprozesse. Die Regierungen ak- 
zeptierten neben der Frauenförderung das 
Gender Mainstreaming als Strategie. Die Ak- 
tionsplattform von Peking macht klar, wie 
wichtig Fortschritte in allen 12 Aktionsfel- 
dern sind.Schließlich sollten sich die Lebens- 
bedingungen von Frauen positiv verändern. 
Zu Recht wurde nicht zu einer neuen Welt- 
frauenkonferenz eingeladen.2~ stark waren 
und sind fundamentalistischeTendenzen in 
vielen Regionen, Religionen und Kulturen 
dieser Welt und gefährden damit Frauen- 
rechte und frauenpolitische Fortschritte. 

Bescheidene Erfolge 
Elf Jahre nach der Weltfrauenkonferenz in 
Peking i s t  die Aktionsplattform von 1995 so 
aktuell wie damals. Die Kapitel Frauen und 
Armut, Bildung und Ausbildung von Frauen, 
Frauen und Gesundheit, Gewalt gegen Frau- 
en, Frauen und bewaffnete Konflikte, die 
Frau in derWirtschaft,Frauen in Machtpositi- 
onen, Institutionelle Mechanismen zur För- 
derung der Frau, Menschenrecht der Frauen, 
Frauen und die Medien, Frauen und die Um- 
welt und Mädchen wurden von der Frauen- 
rechtskommission der Vereinten Nationen 
bestätigt. Die konkrete Umsetzung wurde 
eingefordert und von der UN-Vollversamm- 
lung erneut beschlossen. Bescheidene Erfol- 
ge sind zu verzeichnen: 
Eine ausgewogene Beteiligung von Frauen 
und Männern an Entscheidungsprozessen 
ist wesentlich für Geschlechtergleichstel- 
lung und Geschlechterdemokratie und war 
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daher von großer Bedeutung alsThema der 
Weltfrauenkonferenzen, von 11% auf 16% 
stieg der Frauenanteil in den Parlamenten.ln 
fastallen Regierungengibt esimmerhineine 
Frau.Esgibt mehr Frauen in politischen Füh- 
rungsfunktionen,aber ihr Anteil und Einfluss 
bleibt marginal. . Gender Mainstreaming ist als Prinzip 
durchgesetzt, in UN-Mitgliedstaaten und In- 
ternationalen Organisationen, auch in Pro- 
grammen und Aktionen. - Genderbudgeting ist als Prinzip in 49 UN- 
Mitgliedstaaten eingeführt. . Gleichstellungserfolge zeigen sich vor al- 
lem im Familien- und Erbrecht, beim Eigen- 
tumserwerb,im Bildungswesen. 

Gewalt gegen Frauen wird weltweit stär- 
ker unter Strafe gestellt,auch dievergewalti- 
gung in der Ehe. Die Gewalt gegen Frauen 
wird weitgehend als gesellschaftliche Her- 
ausforderung betrachtet und In allen ihren 
Formen unter Strafe gestellt.Beispiele:selbst 
Vergewaltigung in der Ehe ist nicht nurin Eu- 
ropa, sondern auch in Asien und Lateiname- 
rika unter Strafe gestellt. Sexuelle Verstüm- 
melung wird nicht nur im Senega1,sondern 
auch in Gambia und Frankreich strafrecht- 
lich sanktioniert. . Frauenhandel wurde zum Thema inter- 
nationaler Kooperation zwischen Staaten. . Es gibt mehr Arbeitsplätze denn je für 
Frauen.Allerdings handelt es sich in der Re- 
gel um prekäre und schlecht bezahlte Ar- 
beitsverhältnisse. Die Feminisierung der Mi- 
gration ist eine Realität. 

Mehr Frauen sind in Führungspositionen 
in derWirtschaft,aber überwiegend im Mit- 
telmanagement. Die wichtigsten börsenno- 
tierten Unternehmen haben in ihren Orga- 
nen nicht einmal einen Frauenanteil von 5%. 

- Die Bedeutung der Rolle der Frauen für 
Konfliktverhütung und -Überwindung, in 
Flüchtlingslagern, bei der Bewahrung und 
Schaffung von Frieden wird zunehmend an- 
erkannt (UN-Resolution 1325). . Mehr Frauennetzwerke denn je gibt es, 
das lnternetfördert Fra~enaktionen~auch in- 
ternationale Frauensolidarität. 
Außer in Frauenverbänden organisieren sich 
Frauen seit den UN-Weltfrauenkonferenzen 
von 1975 bis 1995 und auch im Rahmen der 
Millenniumsziele in Frauennetzwerken, um 
Zugang zu Informationen und Entscheidun- 
gen zu erhalten, aber auch um Macht und 
Einfluss zu organisieren. Damit sollen die 
strukturellen Barrieren in der Männergesell- 
Schaft aufgebrochen werden. Die Hindernis- 
se, die einer umfassenden Partizipation von 
Frauen in allen gesellschaftlichen Bereichen 
entgegen~tehen~sind regional unterschied- 
lich.überall aber gegenwärtig.Die Nichtbe- 
teiligung und Nichtberücksichtigung von 
Frauen führt zu sehr unterschiedlichen Le- 
bensbedingungen in allen Altersphasen und 
in allen Regionen und Erdteilen - zum Nach- 
teil der Frauen. Deshalb sind die Forderun- 
gen der Aktionsplattform von Peking beim 
Aufbau einer globalen Zivilgesellschaft auch 
im Rahmen der Millenniumsziele umzuset- 
zen. deren Bestandteil die Aktionsplattform 
von Peking zusätzlich geworden ist. Es geht 
um Gleichstellung der Frauen auf allen Ent- 
scheidungsebenen, um den gleichberech- 
tigten Zugang zu Wissen. Gesundheit, Arbeit 
und Macht.Die Geschlechterparität sollte in 
Form eines neuen Geschlechtervertrages 
zwischen Staat und Gesellschaftauf nationa- 
ler, regionaler und internationaler aber auch 
auf privater Ebene ausgedrückt werden. 
Durch die Berücksichtigung der Auswirkun- 

gen aller Politiken und Programme auf Frau- 
en und Mädchen kann der Diskriminierung 
entgegen gewirkt werden und eine fakti- 
sche Gleichstellung erzielt werden. 

Weit entfernt von einer Geschlechterde- 
mokratie 
Die mit der Aktionsplattform von Peking 
1995 und den Millenniumszielen propagier- 
te Geschlechtergerechtigkeit ist nicht denk- 
bar ohne Geschlechterdemokratie und die 
gleichberechtigte politische und gesell- 
schaftliche Partizipation von Frauen bei 
Macht und Einflussnanme.Das 20. Jahrn-n- 
dert nat d'e ~olitische Mundiake't der Frau 
gebracht,nicht aber mit der männlichen Do- 
minanz im Herrschaftsgefüge gebrochen. 
Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen 
i s t  selbst in Kuwait durchgesetzt. An den He- 
beln der Macht wirken allen Verfassungen, 
internationalen Konventionen,UN-Weltkon- 
ferenzen,der Aktionsplattform der Weltfrau- 
enkonferenzvon Peking 1995 und dem UN- 
Millenniums-Gipfel 2000 sowie dem Welt- 
erdgipfel von Johannesburg 2002 zum Trotz 
Männer. Daran können weder die Wahl von 
Angela Merkel zur Bundeskanzlerin noch die 
Wahl der ersten afrikanischen Staatspräsi- 
dentin (Liberia) noch die Wahl derersten la- 
teinamerikanischen Staatspräsidentin (Chi- 
le) etwas ändern. 
Dem politischen Aufbruch der Frauen seit 
den 70er Jahren sind Verbesserungen in der 
politischen Repräsentanz weltweit auf allen 
Kontinenten gelungen. So kennen fast alle 
Parlamente inzwischen weibliche Abgeord- 
nete und die meisten Regierungen können 
das,,Gruppenbild mit Dame"vorweisen.Die 
Macht haben die Frauen jedoch genauso 
wenig wie den gleichberechtigten Zugang 
zu Ämtern und Mandaten. Die Geschlechter- 
demokratie ist ein fernes Ziel. 

I Das Konzept von Gender Mainstreaming 
Wenig nur unterscheiden sich die Entwick- 
lunqslander von den 1ndustriestaaten.Nach 

Die Aktionsplattform von Peking stellt fest, dass: . Frauenrechte Menschenrechte sind, . Geschlechtergerechtigkeit ein konstituierendes Element von Demokratie und 

eine Grundvoraussetzung für soziale und ökologisch gerechte Entwicklungen ist. 

1 0% in den Golf-Staaten.ln keiner Regierung 

- 
Untersuchungen der Interparlamentari- 
schen Union (Stand: 31.01.2006) gibt es 
44.204 Abgeordnete in dem Deutschen Bun- 
destag vergleichbaren Parlamenten. Bei 
43.387 von ihnen ist ihre Geschlechtszuge- 
hörigkeit bekannt,Der Frauenanteil beträgt . alle Länder sich zu systematischer und staatlicher Frauen- und Geschlechterpolitii 

verpflichten. 

Mit der Weltfrauenkonferenz von Peking wurde das Gender Mainstreaming erstmals in 

die internationale Politik eingeführt. Damit wurde anerkannt, dass Geschlechterrollen 

und -verhältnisse in soziale, politische, ökonomische und kulturelle Kontexte eingebettet 

sind, 

in ihrer sozialen Bedingtheit einem ständigen Wandel unterliegen und veränderbar sind. 

Mit dem Instrument des Gender Mainstreaming sollen staatliche Institutionen, 

internationale Organisationen und Unternehmen stereotype Geschlechterrollen im 

privaten wie im öffentlichen Raum hinterfragen und im emanzipatorischen Sinne 

verändern. Der Abbau von Ungleichheit und undemokratischen Verhältnissen mischen 

den Geschlechtern ist folglich eine gesamtgesellschaftllche Aufgabe. 

16.3%. ~ a b e i  sind die skandinavischen Staa- 
ten mit 40% der Abgeordneten Spitzenrei- 
ter,gefolgtvon Nordamerika mit 20.196, Eur- 

mit 19,6%,Afrika Südlich der sahara mit 
16,4%,Asien mit 16,1% und dem Pazifik mit 
l2,' einem 'On 7% bil- 
den die arabischen Staaten frauenpolitisch 
das Schlusslicht.Spitzenreiter ist Ruanda mit 
48,8% Frauenanteil vor den skandinavischen 
Staaten mit 39.7% Frauenanteil. 
Noch negativer ist die frauenpolitische Bi- 
lanzfür die RegierungenJn weltweit 20 Re- 
gierungen sind Frauen überhaupt nicht ver- 
treten. Der Frauenanteil auf Ministerebene 
wird auf 8% geschätzt.25% beträgt kontinu- 
ierlich der Frauenanteil auf den Seychellen, 



mit Ausnahme der schwedischen Regierung 
sind Frauen proportional zu ihrem Anteil an 
der Bevölkerung vertreten und .nur in 
Schweden gibt es mehr Frauen als Männerin 
einem Kabinett. Allerdings haben einige 
Staaten in Afrika, Asien und Lateinamerika 
eine Frauenmacht-Tradition aufgebaut.Kein 
Machismo stand der Ernennung im Wege. 
Keine der Weltreligionen oder Weltkulturen 
verhinderte Frauen als Herrscherinnen, 
wenn sie in das politische und die herr- 
schenden Familien System passten. 
Inzwischen gibt es allerdings zunehmend 
mehr Frauen, die als Ministerinnen und Re- 
gierungschefinnen politisch erfolgreich sind. 
z.B. in Vietnam, in indischen Bundesstaaten, 
in Mosambik, Neuseeland,Jamaika, Liberia. 
Chile und Deutschland. 

Lehren aus der Ohnmacht der Frauen 
Erfolge konnten Frauen dort erzielen, wo sie 
Wahlsysteme zu ihren Gunsten beeinflussen 
konnten. Die Kombination von Verhältnis- 
wahlrecht und Quotenregelungen hat sich 
überall als überaus erfolgreich erwiesen. 
Freiwillige Seibstverpflichtungen politischer 
Parteien waren hilfreich, brachten aber kei- 
nen frauenpolitischen Durchbruch. Noch 
nicht einmal ein Drittel der UN-Staaten 

konnte sich auf verbindliche Vorgaben für 
Ämter und Mandate einigemvon daher be- 
darf es verbindlicher Regeln wie sie die Akti- 
onsplattform von Peking festschrieb. Eine 
30prozentige Quotierung ist weit von der 
Geschlechterparität entfernt. Mindestquo- 
ten von 40% eines jeglichen Geschlechts 
bleiben erforderlich. Allerdings lösen die 
Quoten die entscheidende Frage nicht, wer 
aufzustellen oderzu wählen ist, wenn es um 
die einzige Machtposition in einem Staat, in 
einer Region,in einem Dorf oder in einer re- 
gionalen oder inrernationalen Organisation 
aeht.Auch in den internationalen Oroanisa- - 
tionen sind Quotierungen oder Gender- 
Mainstreaming-Ansätze erst embryonal aus- 
geprägt. 
Daneben sind selbstverständlich weiterhin 
alle Maßnahmen erforderlich,die zurverein- 
barkeit von Beruf und Familie und öffentli- 
chem Leben beitragen. Ohne einen zurei- 
chenden und angemessenen Versorgungs- 
grad an Kinderbetreuung ist eine paritäti- 
sche Teilhabe der Frauen an Ämtern und 
Mandaten nicht zu erreichen. Die unzurei- 
chenden außerfamiliären Kinderbetreu- 
ungsangebote sind weltweit ein Übel. Diese 
Dienste der Daseinsvorsorge sind ein Schiüs- 
sel zur Gleichstellung, aber auch zur Über- 

windung von Armut und Unterentwicklung. 
Die Entscheidung für Frauen an der Macht 
ist keine Entscheidung gegen Männer,son- 
dern ein Plädoverfüreineaeteilte Machtda- - 
mit die andere Stimme, die andere Sichtwei- 
se in Entscheidungen eingebracht werden 
können, die das Leben auf dem Planeten 
Erde überlebenswert gestalten helfen wie 
auf dem Miileniumsgipfel beschlossen.Frau- 
en werden von dahernurgewinnen können, 
wenn sie sich noch besser als bisher organi- 
sieren und vernetzen. 
Das Herrenhaus der Macht ist ein globaler 
Trend im Zl.Jahrhundert,der nur überglo- 
bale Strategien gebrochen werden kann. 
die überall gleichzeitig umgesetzt werden 
müssen.Von daher ist die Einschätzung von 
Frauen- Netzwerken richtig,dass eigentlich, 
das einzige, was globalisiert werden müss- 
te, der Protest ist. Es fehlt weder an Zielen 
noch Aufgaben, weder an rechtlichen Vor- 
aussetzungen noch an fähigen Frauen. Es 
fehlt an der Durchsetzung von Frauen- 
macht in der globalisierten Welt.Von daher 
ist die deutsche Präsidentschaft (EU und 
G7) 2007 gefordert. den Gender-Aspekten 
europäisch und international bei der Um- 
setzung der Millenniumsziele zum Durch- 
bruch zu verhelfen. Sm 2 1 w  

Innere Sicherheit: Aufgaben der Zukunft 
Von Gerold Reichenbach 

Zwei gegenläufige Entwicklungen 
stellen die deutsche föderal strukturierte Si- 
cherheitsarchitektur vor neue Herausforde- 
rungen: Zum einen wird unsere moderne, 
hochkomplexe Gesellschaft immer anfälli- 
ger für Störungen und ihre Folgeschäden 
und zum anderen kommt es seit Ende des 
Ost-West-Konflikts zu einer zunehmenden 
Konfrontation von Zivilqesellschaften mit 
Terror und gleichzeitig - klimabedingt - zu 
einer Häufung von Naturkatastrophen. 

Verwundbarkeit moderner Gesellschaf- 
ten 
Während zu Beginn des 2O.Jahrhunderts die 
Zerstörung des Telefonnetzes den gesell- 
schaftlichen Alltag nicht wesentlich gestört 
hätte, würde sie heute einen akuten Not- 

stand auslösen.Auch die zunehmendever- 
netzung der Infrastrukturen führt zu beacht- 
lichen Folgeschäden. die in der Regel nicht 
bedacht werden. Der Ausfall des Deutschen 
Wetterdienstes beispielsweise würde den 
gesamten Flugverkehr zum Erliegen brin- 
gen. Ein Stromausfail würde sofort vielerlei 
Alltagshandlungen verunmöglichen, nach 
mehr als 8 bis 16 Stunden die Funktionsfä- 
higkeit der Behörden und Organisationen 
im Sicherheitsbereich:nach wenigenTagen 
würde dieVersorgung mit Bargeld,mit Kraft- 
stoff etc. ein Problem. Solche Totalausfälle 
oderauch die Schädigungen unsererversor- 
gungs- und Kommunikationssysteme - sei 
es als Folge einer Extremwetterlage, 
menschlichen Versagens oder terroristischer 
menschlicher Absicht - können die Innere 
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Sicherheit erheblich beeinträchtigen und 
sind eine in dieser Qualität neue Herausfor- 
derung für den Bevölkerungs- und Katastro- 
phenschutz. 

Neue Herausforderungen 
Der 11.September 2001 markiert im öffentli- 
chen Bewusstsein eine Zeitenwende. Die 
Terroranschläge in den USA haben uns die 
Verwundbarkeit hochkomplexer westlicher 
Gesellschaften vor Augen geführt. Seither 
werden Szenarien berücksichtigt, die früher 
weithin als unwahrscheinlich galten. Die An- 
schläge vom 11. März 2004 in Madrid und 
die Anschläge am 7. bzw.20.Juli 2005 in Lon- 
don haben denTerror in Europa unserem B e  
wusstsein noch näher gerückt. 
Fürdie Akteure der inneren Sicherheit in Eu- 
ropa war allerdings nicht erst der Terroran- 
schlag auf das World Trade Center die ent- 
scheidende Zäsur, sondern schon der verei- 
telte Anschlag auf den Straßburger Weih- 
nachtsmarkt im Dezember 2000. 
Dieerhöhte Anfälligkeit kritischer Infrastruk- 
turen,das gestiegene Gefährdungspotenzial 
durch gezielte Schädigung mittelsTerroran- 



Schlägen und die aus dem Klimawandel re- 
sultierende Häufung von extremen Weiter- 
lagen stellen neue Anforderungen an die 
drei Säulen der Sicherheitsarchitektur des In- 
nern:Polizei,Verfassungsschutzsowie Bevöl- 
kerungs- und Katastrophenschutz. 
Zwei Gegenpositionen kristallisieren sich 
heraus: Auf der einen Seite steht die Forde- 
rung von CDUICSU nach einer Ausweitung 
des Sicherheitsbegriffs, welche die im 
Grundgesetz festgelegte Trennung von in- 
nerer und äußerer Sicherheit aufhebt und 
die Möglichkeit des Einsatzes der Bundes- 
wehr im lnnern auch mit der Waffe anstrebt. 
Die Bedrohung durch den internationalen 
Terrorismus wird zu einer Art,,unerklärten" 
permanenten ,,Kriegszustand" stilisiert. der 
mit der Militarisierung der inneren Sicher- 
heit begegnet werden soll. 
Auf der anderen Seite steht dienzivile" Ant- 
wort der SPD.Für sie liegt die Antwort auf die 
neuen Herausforderungen in einer Weiter- 
entwicklung der bestehenden Sicherheitsar- 
chitektur,in der die horizontale undvertikale 
Vernetzung der Akteure intensiviert und die 
Bundeskompetenz für klar zu definierende 
Gefahrenlagen gestärkt wird. 

Der,,unerklärteKrieg"ist militärisch nicht 
zu gewinnen 
Das Stichwort,,unerklärter Krieg" reflektiert 
die heutige asymmetrische Bedrohungsla- 
ge:Ohne Kriegserklärung greifen terroristi- 
sche Gruppen mit fließendem Übergang 
zur Organisierten Kriminalität eine offene 
Gesellschaft mit staatlich organisiertem 
Verteidigungsapparat an.Mittel der privati- 
sierten Gewalt zur Durchsetzung der eige- 
nen Politik ist nicht die territoriale Beset- 
zung eines Staatsgebietes,sondern die psy- 
chologische Destabilisierung einer Gesell- 
schaft.lhr kann folglich nicht durch die tra- 
ditionelle militärische Verteidigung der 
Landesgrenzen begegnet werden. Der Ter- 
ror ist vielmehr eine Form der gezielten 
nicht-militärischen Auseinandersetzung, 
weshalb sich eine eindeutige militärisch- 
technische Überlegenheit der nationalen 
Armeen nicht in einen Sieg ummünzen 
lässt, wie im Irak immer wieder deutlich 
wird. Auch wenn das Militär ebenfalls die 
Mittel der Sabotage oder Infiltration kennt, 
so handelt es sich doch dabei immer nur 
umTeile einer militärischen Gesamtoperati- 
On, mit denen das militärische Ziel unter- 

stützt wird und eben nicht um die eigentli- 
che.5trategie". 
Ebenso sind die,,kriegswichtigen Ziele"-d.h. 
Infrastrukturen, die unter militärischen Ge- 
sichtpunkten verteidigt werden müssen - 
unter den Bedingungen des Terrors nicht 
mehr klar definierbar. Da die Auswirkungen 
nicht militärisch sondern psychologisch kal- 
kuliert sind, sind Zielauswahl beliebig und 
Varianten unendlich - immer erst .im 
Nachhinein" können sie definiert werden. 
Wenn sich aber dieTerrorziele nicht nach mi- 
litärischer Logik definieren lassen,lassen sie 
sich auch kaum ,,traditionell militärisch" 
schützen. 

Die neue Qualität des Terrors 
„Die bislang kaum verstandene Einzigartig- 
keit der Strategie vonTerroristen liegt [gera- 
de] darin, dass sie ihr Ziel nicht durch ihre 
Handlungen, sondern durch die Reaktion 
auf ihre Handlungen erreichen.", schrieb 
Fromkin schon 1977 in Foreign Affairs.Zwar 
hat sich die Strategie des Terrors nicht 
grundsätzlich verändert, bei Organisations- 
struktur,Täterprofil und Terrormitteln zeigt 
sich jedoch eine neue Qualität. Die Angriffe 
werden nicht mehr von straff und hierar- 
chisch organisierten Terrororganisationen 
durchgeführt und auch dasTäterprofi1,das 
sich in den wenigen Jahren permanent mo- 
difiziert hat,ist heutedefiniert als im Alltags- 
leben integriert, unauffällig, dabei extrem 
gewaltbereit bis hin zur bewussten Inkauf- 
nahme des eigenen Todes. Hinzu kommt, 
dass die Täter nicht in festen Strukturen or- 
ganisiert aber weitgehend international ver- 
netzt sind. Bei den .Kampfmitteln" greifen 
Terroristen heute zunehmend auf die,,Scha- 
denspotenziale"zurück,die dieTechnologi- 
en der postmodernen Gesellschaft bieten. 
Die Anschläge vom 11. September hatten 
nicht mehr das Flugzeug zum Ziel,sondern 
nutzten es ais.Waffe"desTerroranschlages. 
Bei dem Anschlag auf Djerba wurde nicht 
auf konventionellen Sprengstoff zurückge- 
griffen, sondern ein Gefahrguttransport 
(Tankwagen) zur Waffe umfunktioniert.An- 
Schläge aufVerkehrsträger können nicht nur 
mit konventionellen Sprengmineln (Madrid. 
London). sondern auch mittels Sabotage 
oder Freisetzung gefährlicher Chemikalien 
(Tokio) durchgeführt werden.Der alltägliche 
Güterverkehr, Industrieanlagen und Lager 
stellen eine unendlichevariationsbreite sol- 
cher möglicher,,Waffen"dar. Durch Anschlä- 
ge auf lndustrieanlagen (z.B.AKW) oder Ge- 
fahrgutlager könnten erhebliche und weit 
reichende Schäden verursacht werden. Ne- 
ben konventionelleTerrormittel treten heu- 
te chemische und einfach herstellbare biolo- 
gische oder atomare (Stichwort:..Schmutzi- 
ge Bombe").Auch wenn dieTerrornetzwerke 
zurzeit offensichtlich noch nicht in der Lage 
sind, wirksame biologische oder sogar ato- 
mare Waffen herzustellen, so steigt doch in- 
ternational die Proliferationsgefahr. 



Polizeiliche Prävention intensivieren 
Das wichtigste Instrument der Terrorab- 
wehr ist die polizeiliche Prävention.Zum ei- 
nen, weil die Möglichkeiten der Repression, 
der Strafandrohung, bei Selbstmordatten- 
tätern ganz offenbar sehr begrenzt sind. 
Und zum zweiten kann aufgrund derVaria- 
tionsbreite terroristischer Mittel und Ziele 
ein umfassender,,Objektschutz" nicht wirk- 
sam gegen einen Anschlag schützen. Eben 
weil die Strategie des Terrors nicht auf be- 
stimmte Ziele und Personen zielt, und sich 
dieTäter nicht wirksam abschrecken lassen, 
liegt das größte Erfolgspotenzial in der Vor- 
feldaufklärung.Auch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Luftsi- 
cherheitsgesetz, erteilt der ,,militärischen 
Schutzlogik" eine Absage: Zur Abwehr ei- 
nes Terroranschlages und damit zum 
Schutz der Menschen, auf die sich der An- 
schlag richtet,darf dieTötung Unbeteiligter 
nicht in Kauf genommen werden. Dies wi- 
derspreche dem im Grundgesetz,Artikel 1 
und 2,festgelegten Recht auf Leben.Damit 
ist der Abschuss eines von Tätern zur,,Waf- 
fe" umfunktionierten Flugzeuges, an des- 
sen Bord sich Unbeteiligte, Passagiere und 
Besatzungsmitglieder, befinden, rechtlich 
wnzulassig Wo aoer milirarisch nicht abge- 
wehrt weroen darf. b eibt dievorfelda~fr. a- 
rung die einzige Schutzoption. 
Die Prävention weist aber in Bezug auf die 
gegenwärtige Zuständigkeitsverteilung 
zwischen Bund und Ländern strukturelle 
Defizite auf. Das Bundeskriminalamt (BKA) 
ist international der zentrale Ansprechpart- 
ner bei der Bekämpfung des Terrors. lnner- 
staatlich ist das BKA jedoch nur einge- 
schränkt handlungsfähig, da es bislang 
lediglich über Befugnisse bei der Strafver- 
folgung verfügt.Es kann also aktiv werden. 
wenn bereits Anhaltspunkte für dasvorlie- 
gen einer Straftat gegeben sind. Das birgt 
die Gefahr von lnformationsverlusten und 
verlängerten Reaktionszeiten. Aus dem 
Ausland stammende Informationen erfor- 
dern häufig eineVerdichtung durch weitere 
polizeiliche Maßnahmen im Vorfeld der 
strafprozessualen Ermittlung.DieTatsache, 
dassesvordem 11.September 2001 etliche 
valide Verdachtsmomente terroristischer 
Aktivität gab,diese aber nicht ausgewertet 
und nicht zur rechten Zeit am rechten Ort 
zusammengeführt wurden,zeigt die uner- 
setzliche Bedeutung gut koordinierter In- 
formationsflüsse.Das BKA muss darum die 
Möglichkeit haben, selbständig Gefähr- 
dungssachverhalte aufzuklären, internatio- 
nale Informationsflüsse einzubinden und 
mit ausländischen Sicherheitsbehörden zu- 
sammenzuwirken. Bei der Zusammenarbeit 
mit ausländischen Stellen muss jeweils im 
Einzelfall geprüft und abgewogen werden, 
wie weit die Zusammenarbeit gehen kann, 
ohne dass dabei die Grundsätze der Rechts- 
staatlichkeit oder die universellen Men- 
schenrechte verletzt werden. 

Die Überlastung der Polizei, ein Missstand, 
der gerade im Hinblickauf die bevorstehen- 
de WM immer wieder vorgebracht wird, ist 
nicht aufein strukturelles Problem zurückzu- 
führen-sondern auf selbst produzierten Per- 
sonalmangel. Die Länder haben - trotz der 
zur Kenntnis genommenen gestiegenen Be- 
drohungslage durch den internationalen 
Terrorismus - seit 1998 über 6.000 Polizei- 
stellen abgebaut. Und ein Abbau in dersel- 
ben Größenordnung ist für die Zukunft ge- 
plant. Diese Fehlentwicklung muss von den 
Ländern korrigiert werden.Die in diesem Zu- 
sammenhang immer wieder laut geworde- 
ne Forderung nach der Übernahme polizeili- 
cher Aufgaben durch die Bundeswehr lässt 
den Verdacht aufkommen, dass die Länder 
aus Kostengründen sicherheitsrelevante 
Aufgaben auf die Bundeswehr und damit 
den Bund abwälzen wollen. 

Polizeiliche Arbeit international verstär- 
ken 
Internationale Krisengebiete sind heute ge- 
kennzeichnet durch eine Zunahme privati- 
sierter Gewalt,sei es durchTerrorismus, sei es 
durch Organisierte Kriminalität oder ihre 
Mischformen (Bsp. OK auf dem Balkan, Dro- 
genhandel in Afghanistan und ,,Entfüh- 
rungsgeschäft" im Nahen Osten). Diese Be- 
funde machen deutlich, dass weniger eine 
militärische Aufstockung als vielmehr eine 
polizeiliche Ergänzung der äußeren Sicher- 
heit notwendig wäre.Bislang werden in die- 
sen Krisengebieten polizeiliche Aufgaben - 
in Ermangelung ausreichender eigener poli- 
zeilicher Kräfte und oft auch aufgrund feh- 
lender frühzeitig abgestimmter polizeilicher 
Einsatzplanung - von den Streitkräften,,mit- 
erledigt". Der Erfolg solcher ,,Polizeiarbeitf' 
bleibt beschränkt und hat aufgrund ihrer mi- 
litärischen Struktur und Einbindung erhebli- 
che Defizite.50 konnte bisher von den Streit- 
kräften in diesen Gebieten die Entstehung 
krimineller und terroristischer Strukturen 
nicht verhindert und kaum erfolgreich be- 
kämpft werdemwurden dann in einer zwei- 
ten Phase polizeilicheStrukturen aufgebaut, 
sah man sich in der Regel bereits etablierten 
Strukturen von OK und Terrorismus gegenü- 
ber. Die Konsequenz aus den bisherigen De- 
fiziten ist also gerade nichtsdie innere Sicher- 
heit stärker militärisch auszurichten, son- 
dern bei der äußeren Sicherheit in der Kri- 
senintervention das Gewicht stärker als 
bisher auf den polizeilichen Einsatzzu legen. 
Stärken und Schwächen des Bevölkerungs- 
schutzes 
Grundsätzlich handelt es sich beim Bevölke- 
rungs- und Katastrophenschutz in Deutsch- 
land um ein erfolgreiches und zuverlässiges 
System.Der Bund hat seit 1998den Haushalt 
kontinuierlich aufgestockt und auf die neu- 
en Herausforderungen reagiert. Er hat ein 
Gemeinsames Melde- und Lagezentrums 
GMLZ sowie das Bundesamt für Bevölke- 
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 

auf- und die Akademie für Katastrophen- 
schutz, Notfallvorsorge und Zivilschutz 
(AKNZ) ausgebaut - um nur die wichtigsten 
Maßnahmen zu nennen. Was Ausstattung 
und personelle Ressourcen mit allein l,B 
Mio.ehren- und hauptamtliche Helferinnen 
und Helfern bei Feuerwehr, THW und den 
Hilfsorganisationen betrifft, nimmt unser Hil- 
feleistungssystem in Europa sogar eine ab- 
solute Spitzenposition ein, bei Führung und 
Management gilt Deutschland aber eher als 
,,Entwicklungsland". 
Denn bei Katastrophen mit bundesweiten 
Auswirkungen und Iänderübergreifenden 
Unglücksfällen ist das deutsche Bevölke- 
rungsschutzsystem im Grunde,,kopf-los". 
Oberhalb der Zuständigkeitsebene der 
Länder fehlt in Friedenszeiten eine gesetz- 
liche Möglichkeit des Bundes zu koordi- 
nieren. Während der Bund für den Schutz 
der Zivilbevölkerung gegenüber kriegsbe- 
dingten Gefahren, den Bevölkerungs- 
schutz (früher: Zivilschutz), zuständig ist 
(Artikel 73 Nr. 1 GG), gehört der Katastro- 
phenschutz in die Kompetenz der Länder. 
Die nicht-polizeiliche, alltägliche Gefah- 
renabwehr wiederum ist eine kommunale 
Aufgabe. Auf Anforderung der Länder leis- 
tet der Bund Katastrophenhilfe,,bei einer 
Naturkatastrophe oder einem besonders 
schweren Unglücksfall" (Art.35,l u.2 GG). 
Auch die Bundeswehr ist über den Artikel 
35 GG in dieses Notfallvorsorgesystem 
subsidiär eingebunden. Wohingegen im 
Krisen- und Spannungsfall (Artikel 87a Nr. 
3 und 4 GG) der Bund alle Kompetenzen 
für den Zivil- und Katastrophenschutz er- 
hält. Glücklicherweise ist der klassische 
Verteidigungsfall seit der Wende wenig 
wahrscheinlich geworden. Bei dem viel 
wahrscheinlicheren Fall einer Iänderüber- 
greifenden (Natur-) Katastrophe oder ei- 
nes terroristischen Angriffs mit bundes- 
weiten Auswirkungen besteht aber keine 
durchgängige Struktur.Weil solche außer- 
gewöhnlichen Gefahrenlagen vor Länder- 
grenzen nicht Halt machen, muss der Bund 
hierfür mehr Kompetenzen erhalten. 
Es geht nicht darum - und das muss auf- 
grund der häufigen und gezielten Fehlinter- 
pretation von Seiten einiger Länder aus- 
drücklich betont werden -, dass der Bund 
sich Zuständigkeiten für den Katastrophen- 
schutz aneignen soll. Katastrophenschutz 
und allgemeine Gefahrenabwehr, die den 
weitaus größten Teil der Aktivitäten ausma- 
chen,sind bei Ländern und Kommunen gut 
aufgehoben. Es geht lediglich um eine ge- 
setzlich verankerte Koordinierungskompe- 
tenz des Bundes für definierte außerge- 
wöhnliche Gefahrenlagen. Dieser Schritt 
würde die Sicherheitslücke endlich schlie- 
ßen und in der Folge könnte auch die längst 
fällige Neustrukturierung des Bevölkerungs- 
schutzes und dieVereinheitlichung von Füh- 
rung und Management vorangetrieben wer- 
den. 
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Bundeswehreinsatz i m  lnnern löst die 
Probleme nicht 
Die bevorstehende Fußballweltmeister- 
Schaft bietet einmal mehr eine gern ge- 
nutzte Gelegenheit, einen seit Jahren ge- 
hegten Wunsch von Politikern der CDU 
und CSU, allen voran Wolfgang Schäuble 
und Günther Beckstein, wieder an die Öf- 
fentlichkeit zu bringen: der vermeintlich 
notwendige Einsatz der Bundeswehr im 
Innern. Diese Forderung steht aber nicht 
isoliert,sondern fußt auf einem umfassen- 
den Heimatschutzkonzept, angelehnt an 
das Modell der US-amerikanischen home- 
land security und würde weit mehr Militär- 
befugnisse erlauben,als die recht harmlos 
klingende Forderung nach Soldaten für 
den Objektschutz glauben machen will. In 
den USA kann die National Guard bei Un- 
ruhen oder Katastrophen eingesetzt wer- 
den und ist befugt zur Waffe zu greifen. 
Gerade die Hurrikan-Katastrophevon New 
Orleans aber hat gezeigt, wie riskant es ist, 
wenn innere und äußere Sicherheit auf die 
gleichen Ressourcen zurück greifen: Die 
National Guard stand so für die Bewälti- 
gung der Katastrophe nicht rechtzeitig zur 
Verfügung,weil die Einheiten ausder Regi- 
on im Irak und in Afghanistan eingesetzt 
waren. 
Das Schlagwort vom Bundeswehreinsatz 
im lnnern ist zudem irreführend. Die Bun- 
deswehr ist subsidiär in die Systeme der 
Inneren Sicherheit eingebunden. AWACS- 
Aufklärungsflugzeuge zur Suche vermiss- 
ter Personen,ein Feldlazarett auf dem KöI- 
ner Marienfeld während des Papstbesuchs, 
Sandsack schleppende Rekruten während 
der Elbeflut sind solcheGelegenheiten,die 
man erinnert. Auch zur Fußballweltmeis- 
terschaft wird die Bundeswehr bei der 
Luftaufklärung, im logistischen Bereich. 
beim Catering etc.die Poiizeien unterstüt- 
zen.All dies lässt unser Grundgesetzzu. 
Der von Schäuble geforderte Einsatz der 
Bundeswehr im lnnern bis hin zum Schuss- 
waffengebrauch widerspricht jedoch allen 
verfassungsgemäßen Grundsätzen der 
Bundesrepublik Deutschland. Diese Ein- 
schätzung wurde am 15.Februar d.J.durch 
das Urteil des Bundesverfassungsgerich- 
teszum Luftsicherheitsgesetznoch einmal 
bestätigt. CDU und CSU ist das bekannt. 
Deshalb konzentriert sich die Argumenta- 
tion auch aufden Na~hweis~dasseine Aus- 
dehnung der Befugnisse der Bundeswehr 
aus pragmatischer und funktionaler Sicht 
geboten sei.Über das Führen dieses Nach- 
weises soll die Grundgesetzänderung als 
unumgängliche Konsequenz dargestellt 
werden. Bei näherer Betrachtung ist je- 
doch die funktionale Begründung für den 
erweiterten Einsatz der Bundeswehr alles 
andere als schlüssig.Nicht ohne Grund er- 
teilt der CDU-Politiker und Verteidigungs- 
minister Franz-Josef Jung diesem Ansin- 
nen eine Absage. 

So besteht nämlichein großer Unterschied 
zwischen den Ausbildungszeiten und -in- 
halten der Bundeswehr und der Polizei.Po- 
lizei wird in einer längeren und kostenin- 
tensiveren Ausbildung i m  Umgang und 
Schusswaffengebrauch mit Zivilisten aus- 
gebildet - um nur die wichtigsten Unter- 
schiede zu nennen.Wollen wir wirklich auf 
unseren Straßen schwer bewaffnete aber 
in der nichtmilitärischen Situation völlig 
überforderte ,,Nationalgardisten", wie sie 
uns von Bildern aus New Orleans noch in 
Erinnerung sind? Und auch der Objekt- 
schutzerfolgt zu anderen Konditionen:bei 
Militärbasen und Kasernen handelt es sich 
um militärisches Sperrgebiet,für das ganz 
andere rechtliche Regelungen gelten, 
insbesondere was den Schusswaffenge- 
brauch angeht. Zudem hat die Bundes- 
wehr selbst inzwischen einen Teil der Be- 
wachung ihrer Kasernen und Depots in die 
Hände von privatisierten Wachdiensten 
gegeben. 
Als Hauptargument für die Zuständig- 
keitserweiterung der Bundeswehrwird die 
neue Bedrohungslage genannt, die dazu 
geführt habe,dass sich innere und äußere 
Sicherheit nicht mehr scharf voneinander 
trennen ließen. Das Schlagwort von der 
mangelnden Trennschärfe charakterisiert 
die durch den internationalen Terror ent- 
standene asymmetrische Bedrohungslage 
zwar treffend, die Schlussfolgerung aber, 
die Sicherheitsaufgaben auf militärischem 
Gebiet ausweiten zu müssen. ist nicht 
zwingend. Vielmehr erscheint sie ange- 
sichts der Erfolglosigkeit, mit der das Mili- 
tär in internationalen Krisengebieten den 
Terrorismus zu bekämpfen versucht,cont- 
raindiziert. Wer diesen Weg einschlägt, 
übersieht, dass damit die offensichtlich 
beschränkte Fähigkeit des Militärs bei der 
Bekämpfung des Terrorismus im Ausland 
auf das Inland übertragen werden soll.Die 
Debatte um die richtigen Konsequenzen 
aus der verloren gegangenenTrennschär- 
fe muss eher in Richtung polizeilicher Er- 
gänzung militärischer Aufgaben bei der 
Krisenintervention im Ausland gehen.Die 
entscheidende Frage ist nicht, wie kann 
die innere Sicherheit militärisch ergänzt, 
sondern vielmehr:wie kann die äußere Si- 
cherheit polizeilich ergänzt werden? 
Vielen Politikern von CDU und CSU 
schwebt zudem eine eigene Zuständigkeit 
der Bundeswehr auch für den Katastro- 
phenschutz vor. Während weite Kreise der 
Union. insbesondere die Ministerpräsiden- 
ten, eine Erweiterung der Bundeskompe- 
tenz im Sinne einer Befugniserweiterung 
des (zivilen!) Bundesamtes für Bevölke- 
rungsschutz und Katastrophenhilfe als 
Eingriff in die Länderkompetenzen vehe- 
ment ablehnen,fordern siegleichzeitig die 
Befugniserweiterung der Bundeswehr! 
Eine solche Umstrukturierung würde be- 
wusst kostenintensive Doppel- und Kon- 



kurrenzstrukturen zu den Feuerwehren 
und zum THW, sowie neue Zuständigkeits- 
und Koordinierunas~robleme in kauf neh- - .  
men. Denn die Bundeswehr, die momen- 
tan von einerTerritorialarmee hin zu einer 
Kriseninterventionsarmee umstrukturiert 
und verschlankt wird, müsste dann wieder 
oersonell und räumlich aufwachsen. 
Die Forderung nach einer Militarisierung 
der Inneren Sicherheit folgt nicht nur einer 
autoritären Gesellschafts- und Sicherheits- 
vorstellung, sondern auch wirtschaftlichen 
Partikularinteressen.So hat die Rüstungs- 
industrie ein hohes Interesse, den Zustän- 
digkeitsbereich der Streitkräfte auf die in- 
nere Sicherheit auszuweiten, denn ihr 
,.klassischer" Markt im Bereich Territorial- 
verteidigung schrumpft, während der 
Markt im Bereich der so genannten 
.Homeland Security" stetig wächst. Das 
liegt zum einen an der veränderten geo- 
politischen Situation nach dem Wegfall 
der Blockkonfrontation. Denn seither hat 
sich die militärische Sicherheitspolitik weg 
von der Territorialverteidigung hin zur in- 
ternationalen Krisenprävention und -inter- 
vention verschoben. Damit einher geht ein 
Abbau desTerritorialheeres sowie eine Re- 
duzierung und Umstrukturierung der 
Streitkräfte. Das liegt zum anderen an der 
steigenden Bedrohung durch den interna- 
tionalen Terrorismus und die privatisierte 
Gewalt sowie an den Folgen des Klima- 
wandels; beides wird die Nachfrage nach 
Sicherheitstechnik im zivilen Bereich wei- 
ter anwachsen lassen. 
Der neue Markt homelandsecurity ist aber, 
im Gegensatz zum klassischen Rüstungs- 
markt, aufgrund der unterschiedlichen Zu- 
ständigkeiten von Bund. Ländern und 
Kommunen stark fragmentiert. Die Rüs- 
tungsindustrie verfügt in diesem Bereich 
über keine ausgebauten Marketingme- 
chanismen, was Vermarktung grundsätz- 
lich teuerer macht. Gleichzeitig setzt der 
Markt sehr enge Grenzen für Systempreise. 
Die Entwicklung neuer,immer effizienterer 
und kompliziertererTechnologien für den 
Sicherheitsbereich benötigt hohe For- 
schungs- und Entwicklungskosten und be- 
darf des teuren Vorhaltens von Know-how. 
Nur über hohe Systempreise,die der klassi- 
sche Nachfrager im,,Homeland Security". 
Bereich in der Regel nicht aufbringen 
kann, lassen sich diese Investitionen auch 
refinanzieren. Sich auf einen derart frag- 
mentierten Markt einzustellen, lohnt sich 
für die Rüstungsindustrie nicht. Sich aber 
dafür einzusetzen, dass sich dieser neue 
Markt (wieder) auf die Bedürfnisse der In- 
dustrie zubewegt. indem die Bundeswehr 
als zentraler Nachfrager für Bereiche der 
Homeland Security installiert wird, ist nur 
konsequent. 
Die äußerst zähe Einführung des Digital- 
funks liegt nicht nur an den Finanzie- 
rungsstreitigkeiten zwischen Bund und 

Ländern, sondern eben auch an der man- 
gelnden Flexibilität der Wirtschaft. Die 
von den Anbietern immer wieder favori- 
sierte Konsortium-Lösung war auf einen 
bundesweiten Großbesteller zugeschnit- 
ten und die Industrie hatte der Politik die 
Verantwortung dafür zugeschoben, die 
unterschiedlichen Aufgabenträger Bund 
und Land zu einem ,,Großbesteller" zu- 
sammenzubündeln. 

Zivile Prävention statt militärische Re- 
pression 
Die Bundeswehr zu einem Instrument des 
Bundes auszubauen, das auch im Inneren 
bis hin zum Waffengebrauch eingesetzt 
werden kann, ist eine Debatte in die fal- 
sche Richtung.Aus funktionaler Sicht wür- 
den bewaffnete Soldaten kaum etwas be- 
wirken können, weil sich weiche Ziele vor 
einemTerror-Anschlag nicht wirksam mili- 
tärisch schützen lassen; im schlimmeren 
Falle wären sie sogar ein Sicherheitsrisiko, 
weil sie im zivilen Kontext bestehen müss- 
ten. Ein solcher Schritt würde unsere Si- 
cherheitsarchitektur zerstören und zahl- 
reiche rechtliche,politische und finanzielle 
Probleme nach sich ziehen. Er würde sich 
schnell als Einfallstor für immer neue Aus- 
weitungen des Einsatzes des Militärs im In- 
neren und einer zunehmenden Militarisie- 
rung der lnnenpolitikerweisen.Dies ist mit 
einem freiheitlichen Rechtsstaat unverein- 
bar. 
Die Bundeswehr als Patentlösung für.,ab- 
solute Sicherheit'' darzustellen. i s t  unred- 
lich.Ein Sicherheitsgewinn durch die Mili- 
tarisierung der inneren Sicherheit ist 
zweifelhaft, wohl aber würde eine Milita- 
risierung die Freiheit in einer für einen 
Rechtsstaat unzulässigen Weise ein- 

schränken und das zivile Gesicht unserer 
Gesellschaft nachhaltig verändern. Ter- 
rorabwehr darf aber nicht dazu führen, 
dass die Grundprinzipien einer freiheitli- 
chen Gesellschaft zerstört und damit die 
Ziele des Terrors durch die,,Abwehr" des- 
selben erreicht werden,nämlich die Schä- 
digung oder sogar Beseitigung der feind- 
lichen und aus Sicht derTerroristen,,ver- 
derbten" Gesellschaftsform westliche De- 
mokratie. 
Der Versuch, dem internationalen Terroris- 
mus durch autoritäres Auftreten und eine 
Verschärfung repressiver staatlicher Maß- 
nahmen zu begegnen, wird weniger Erfol- 
ge erzeugen, als vielmehr einen,,Hydra-Ef- 
fektr'.Ziel der terroristischen Maßnahmen 
ist es ja gerade, die angegriffenen Geseil- 
schaften zu Überreaktionen zu veranlas- 
sen, um daraus sozusagen nachträglich 
eine eigene Legitimation und neue An- 
hängerschaft zu schöpfen. Wachsamkeit 
und Gelassenheit, wie es der frühere 
lnnenminister Schily formulierte. ist tat- 
sächlich das Gebot der Stunde. 
Intensivierung der polizeilichen Präventi- 
on sowie mehr Bundeskompetenzfür das 
BKA und im Bevölkerungsschutz bei au- 
ßergewöhnlichen Gefahrenlagen. dazu 
kein weiterer Personalabbau bei den Poli- 
zeien,all das sind zwar weniger spektaku- 
Iäre,dafür aber wirksamere und einer zivi- 
len und offenen Gesellschaft angemesse- 
nere Maßnahmen, um auf die neuen Her- 
ausforderungen zu reagieren. Darüber hi- 
naus gilt es,die Probleme an der Wurzel zu 
packen: nur politische Gerechtigkeit sowie 
soziale und wirtschaftliche Chancen wer- 
den den Rekrutierungssumpf für immer 
neue.Gotteskämpfer" trocken legen kön- 
nen. wW 212006 



Lebendige Mitgliederpartei: 
Von der organisierten Gesellschaft zur 
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Reorganisation der Gesellschaft 
Die Parteistruktur muss sich den gesellschaftlichen 
Veränderungsprozessen stellen 

Von Heiko Wessel, Wolfgang Hellmich, Burkhard Blienert, Thomas Dahlmann, Roland Radtke 
und Dirk Presch 

I.Politik muss Handeln ermöglichen 
.Es ist eine der wichtigstenTraditionen der 
SPD,immer eine moderne Partei gewesen zu 
sein." DieseThese von Franz Müntefering ist 
richtig, bedarf aber je nach gesellschaftli- 
chen und organisatorischenveränderungen 
im Umfeld der Partei einer regelmäßigen 
Überprüfung. ,,Parteireform heißt, Bewah- 
renswertes zu erhalten, gesellschaftliche 
Veränderungen aufzunehmen und auch 
Neues zu wagen", so steht es denn auch im 
Bericht der unter demvorsitzvon Kurt Beck 
arbeitenden Arbeitsgruppe Mitgliederpartei 
zum Bundesparteitag im November 2005. 
Soweit,so gut. so Allgemeingut. 
Dass Politik und dievon ihr anzupackenden 
Probleme immer kom~iexer werden. ist eine 

Und dennoch: Die Ergebnisse der Bundes- 
tagswahi scheinen erneut belegt zu haben, 
dass die Affinität derwählerinnen und Wäh- 
ler z.B.aus der Arbeitnehmerschaft zur SPD 
nach vor größer ist und auch mobilisierbar 
ist,während die CDU in zahlenmäßig gerin- 
gerem Maße mobilisieren konnte. 
Vor dem Hintergrund dieser Affinitäten zu 
politischen Richtungen muss die Organi- 
sationspolitik agieren. Hier kann es dien- 
lich sein, Hinweise aus Wissenschaft und 
Forschung auf zu nehmen. Und diese ge- 
ben Signale. die zielgerichtet in die Orga- 
nisations- und Per- 
sonalentwickiung 
a u f g e n o m m e n  
werden müssen. So 

hinreichend oft beschriebene Tatsache. weist die jüngst 
Schaut man sich diese vielfach beschworene von der Berteis- I 
Komplexität unter dem Vorzeichen des Wil- 
lens. politische Handlungsfähigkeit entwi- 

mann-Stiftung her- 
ausgegebene Stu- 

ckelnzu wollen,genaueran,sowird klar,dass die,.Politische Parti- . ,  ,%. , 

es stärker denn jeauf die Entwicklung eines zipation in P ..&q 
eigenenStandpunktesankornmt.Die..Repo- Deutschland" auf 
litisierung" der letztlich absolvierten Wahl- Wege hin: .,Freiwil- 

Kommunen beschritten werden." Das 
Handlungspotential einer Partei, die auf 
der Basis stabiler lokaler Organisation 
mehrheitsbildend wirken will. d.h. poli- 
tisch-programmatisch und personell, ist 
relativ klar: Nachwuchsförderung (übri- 
gens lebensalterunabhängig!). Qualifizie- 
rung des Führungspersonals, Abbau der 
Barrieren beim Zugang zur Politik, an der 
Lebenssituation vor Ort orientierte Zugän- 
ge zur Partei. 
Und eines stimmt auch: Mit der biographi- 
schen Phase des Sesshaftwerdens,derberufli- 

kämpfe ;timmte da hoffnungsvoll: Sie for- 
derte von der SPD und ihren Mitaliedern 

lig engagierte Per- 
sonen beteiliaen ~- - -  d 

mehr die Fähigkeit, Standpunkte zu bezie- sich intensiver an 
hen und auch öffentlich zu vertreten. Kam- Wahlen und zeigen 
pagnenfähigkeitwirddannzurDiskursfähig- eine grundsätzlich ., 
keit! Welche Konsequenzen für die SPD und positivere Haltung 
ihre Organisations- und Personalentwick- zur Demokratie.50- 
lung daraus zu ziehen sind, wird jetzt zu dis- 
kutieren sein! 
Auch die sozialstrukturellen Rahmendaten 
und ihre Auswirkungen auf die SPD sind be- 
kannt:Auflösung von Milieus.das Abschmel- 
zen der Personengruppen mit festen sozia- 
len und politischen Bindungen,die konkur- 
rierenden lnformationsangebote von Medi- 
en,aber auch steigende Bedeutung des eh- 
renamtlichen Engagements! 

ziales Engagement, 
wenn auch zunächst unpolitisch, bildet ei- 
nen förderlichen Kontext für politisches 
Engagement ... Die Rahmenbedingungen 
für politische Beteiligung müssen verbes- 
sert werden. Da bürgerschaftliches Enga- 
gement in der Regel einen lokalen Bezug 
hat, muss der Weg,politische Partizipation 
mit Hilfe von mehr bürgerschaftlichem En- 
gagement zu fördern, zuallererst in den 

Heiko Wessel ist Unterbezirksgeschähsführer im Ennepe-Ruhr-Kreis, Wolfgang Hellmich srellv. 

chen Etablierung und der Gründungvon Fa- 
milie und Partnerschaft (im umfassendsten 
Sinne) steigt die Bereitschaft, sich bürger- 
schaftlich und lokalpolitisch zu engagieren. 
In diesem Kontext kommt es darauf an.dass 
die SPD..konkrete Chancenpolitik im örtli- 
chen Sozialraum für den Alltag vieler Men- 
schen" (Birgit Fischer, Engagierte Bürgerge- 
sellschaft - Partnerschaftlicher Staat - Ge- 
rechte Lebenswelten schaffen, Vorlage im 
Regionalausschuss WW, September 2005) 
formuliert und auf dieser Basis auch in der 
Partei agiert. Birgit Fischer formuliert hier 
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terbezirksgeschähsführerh Recklinghausen und~erne,Dirk~reschist ~nterbezirksgeschäfrsfüh- sende~erechti~keit setzt deshalbeine star- 
rerin Soest ke Zivilgesellschaft (oder: Bürgergesell- 



schaftl voraus:ln der Staat und Politik nicht 
mehr vorrangig hoheitlich lenken,sondern 
als Partner agieren,Teilhabe und Partizipa- 
tion ermöglichen, Sozialstaatlichkeit ge- 
währleisten aber auch Eigenverantwortung 
einfordern. 

II. Lebendige Mitgliederpartei im Wandel 
Mit der Entwicklung der SPD seit den 
1970igerJahren bis heute hat sich nicht die 
Organisationsstrukturwohl aberdie Arbeits- 
weise und die Arbeitsformen dieser Organi- 
sationsstruktur verändert. 

1. Ortsverein 
Die Parteistruktur, basierend auf Ortsvereinen 
und Arbeitsgemeinschaften,spiegelt eine Or- 
ganisationsform wider, die in den 1960iger 
und 1970iger Jahren nahezu perfekt auf das 
Lebensgefüh1,den Lebensstil und die Sozial- 
kultur der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gerichtet war. Der Ortsverein repräsentierte 
die Partei in einem lebendigen Stadtteil. Die 
Sozialstruktur des Stadtteils war geprägt 
durch die Nähe von Wohnen. Arbeiten, Ein- 
kaufen sowie Kultur und Freizeit, die sich im 
Vereinsleben undloder in Kirchengemeinden, 
Wohlfahrtsverbänden abspielte. 
Die SPD war damit lebendigerTeil der nach- 
barschaftlichen Beziehungen in den Wohn- 
revieren. Ihre Funktionäre und Repräsentan- 
ten waren bekannt und ansprechbar. 

la) Ortsvereine: Personelle Entwicklung 
Die Entwicklung der Gesellschaft zu einer 
vielfältigen Freizeit- und Mediengesellschaft 
hat tiefgreifendeveränderungen in die nach- 
barschafilichen Beziehungen im Stadtteil ge- 
bracht. Die Ausdifferenzierung und Internati- 
onalisierung der Industrie-. Energie- und Wis- 
sensgeseilschaft, aber auch das demogra- 
phisch gewandelte gesellschaftliche Leben in 
den Städten haben die Rahmenbedingungen 
von Politik tiefgreifend verändert.Mehr Flexi- 
bilität und Mobilität prägen das Leben der 
Menschen; hinzukommen ein anderes Frei- 
zeit-und einanderes Einkaufsverhaiten durch 
dievieifältigen Angebote,auch außerhalb der 
Stadtteile und Innenstädte. 
Diese Entwicklung ist auch im Leben der 
Ortsvereine spürbar, manchmal auch nur zu 
erahnen, hat aber in den Arbeitsweisen der 
Partei an der Basis weniger Auswirkungen. 
Die Strahlkraft gibt eher die Organisations- 
prinzipien Wehnerscher Politik wieder. Das 
muss sich ändern. 
Bedingt durch den Mitgliederschwund,der 
in den letztenzwei Jahren dramatisch zuge- 
nommen hat, sind in dieser Zeit auch Verän- 
derungen in der Ortsvereinsstruktur not- 
wendig geworden. Immer weniger Aktive 
waren für kleinere Ortsvereine verfügbar,so 
dass eine ganze Reihe von Fusionen und Ko- 
operationen von Ortsvereinen notwendig 
wurde. Dies war nicht in jedem Falle frei von 
Konflikten und hat in vielen Fällen auch zum 
Rückzug von Aktiven und Funktionären aus 
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der lebendigen Par- 
teiarbeit geführt. 
Insgesamt nimmt die 
Zahl derjenigen, die 
bereit waren und 
sind, Funktionen und 
Mandate zu über- 
nehmen, dramatisch 
ab. Für die Organisa- 
tion innerhalb der 
SPD hatte das auch 
zur Folge,dassz.B.die 
A r b e i t s g e m e i n -  
schaftsvorstände bis 
zur Handlungsunfä- 
higkeit ausgedünnt 
wurden. 
Wie die empirischen 
Untersuchungen .SPD von innen" in den 
1980er und 1990er Jahren nachgewiesen 
haben,ist darüber hinaus vorca.zehnJahren 
eine wichtige Gruppe für das innerparteili- 
che Leben komplett weggebrochen -und 
zwar die Gruppe der,,gelegentlich Aktivier- 
baren". Insbesondere in Wahlkampfzeiten 
war es für die Ortsvereine wichtig,Genossin- 
nen und Genossen anzusprechen,die nicht 
Mitglieder des Vorstandes waren oder die 
sich in den monatlichen Versammlungen 
nicht als Aktive hervortaten, aber für Som- 
merfeste, Verteilaktionen, Plakatierungen 
etc.ansprechbar und verfügbar für den Orts- 
verein waren (und auch noch angesprochen 
wurden!). Diese Gruppe ist zwischen den 
beiden Untersuchungen der Studie SPD von 
innen komplett weggebrochen.Sie existiert 
nicht rnehr.De Studie hat weiternachgewie- 
Sen, dass die Zahl der Aktiven nach wie vor 
um 10%der Mitgliedschaft pendelt. In klei- 
neren Ortsvereinen ist die Zahl relativgrößer 
als in größeren Ortsvereinen. 

(b) Ortsvereine: Entwicklung der Arbeits- 
formen 
Die Entwicklung einer modernen und 
schnelllebigen Mediengesellschaft mit einer 
sich rasant entwickelnden medialen Infor- 
mationsversorgung sowie die Ausbreitung 
des lnternets haben die Bedeutung der Orts- 
vereine und Arbeitsgemeinschaften zurver- 
mittiung politischer Informationen drama- 
tisch verändert.Das Setting und die Informa- 
tionen über ein politischesThema sind über 
Radio, Fernsehen, internet weitaus schneller 
und umfassender zu erhalten als durch eine 
informationsveranstaltung des Ortsvereins. 
Ausnahmen bilden hier selbstverständlich 
engere kommunalpolitischeThemen,dieauf 
der Ebene des Informationswertes von Lo- 
kalrundfunk und Tageszeitung liegen. 
Auf dieser Plattform und neben den klassi- 
schen Parteistrukturen entstanden früh Ar- 
beitskreise, Projektgruppen, Foren oder ande- 
re Formen, die das modernere gesellschaftli- 
che bzw. kulturelle Leben in die Partei hinein- 
spiegelten.Als ein Beispiel für eine solche Ent- 
wicklung können die Web-Sozis genannt 

werden, eine,,Selbsthilfegruppe der Webmas- 
ter in der SPD".Sie haben recht früh das Medi- 
um des lnternets für die Partei erkannt und 
Kontakt zu denjenigen gesucht,die ebenfalls 
aktiv mit und im lnternet arbeiten. 
Neben der kommunalpolitischen Präsenz 
und der Besetzung kommunalpolitischer 
Themen durch informationsveranstaltun- 
gen und Diskussionen zum Zwecke der Mei- 
nungsbildung ist in den Ortsvereinen nach 
wie vor das kulturelle Leben des Ortes eine 
wichtige Arbeitsgrundlage. Problematisch 
wird es, wenn das Ortsvereinsleben weniger 
als vier Mitgliederversammlungen, (auch 
wenn sie Bürgerversammiungen genannt 
werden und sich an die Öffentlichkeit rich- 
ten) im Jahr umfasst und neben dertraditio- 
nellen Weihnachtsfeier es keinen Raum für 
kulturell-geselliges Leben der Mitglieder 
gibt.Ortsvereine,die ihre Aktivitäten aufvor- 
standssitzungen sowie eine Jubilarehrung 
im Jahr red~zieren~spiegeln nicht mehr die 
notwendige Arbeitsstruktur einer den An- 
forderungen der Bürgerinnen und Bürger 
gerecht werdenden modernen Sozialdemo- 
kratie im jeweiligen lokalen Umfeld wieder. 
Der Ortsverein muss sich stärker in die Öf- 
fentlichkeit hinein orientieren. Die Partei 
muss Formen des Hineingehens in die Le- 
bensweit der Bevölkerung finden. Dies kön- 
nen selbstverständlich auch Versammlun- 
gen und Feste sein, nur müssen Ablauf und 
Mobilisierung für diese Aktivitäten sich den 
modernen Lebensformen im Stadtteil ent- 
sprechend verändern. 

2. Arbeitsgemeinschaften 
Die Arbeitsgemeinschaften erfüllten ihren 
Teil der Organisationsstrukturim Bereich der 
Zielgruppenarbeit. 
Die Jungsozialisten waren neben der sozia- 
listischen Jugend Deutschland - die Falken 
der politische Jugendverband der demokra- 
tischen Linken. Die Jungsozialisten besetz- 
ten nicht nur dasThema Jugendpolitik, son- 
dern mischten sich, getragen vom Lebens- 
gefühl der politischen Jugend im linken 
Spektrum, in die gesellschaftlichen Ausein- 
andersetzungen ein. 
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Die Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer- 
fragen, um noch eine zweite Arbeitsgemein- 
schah zu nennen, repräsentierte die Be- 
triebsarbeit der SPD. Die Betriebsgruppen 
sollten, wie Herbert Wehner es einmal aus- 
drückte, .Seismographen und Pulsmesser" 
für die Sozialdemokratie in den Betrieben 
und Belegschaften sein.Die Arbeitsgemein- 
schaft für Arbeitnehmerfragen war der 
Raum zum Austausch mit 8etriebsräten.Ver- 
trauensleuten und den hauptamtlichen Ge- 
werkschaftssekretären. 
Eine ähnliche in der Gesellschaft fundierte 
Zielgruppenarbeit leisteten insbesondere 
die Arbeitsgemeinschaften sozialdemokrati- 
scher Frauen und die Arbeitsgemeinschaft 
der Sozialdemokraten im Bildungswesen. 
Außer bei der Arbeitsgemeinschaft 60 plus 
sind die Aktivitäten und das Aktivenpotenti- 
al der Arbeitsgemeinschaften in den letzten 
fünf bis zehn Jahren rapide gesunken. 
Bedingt durch die ,,Funktionärsknappheit" 
der Ortsvereine kam es schleichend zur Häu- 
fung von Multifunktionären, die neben ei- 
nem kommunalpolitischen Mandat, einem 
Parteiabend auf örtlicher Ebene (Ortsverein. 
Stadtverband) auch Funktionen in den Ar- 
beitsgemeinschaften übernehmen mussten. 
Das lässt sich aber nicht langedurchhalten. 
Das Krahpotential derjenigen, die in den 
1970er und 1980er Jahren die Partei organi- 
siert haben, scheint aufgebraucht. In glei- 
chem Maße gingen die personellen und in- 
haltlichen Wechselbeziehungen zwischen 
Zielgruppen- und Parteiarbeit zurück oder 
sogar ganz verloren. 
Besonders signifikant ist dies bei der AfA. 
Hier trifft ein drastischer Rückgang der An- 
zahl der Betriebsgruppen mit der zuneh- 
mend kritischen Distanz von aktiven Ge- 
werkschafterlinnen zusammen. Umstruktu- 
rierungen im hauptamtlichen Bereich der 
Gewerkschaften und neue Anforderungen 
an die Arbeit von Betriebs- und Personalrä- 
ten haben dazu geführt, dass ein Engage- 
ment bei der AfA für viele gewerkschaftlich 
Aktive rein zeitlich nicht mehr möglich ist. 
Abgesehen davon: Die in mancher Gewerk- 
schaftsspitze und in den hauptamtlichen 
Strukturen zunehmende Parteiferne leistet 
hier einen zusätzlichen Beitrag. 
Nicht hilfreich ist dabei natürlich, dass sich 
die formale Organisationsform der Arbeits- 
gemeinschaften an der formalen Organisati- 
onsform der Partei orientiert (Wahl von Vor- 
ständen,Wahl von Delegierten).Dies führt zu 
einer permanenten Personalknappheit an 
Delegierten und Vorstandsfunktionären. 
Eine Lösung der Arbeitsgemeinschaften von 
der Zuordnung zu jeder Parteiebene ist nö- 
tig. um wieder zu einer wirksamen Zielgrup- 
penarbeit kommen zu können. 

3.Bildungsarbeit 
Ein drittes wesentliches Strukturelement der 
Partei war die innerparteiliche Bildungsar- 
beit. Die Idee war, in jedem Ortsvereinsvor- 

stand einen Bildungsobmann oder eine Bil- 
dungsobfrau zu wählen, um die innerpartei- 
liche Bildungsarbeit an der Basis zu veran- 
kern. So wurde die innerparteiliche Bil- 
dungsarbeit Qualifikationselement für den 
Ortsverein und die Arbeitsgemeinschaften. 
Es ist ein alter Reflex der Sozialdemokratieals 
,,Bildungsbewegung" auf Krisen der Organi- 
sationsstrukturen mit dem Ruf nach mehr Bil- 
dung zu reagieren. Immer wieder wurden, 
diesem Reflex entsprechend, seit den 70er 
Jahren versucht,die Bildungsarbeit wiederzu- 
beleben. In Intervallen wurden Zielgruppen- 
Seminare (Jugend,Frauen Senioren) oderthe- 
matisch ausgerichtete Seminare angeboten. 
Dem folgte ein Boom der,,Zukunhswerkstät- 
ten3'.Hier ging eszum ersten Mal um eine ge- 
meinsame Ausrichtung der Thematik mit ei- 
ner strategisch-organisatorischen Umset- 
zung der gewonnen Erkenntnisse. 

4.Projekte und Foren 
Bewährt zur Besetzung politischerThemen 
hat sich die Bildung von Projektgruppen an 
der auch ausdrücklich Nichtmitglieder, Ex- 
perten bzw.Funktionäre befreundeter Orga- 
nisationen etc. mitwirken können. 
Diese Projektgmppen - mit einem zeitlich und 
räumlich eingegrenzten Auhrag versehen - 
sind durchaus ein wichtiges Betätigungsfeld 
für diejenigen, die sich nicht auf Dauer, wohl 
aber zu einem bestimmten politischenThema 
mit einem klar umrissenen politischen gesell- 
schaftlichen Ziel engagieren wollen. 

III. Gesellschaftliche Herausforderungen 
für die Parteireform annehmen 
Elemente einer neuen Arbeitsstruktur exis- 
tieren bereits.Die klassischen Arbeitsformen, 
die modernen Arbeitsformen der Projekte 
und Forenarbeit,sie existieren nebeneinan- 
der mit mehr oder weniger deutlichen Be- 
rührungspunkten.ln letzter Zeit haben sich 
mehr Berührungspunkte dadurch ergeben. 
dass viele Funktionäre. die den Weg zurakti- 
ven Arbeit in der Partei über Foren und Pro- 
jekte gefunden haben, durch die Funktio- 
närsknappheit in Funktionen der klassischen 
Ortsvereins- und Arbeitsgemeinschahsar- 
beit integriert werden mussten. 
Damitdasgelingt bedarf es des Miteinander 
und nicht nur des Nebeneinander der ver- 
schiedenen Arbeitsstrukturen. Dennoch 
bleiben viele Lücken, die sich immer dann 
zeigen, wenn wir über Fragen der Neumit- 
gliederintegration,der Mitglieder~flege~der 
Mitgliederbetreuung diskutieren. Wenn die 
Aussage stimmt,dass es die ältesteTradition 
der SPD ist, immer eine moderne Partei ge- 
wesen zu sein,so muss nun als allerwichtigs- 
ter Punkt auf der Agenda die Frage der Ent- 
wicklung neuer Beteiligungsformen im Par- 
teileben gestellt werden. 

1. Neue Beteiligungsformen schaffen 
Man muss nicht ausschließlich den klassi- 
schen Fall des 38jährigen jungen Mannes in 



einem akademischen Beruf bemühen, der 
aufgrund seines Alters, seines Geschlechts 
und seiner beruflichen Orientierung in keine 
Arbeitsgemeinschaft passt und der sich 
nicht für die Themen interessiert, die in sei- 
nem Ortsverein behandelt werden (in der 
Regel kommunalpolitische Themen). Aber 
an dieser Person wird natürlich deutlich,dass 
es auch für eine Reihe anderer Genossinnen 

engesellschaft entwickelt, so kompliziert 
wird auch die Anforderung an ein modernes 
Partelleben. Ortsvereinsfunktionäre sind 
zurzeit Einzelkämpfer und versuchen, auf 
der Basis der oben beschriebenen Bedin- 
gungen das Ortsvereinsleben zu gestalten. 
Dabei zeigt sich sehr häufig die Unfähigkeit, 
die Aufqaben arbeitsteilig inTeamstrukturen 

Entwicklung einer Strategie und einer Ar- 
beitsplanung zurVerbesserung der Parteiar- 
beit in diesen Bezügen; 

Entwicklung von Strategien zur Beset- 
zung relevanterThemen; - Entwicklung von Strategien einer effekti- 
ven Zielgruppenarbeit; - Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit; 

Entwicklung von Arbeitsplänen,Zeitplä- 
nen und Controlling-Instrumenten; 

Entwicklung von neuen und Stärkung 
vorhandener Beteiligungsformen quer zur 
klassischen Sitzungskultur der Vorstände 
und Mitgliederversammlungen; 

Verbesserungen der Maßnahmen der 
Mitgliederbetreuung und -pflege; 

Selbstverständlich sind in diesem Zu- 
sammenhang auch strukturelle Frage wie 
z.B. eine Mindestgröße für Ortsvereine zu 
diskutieren; 
Auf der Ebene der Zielgruppenarbeit muss 
ebenfallseine kritische Analyse erfolgen.wie 
,,modern" in Sinne der Spiegelung der ge- 
sellschaftlichen Realität die derzeitigen 
Strukturen noch sind.lm Falleder Betriebsor- 
ganisationen ist deutlich. dass diese Form 
der Zielgruppenarbeit, die ,,Seismograph 
und Motor" (Wehner) sein sollte, bereits heu- 
te so nicht mehr stattfindet. 
In den Arbeitsgemeinschaften muss die Fra- 
ge,wie rational und zeitgemäß dieorganisa- 
tionsstrukturen sind, mit aller Konsequenz 
beurteilt werden. Das kann eine Neuausrich- 
tung der jeweiligen Zielgruppenarbeit als 
Forum bedeuten, wie sie z.B. bei der Junior- 
SGK bereits existiert. Auch eine Projektie- 
rung von Teilaufgaben der heutigen Arbeits- 
gemeinschaften ist ein denkbarer Weg. 

. 
zu erledigen. 
Es wird oft von Ortsvereinsvorsitzenden be- 
klagt, dass sie sich allein um die Fragen des 
Ortsvereinslebens kümmern. Ihre Fähigkei- 

und Genossen mit ähnlichen oder vergleich- 
baren Persönlichkeitsstrukturen so out wie 
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keine Beteiligungsmöglichkeiten am politi- 
schen Leben der SPDgibt.Auch hier hat die 
Organisationsstruktur ihre Grenzen gefun- 
den. Versuche, das aufzubrechen. wie 
beispielsweise das ProjektJnter 40jährige" 
des UB Recklinghausen, scheitern häufig an 
der Ernsthaftigkeit und an der Verbindlich- 
keit, mit der einzelne FunktionäreTeilprojek- 
te neuer Beteiligungsformen umsetzen. 
Dies heißt andersherum, die Partei muss es 
wollen,die Leute müssen es tragen,die Qua- 
lifikationen müssen geschaffen werden. 
Also:Personalentwicklung in all ihren Facet- 
ten ist notwendig. 
Die Debatte um eine moderne Mitglieder- 
Partei mit neuen Beteiligungsformen ist des- 
halb unausweichlich. Diese Weiterentwick- 
lung der klassischen Fragen der Mitglieder- 

ten und Fertigkeiten, um sich herum ein 
Team aufzubauen,Aktivezu motivieren,sind 
dabei sehr wenig entwickelt. Hier müssen 
Qualifikationen erworben werden, die es 
den Funktionären ermöglicht, diesen Her- 
ausforderungen gerecht zu werden. Inhalte 
der Bildungsarbeit müssen dabei die Ent- 
wicklung persönlicher Arbeitstechniken, Fra- 
gen der Selbstmotivation, Fragen der Füh- 
rung, natürlich auch der Rhetorik und der 
Projektorganisation sein. 
Hinzu kommen selbstverständlich techni- 
sche Fragen wie der Umgang mit Compu- 
tern und lnternet. 

(b) Projektmanagement und Themenbe- 
setzung 
Ausgehend von derAnnahme.dass dieoben 
beschriebene Besetzung von Themen durch 
Projektgruppen bzw.Foren ein wesentlicher 
Wes ist. um aktuellen politischen Themen 

betreuung, der Neumitgliederintegration 
und der Mitgliederpflege sind naturgemäß 
eine Fraae der Qualifikation und der Weiter- - 
entwicklung der eigenen Fähigkeiten und 
Fertigkeiten. Insofern muss es bei der Ent- 
wicklung neuer Beteiligungsformen auch 

- .  
und gesellschaftliche Entwicklungen ge- 
recht zu werden,so bedarf es der Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten,die Projekte zu entwi- 
ckeln, Projektziele und Unterziele zu formu- 
lieren, ein Controlling aufzubauen und dem 
Projekt einen sinnvollen Ablauf zu geben. 
Daneben muss es selbstverständlich auch 
um dieVermittlung entsprechender inhaltli- 
cher Positionen sowie einer öffentlichkeits- 
wirksame Darstellung der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge gehen. 
Notwendige Vorraussetzung, dass sich die 
innerparteiliche Bildungsarbeit in dieser 
Form organisiert. ist eine bessere Abstim- 
mung und Synchronisation der Bildungs- 
werke und deren Angebote. 

immer darum gehen,entsprechende Qualifi- 
kationen aufzubauen. Bildunasmaßnahrnen 
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durchzuführen. Diese Bildungsmaßnahmen 
sind in enger Ausrichtung auf den Prozess 
der Neubelebung der Mitgliederpartei 
durch Beteiligungsformen abzustimmen. 
Projektgruppen sind geeignet zum Aufbau 
von Dialogstrukturen, zur Gewinnung von 
Kontakten zu Multiplikatoren aus Wirtschaft, 
GewerkschaRVerbänden etc.Wenn sich die- 
se Dialogstrukturen alstragfähiger erweisen, 
als der zeitliche Rahmen eines Projektes er- 
l a u b t , ~ ~  lassen sich auf dieser Basis auf Dau- 
er angelegte Foren entwickeln. 

(b) Hauptamtliche Strukturen. 
Die Ausrichtung des,,hauptamtlichen Appa- 
rates" der NRWSPD entspricht den Struktu- 
ren der ,,Strukturierten Gesellschaft" der 
1970er und 1980er Jahre. Fast alle anderen 
Landesverbände und Bezirke haben Versu- 
che der Umorganisation hinter sich, die ent- 
weder dem Leitbild ,,Betreuung in der FIä- 
che" oder,Stärkung der Zentrale" entspra- 
chen. Beide Wege scheinen gescheitert, da 
sie in Bezug auf die notwendige Ressourcen- 
allokation und Integration an den Schnin- 
stellen und Knotenpunkten des Netzwerkes 
SPD und ihrer Verankerung in der Gesell- 
schaft schlichtweg den Apparat der SPDent- 
weder überfordert oder aus der Gesellschaft 
zurückgezogen haben. 
Bei allen Versuchen,das hauptamtliche Or- 
ganisationsgerüst zu erneuern, ist der sensi- 
belste Punkt die Diskussion der ehrenamtli- 
chen Vorstände der verschiedenen Ebenen 
über die Frage nach den Ansprüchen an 
hauptamtliche Arbeit.Hier gibt es bereits auf 
der Ebene der Ortsvereine und Unterbezirke 
große UnterschiedeEin großstädtischer Un- 
terbezirkund ein Unterbezirkin einem Land- 
kreis unterscheiden sich in ihren Arbeitsfor- 
men bereits heute strukturell. 

2. Innerparteiliche Bildungsarbeit 
Dieser hier umrissenen Strukturfolgend hat 
die innerparteiliche Bildungsarbeit einen an- 
deren Stellenwert einzunehmen. Sie stellt 
nicht mehr das lnformationsangebotfür Ak- 
tive und Funktionäre dar, die ein spezielles 
Thema vertiefend erarbeiten wollen. Viel 
mehr muss die innerparteiliche Bildungsar- 
beit sich auf zwei Bereiche konzentrieren: 
(a) Personalentwicklung und Qualifizierunq. 

3. Reform des Organisationsgerüstes 

(a) lebendige Mitgliederpartei 
Die Aufgabe,die Organisation der Partei ent- 
sprechend den gewandelten gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen neu auf zu stel- 
len, beginnt mit der Frage der künftigen Or- 
ganisation der 0rtsvereinsarbeit.Eine in die- 
sem Sinne moderne Ortsvereinsstruktur be- 
darf einer rationalen Jahre~pianung~die ver- 
schiedene Elemente berücksichtigen muss, 
wie sie 2.B. in der Projekt~kizze~lebendige 
Mitgliederpartei NRWSPD" beschrieben 

Qualifikation von ~rt~vereinsfunktionärin 
in Fragen der Führung eines 0rtsvereins.des 
Management und der Motivation von Akti- 
ven oder Mitgliedern und von Kandidat- 
innen und Kandidaten für Mandate aufjeder 
parlamentarischen Ebene. 
So kompliziert,wie sich eine moderne Medi- 

sind: 
Befähigung zur Analyseder gesellschaft- 

lichen und politischen Prozesse im lokalen 
Umfeld; 



~HEORIE & STRATEGIE 

Die Konsequenzaus dem oben beschriebe- Erstmals wird es ein formuliertes Berufs- entwickeln und eine Personalentwick- 
nen Prozess der Erneueruno muss lauten: bi ld für die Geschäftsführer(innen), lunu auch im ehrenamtlichen Bereich si- ... - .... - Die Planmäßigkeit des Einsatzes der 
hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) alsTeam 
muss die Zufälligkeit und das,,Einzelkämp- 
fertum" ersetzen. so wie es der Umstruktu- 
rierungsplan der NRWSPD vorsieht. 

Zum ersten Mal wird es eine Aufgaben- 
kritik für die Arbeit der Hauptamtlichen ge- 
ben. . Es werden Zuständigkeiten und Kompe- 
tenzen formuliert. 

Referent(inn)en und Mitarbeiterlinnen) 
geben. das transparent und nachvoll- 
ziehbar ist. Der Erfolg dieser neuen Ar- 
beitsstruktur hängt aber im wesentli- 
chen davon ab. wie es in der Praxis ge- 
lingt, die modernen Organisationsstruk- 
turen als Spiegelung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse umzusetzen. d.h. neue 
Beteiligungsformen zu schaffen, eine 
neue Qualität von Ortsvereinsarbeit zu 

- 
cherzustellen. 
Die nun angestrebte hauptamtliche Zu- 
sammenarbeit in regionalen Arbeitszu- 
sammenhängen unterhalb der früheren 
Bezirksstrukturen wird früher oder später 
die Frage aufwerfen,ob die neu geschaffe- 
ne hauptamtliche Struktur ohne politische 
Kommunikation im ehrenamtlichen Be- 
reich auskommt. An dieser Frage werden 
wir weiterarbeiten. SPW 2rzoo8 

Warmstart in die SPD- schaft. Gerhard Weisser hat spätestens seit - 
Programmdebatte 

" Der fruhere schleswia-holsteinische Finanz- 1 ' r , ,- 
Hubertus HeiMJuiiane Seifert, Soziales 
Deutschland, Für eine neue Gerechtigkeitspo- 
litik, VS-Verlag für Sozialwissenschaften 2005, 
147 Seifen,21,90 Euro 

- - . ' .) ; .... 
und jetzige lnnenminister Ralf Stegner hält in 

, ' '.*. " 
seinen Buchbeitrag ein engagiertes Plädoyer :,. .,.. , 

für den steuerfinanzierten Sozialstaat. Dabei - , , , .-, -. > . . , , t , . ,F' .C 

stellt er die richtige Frage, was einer Kommu- I ice?aDI@.r il;a;!Xiii> ~!~l~.'~,i: 

nedie Zuständigkeitfürdie Kindesbetreuung I 
nutze„wenn sie kein Geld dafür hat". 
Manche scheinen Sozialpolitik für Sozial- 
transferpolitik zu halten. Dem gegenüber 
machen Rolf G.Heinze und Josef Hilbert fun- 
dien deutlich,dass Sozialpolitikdurchaus In- 
vestitionen und wirtschaftlichen Struktur- 
wandel auslösen. Für die offenen Fragen des 
Lebens mit immer mehr älteren Menschen 
machen sie einen erhöhten Investitionsbe- 
darf aus.Sie sehen die Gefahr,dass die Wirt- 

Im Dezember haben Hubertus Heil und Juli- 
ane Seifert einen Sammelband zur sozialen 
Gerechtigkeit in der Bundesrepublik heraus- 
gegeben. Insgesamt wird deutlich, dass Heil 
dies Projekt begann und beendete, bevor er 
Generalsekretär der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands wurde. Das vorliegende 
Buch vereinigt sehr verschiedene Autoren, 
Textstile und Blickwinkel. 
Hartmut Häußermann und Martin Kronauerbe 
Zehen in 'nrem Beitrag aie Ergebnisse der bis- schaft die sicn entwicke nde Nachfrage in Brandenburg auf dem Weg in die aemogra- 
heriaen Armuts -Uno Reicnt~msberichterstat- diesem Z-sammenhana verscnlafen konnte. fische Zukunftsfahiqkeit zum Voro'ld und 
tungauf den Sozialraum in der Großstadt. An- In seiner Darstellung beschreibt Wolfgang Vorreiter in ~eutschland wird". 
hand wesentlicher Dimensionen -Erwerbsar- Schroeder, Abteilungsleiter Sozialpolitik der Als letzten Beitrag hatte man sich nun einen 
beitunterstützendesoziale Netze und Lebens- Industriegewerkschaft Metall, den Wandel Text gewünscht,der die Frage beantwortet: 
standardllebenxhancen-undderen Wechsel- des Arbeitsmarktes im Zusammenhang mit Wer soll für was zuständig sein bzw.wer soll 
wirkuno beschreiben siedas existente Ausmaß den Mitaliederverlusten der Gewerkschaf- was finanzieren? Darüber hinaus fehlen eini- 

~ ~-~~ > ~ - ~ -  -~~ ~~~ ~ - 
derAusgrenzung.Sieentlarven nebenbei naive ten.Bei ihnen stellt erThematisierungs-, Mo- ge Felderder5ozialpolitik.Bei derJugendhil- 
VorstellungenvonVerteilungspolitikalsVenei- bilisierungs- und Gestaltungsproblemefest. fepolitik ist dies besonders augenfällig. da 
lungvon Wohlstand.indemsieprovokantfest- Die Verteilungspolitik der Gewerkschaften sich einige Autoren besondern aufTeilhabe- 
stellen:,,Verarmungsrisiken sind in Deutschland habe sich mehr in Richtung betriebliche So- oder Chancengerechtigkeit konzentrieren. 
ungreich verteilt. Asen W chtigesFelozur Be  zial- -no Beschäft'gungspo itiK entwickelt. Bei desem Buch handelt es sich tveniger um 
kam~funa von Armut ~ n d  Au~arenz~na aefi- Dem Thema Bildunu widmet sich ,Lrqen eine sozialwissenschaftliche Diskussion. . -  > - - - 
nieren sie Wohnraumversorgung. Zöllner. Der rheinland-pfälzische Wissen- mehr um eine populärwissenschaftliche Dis- 
Von ganz anderem Charakter i s t  der Beitrag schaftsminister plädiert für einen allgemei- kussion, an der Sozialwissenschaftler betei- 
von Gert Wagner,dermit.Die Einkommensver- nen Zugang zu allen Bildungsinstitutionen, ligt sind.Man kann es als Warmstart der SPD- 
teilung in Deutschland überschrieben ist.Eine um die sozialen Schranken in Deutschland Prograrnmdebatte begreifen, die sich doch 
Tabelledazu sucht man veroebens.Handelt es abzubauen. Deutschland müsse eine ,,Bill weitgehend aufuehänut hatte.Deutlich wird 

~~~ ~~ A 

sich dabei doch um einen aktualisierten Feuil- 
letonbeitrag,der ursprünglich in der Süddeut- 
schen Zeitung erschienen ist.Inhalt: Eine Pole- 
mikgegen alle Kritiker der Agenda 2010. 
Mit Recht beschreibt Christoph Strünck Ge- 
rechtigkeit als teures Gut,das,,aber auch eine 
billige Ware"sei. Nicht folgen kann man ihm 
jedoch bei dem Versuch, die Abstammung 
der Gerechtigkeit erst im Naturrecht zu su- 
chen. Ist doch bekannt, dass Gerechtigkeit 
auch als soziale Gerechtigkeit bereits in der 
Bibel eine gewichtige Rolle spielt. Hinsicht- 
lich seines Verständnisses von Verteilungs- 
politik verweigert man ihm mit wissen- 
schaftlicher Kenntnis erneut die Gefolg- 

dungsrepublik werden. 
..Gesundheit für alle" fordern Karl Lauterbach 
und StephanieStockln dem System mit zahlrei- 
chen Interessengruppen werdezuviel blockiert. 
Interessanterweise analysieren Lauterbach und 
Stock, dass der Wettbewerb nicht allein dem 
Markt überlassen werden dürfte.Als Prinzipien 
einer solidarischen Gesundheitspolitik definie- 
ren sie u.a.:Solidarität erhalten,Transparenzver- 
bessern und Bildungspolitikeinbinden. 
Matthias Platzeck nimmt in seinem Beitrag 
zur demografischen Entwicklung noch völ- 
lig die Perspektive des Ministerpräsidenten 
ein. Er definiert als sein,.persönliches Ziel für 

.... die kommenden Jahre dass das Land 

- - 
bei der Lektüre: Eine neueVerteilungspolitik 
ist notwendig. Denn Stegner hat übertragen 
Recht:Was nutzt den Menschen alle Freiheit, 
z.B bei der Kindesbetreuung. wenn die Fi- 
nanzen nicht reichen? Jedoch ist Vertei- 
lungsgerechtigkeit nicht durch eine Be- 
standsaufnahme leerer Kassen zu erreichen. 
Dazu braucht es mehr Phantasie und Willen. 
Wer das aktuelle Alltagsbewusstsein der SPD 
kennen lernen oder sich an deren Progmmmde 
batte beteiligen will, dem kann das Paperback 
Heils und Seifern nützlich sein - trotz des offen- 
sichtlich fehlenden Korrektors imVCVwlag. 



Arbeit, Kapital und 
Staat. 

Heinz-J. Bontrup, Arbeit, Kapitol undStaat Piä- 
doyer für eine demokratische Wirtschaft, 2. 
Aufioge, 2005, PopyRosso Verlag Köin, iSBN 3- 
89438-326-7.424 Seiten,24,80 Euro 

Ausgehend von den konjunkturellen und 
vor allem strukturellen Verwerfungen der 
deutschen Wirtschaft untersucht Bontrup 
die Ursachen der gegenwärtigen Sklerose. 
Dabei rechnet er schonungslos mit der seit 
Mitte der 1970er Jahre betriebenen neolibe- 
ralen Politik ab. Statt sich immer weiter aus 
dem Wirtschaftsgeschehen zurückzuziehen 
und auf die viel bes~hworenen~aber oftmals 
überforderten .Selbstheilungskräfte" des 
Marktes blind zu vertrauen, sollte sich die 
Politik im Rahmen einer demokratischen 
Wirtschaftsordnung wieder auf ihre gestal- 
terische Aufgabe und Verantwortung besin- 
nen.Dies gelte eben nicht nur trotz,sondern 
gerade wegen der Globalisierung. Denn sie 
ist nicht vom Himmel gefallen. Sie wurde 
vielmehr politisch herbeigeführt,dabei aber 
zu sehr dem freien Spiel des Marktes und 
den Wünschen der Wirtschaft überlassen. ln- 
folgedessen sei die Machtbalance in der Ge- 
sellschaft aus den Fugen geraten. Der lange 
Zeit praktizierte.DreiklangU aus den system- 
immanent widersprüchlichen Interessen der 
Arbeiter und des Kapitals sowieder Aussteu- 
erung durch den Staat wurdenachhaltig ge- 
stört. Damit einher ging einerseits eine mas- 
sive Umverteilung zugunsten der Gewinn- 
quote,andererseits ein struktureller Mangel 
an Binnennachfrage,der durch die fiskalpoli- 
tische Enthaltsamkeit noch forciert wurde 
und ein zentrales Problem der anhaltenden 
ökonomischen Misere bildet. 
Im ersten Kapitel widmet sich Bontrup der 
menschlichen Arbeitskraft. Ausführlich 
blickt er dabei auf die historische Auseinan- 
dersetzung über die Bedeutung und die 
.Wertigkeit" dieses originären Produktions- 
faktors zurück. Dabei kritisiert er insbe- 
sondere die inzwischen weit verbreitetevor- 
stellung,der Mensch müsse als Arbeitskraft 
nur noch möglichst billig sein. Hierdurch 
werde das Kaufkraftargument, wonach Löh- 
ne in der Kreislaufbetrachtung nicht nur 
Kosten,sondern in gleicher Höhe auch Ein- 
kommen darstellen. vollkommen ausge- 
blendet. Der Druck auf die Arbeitseinkom- 
men führe so zu einer rückläufigen Entwick- 
lung der Masseneinkommen, wodurch 
wiederum Absatzkrisen mit nachfolgenden 
Entlassungswellen ausgelöst und in Verbin- 
dung damit wiederum sinkende Haushalts- 
einkommen hervorgerufen werdemzur un- 
aufhaltsamen Abwärtsspirale wird dieser 
Prozess spätestens dann, wenn der einzige 
Weg aus den Absatzkrisen darin gesehen 
wird,die Umverteilung zu Lasten der Löhne 
weiter zu verschärfen. 

Als Alternative dazu empfiehlt Bontrup im 
zweiten Kapitel mindestens eine am vertei- 
lungsneutralen Spielraum ausgerichtete 
produktivitätsorientierte Lohnpolitik bzw. 
sogar eine expansive Einkommenspolitik 
mit einer Rückverteilung zu Gunsten der 
Lohnquote durch Gewinn- undloder Kapi- 
talpartizipation der Arbeitnehmer. Der neo- 
liberalen G-l-B-Formel, wonach nur mehr 
Gewinne zu mehr!nvestitionen und damit 
zu mehr Beschäftigung führten,erteilt der 
Verfasser mit Blick auf die Empirie und die 
Theorie eine klare Absage: Warum, fragt 
Bontrup insbesondere, sollten Unterneh- 
men, für deren Investitionen die zukünfti- 
gen Absatz- und Gewinnerwartungen aus- 
schlaggebend sind, angesichts der umver- 
teilungsbedingt fehlenden Massenkauf- 
kraft ihren Kapitalbestand ausweiten? We- 
nig hilfreich seien auch die Hartz-Gesetze 
gewesenSie hätten mehrzu einer Bekämp- 
fung der Arbeitslosen als zur Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit beigetragen.Auch mit 
der weit verbreiteten Forderung nach Ar- 
beitszeitverlängerung will der Ökonom sich 
nicht anfreunden. Er betont im Gegenteil 
wie wichtig es in Anbetracht der Massenar- 
beitslosigkeit und der immer weiter ausein- 
anderklaffenden Schere zwischen Produkti- 
on und Produktivität sei,das verbleibende 
Arbeitsvolumen durch massive Arbeitszeit- 
verkürzung auf möglichst viele Schultern 
ZU verteilen. 
Im vorletzten Kapitel bringt Bontrup nicht 
nur seine wissenschaftlichen Erkenntnisse, 
sondern auch seine langjährigen Erfah- 
rungen als ehemaliger Arbeitsdirektor und 
Personalvorstand ein.Darin geht es um die 
,,Stellung und Rolle der Beschäftigten im 
Unternehmen". Diesem Abschnitt ordnet 
er mit Blick auf die Reformfähigkeit unse- 
rer Gesellschaft sogar eine zentrale Bedeu- 
tung zu:,,Will man gesellschaftlich etwas 
verändern.80 mussals erstes hier einever- 
änderung einsetzen" (S.103). Die Beschäf- 
tigten dürften nicht zur Manövriermasse 
eines stur am share-holder-value ausge- 
richteten Managements degradiert wer- 
den. Es bedürfe vielmehr im Sinne einer 
demokratischen Gesellschaftsordnung 
auch einer,,partizipativen Unternehmens- 
kultur,die den Menschen auch tatsächlich 
in den Mittelpunkt des unternehmeri- 
schen Geschehens stellt" (5. 126). Das 
derzeit diskutierte Zurechtstutzen der Mit- 
bestimmung weise da in die gänzlich fal- 
sche Richtung. Statt dessen präsentiert 
Bontrup als ,,vorwärtsweisendes Unter- 
nehmensmodell"eine umfassende paritä- 
tische Partizipation (5. 151). Zur Umset- 
zung seien aber auch starke Gewerkschaf- 
ten erforderlich. 
Abschließend leitet Bontrup mit demThe- 
ma ,,Wirtschaft und Staat in gesamtwirt- 
schaftlicher Sicht und Verantwortung" auf 
die makroökonomische Ebene über.Dabei 
bilde die von ihm vorgeschlagene gesamt- 

wirtschaftliche Planung durch eine aktive 
Wirtschaftspolitik, in deren Mittelpunkt 
..die Triade Arbeit, soziale Sicherheit und 
Umwelt" steht, geradezu ein integratives 
Element, um in einem ganzheitlichen An- 
satz die von ihm angestrebte partizipative 
und demokratische Unternehmenskultur 
erfolgreich etablieren zu können. Dem 
Staat alseinzige demokratisch legitimierte 
Institution falle dabei die Rollezu,die Inte- 
ressengegensätze zwischen Arbeit und 
Kapital auszutarieren. Dem Wettbewerbs- 
prinzip könne in diesem Zusammenhang 
angesichts der immanenten Vermach- 
tungstendenzen nicht vertraut werden, 
statt dessen bedürfe es einer Stärkung des 
verfassungsrechtlichen Sozialstaatsgebo- 
tes, wobei Bontrup zugleich die Beschnei- 
dung des Sozialstaates durch die Refor- 
men in der Sozial- und Krankenversiche- 
rung anprangert. Hinsichtlich der Prozess- 
politik seien die keynesianischen Ansätze 
in der Vergangenheit zu Unrecht diskredi- 
tiert worden. Der Rückzug der Geld- und 
Finanzpolitik aus der stabilisierungspoliti- 
schen Verantworrung sei letztlich mitver- 
antwortlich für die hinlänglich bekannten 
gesamtwirtschaftlichen Fehlentwicklun- 
gen. 
Selbst Leser,die seine Positionen nicht vor- 
behaltlos teilen, profitieren davon, dass der 
Okonom sich wohltuend vom populärwis- 
senschaftlichen .Einheitsbrei" abhebt und 
neue Denkanstöße vermittelt. Sein Plädoy- 
er für eine demokratische Wirtschaft wirkt 
allemal vielversprechend:,,Wirtschaft ist für 
den Menschen da und nicht umgekehrt! ... 
Ökonomie ist von Menschen gemacht und 
kann auch von Menschen verändert wer- 
den" (5.8). 
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